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Vorwort 

Die Idee der materiellen Mitarbeiterbeteiligung ist mit dem Aufkommen der so-
genannten New Economy wieder stärker in den Blickpunkt des öffentlichen In-
teresses gerückt, denn viele der am Neuen Markt gelisteten Unternehmen ha-
ben Aktienoptionspläne aufgelegt oder ihre Mitarbeiter über Family and 
Friends-Programme am Unternehmen beteiligt. Für diese Unternehmen stellt 
die materielle Beteiligung der Mitarbeiter ein Mittel dar, stark umworbene Mit-
arbeiter zu rekrutieren oder ans Unternehmen zu binden. Der hierfür notwen-
dige Vergütungsumfang kann von diesen meist jungen Unternehmen auf kon-
ventionellem Wege nicht aufgebracht werden. Die materielle Beteiligung der 
Mitarbeiter scheint also - zumindest für diese Unternehmen - ein erfolgver-
sprechendes personalwirtschaftliches Instrument zu sein. 

Trotz dieser und weiterer Vorteile, die der materiellen Beteiligung von Mitarbei-
tern zugeschrieben werden, konnte sich dieses Konzept bis heute nicht um-
fassend in der unternehmerischen Praxis durchsetzen, insbesondere nicht in 
kleinen und mittleren Unternehmen. Diese Diskrepanz war für das IfM Bonn 
Anlass, im wesentlichen drei Fragen nachzugehen: In welchem Umfang ist die 
materielle Mitarbeiterbeteiligung in Deutschland verbreitet, welche Erfolgswir-
kungen sind mit ihr verbunden und welche Hemmnisse stehen einer größeren 
Verbreitung von materiellen Mitarbeiterbeteiligungsmodellen entgegen. 

Zur empirischen Fundierung der Studie wurde zum einen auf aktuelle schriftli-
che Unternehmensbefragungen des IfM Bonn zurückgegriffen, zum anderen 
wurden 26 Beteiligungsunternehmen, die Mitglied der Arbeitsgemeinschaft 
Partnerschaft in der Wirtschaft e.V. (AGP) sind, telefonisch befragt. An dieser 
Stelle sei allen gedankt, die uns bei der Erstellung dieser Studie unterstützt 
haben, vor allem den befragten Unternehmen und der AGP für die Bereitstel-
lung von Adressmaterial. 

Uschi Backes-Gellner 
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1. Einleitung 

Die Idee der materiellen Mitarbeiterbeteiligung geht bis in das 19. Jahrhundert 
zurück, erlebte mehrfach eine Renaissance, sei es in den zwanziger Jahren 
des 20. Jahrhunderts, in der Phase nach dem zweiten Weltkrieg oder vorerst 
letztmalig in den neunziger Jahren des 20. Jahrhunderts (vgl. u.a. GAUGLER 
1997), konnte sich aber bis zum heutigen Tage nicht nachhaltig und umfas-
send in der unternehmerischen Praxis durchsetzen (vgl. HEERING 1999, 
S. 3). Nach Schätzungen der AGP, der Arbeitsgemeinschaft Partnerschaft in 
der Wirtschaft, gibt es rund 2.700 Beteiligungsunternehmen mit rund 2,3 Mill. 
beteiligten Mitarbeitern in Deutschland.1 Etwa die Hälfte dieser Unternehmen 
sind laut AGP dem Mittelstand zuzurechnen. 

Mit der materiellen Mitarbeiterbeteiligung – der Kapital- wie der Erfolgsbeteili-
gung – werden im allgemeinen positive Wirkungen verknüpft. Seitens der Un-
ternehmen werden mit ihr vornehmlich personal- und finanzwirtschaftliche Zie-
le verfolgt, die zumindest indirekt zur Erhöhung unternehmerischer Erfolgsma-
ße (z.B. Produktivität, Umsatz, Gewinn) beitragen sollen. Gelegentlich dient 
sie auch der Unternehmenssicherung oder der Regelung der Nachfolgeprob-
lematik. Seitens der Arbeitnehmer steht die Vermögensbildung im Vorder-
grund. 

Wenn mit dem Instrument der materiellen Mitarbeiterbeteiligung tatsächlich 
positive Wirkungen erzielt werden können, die sich letzten Endes im wirt-
schaftlichen Erfolg des Unternehmens niederschlagen, dann drängt sich die 
Frage auf, warum dieses Instrument nicht weiter verbreitet ist, insbesondere 
warum sich nicht mehr kleine und mittlere Unternehmen dieses Instrument zu 
Nutze machen. 

Dieser knappe Abriss gibt den Gang der Untersuchung vor. Im Mittelpunkt 
steht die Frage, ob mittels der materiellen Beteiligung von Mitarbeitern ein po-
sitiver ökonomischer Effekt für ein Unternehmen erzielt werden kann. Dies ist 
der Dreh- und Angelpunkt der Untersuchung, denn sollte die Frage verneint 
werden, ist davon auszugehen, dass Mitarbeiterbeteiligungsmodelle auf länge-
re Sicht keine Durchsetzungschance haben, auch wenn sie aus anderen 

                                         

1 Die Angaben der AGP unterschätzen zwar das tatsächliche Vorkommen materieller Mit-
arbeiterbeteiligungsmodelle deutlich (siehe Kapitel 2.4 dieser Arbeit), von einer weiten 
Verbreitung kann dennoch nicht die Rede sein. 
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Überlegungen heraus (z.B. Altersvorsorge, Vermögensbildung) wünschens-
wert sein mögen. 

Die Frage nach den möglichen Effekten materieller Mitarbeiterbeteiligungsmo-
delle soll auf zwei Wegen beantwortet werden. Zunächst gilt es zu klären, wel-
che finanz- und personalwirtschaftlichen Effekte theoretisch mit (welchen) ma-
teriellen Mitarbeiterbeteiligungsmodellen erzielt werden können. Auf den Er-
gebnissen dieser theoretischen Analyse aufbauend sollen mögliche Effekte 
empirisch überprüft werden. Diese empirische Überprüfung erfolgt wiederum 
zweigleisig. Zum einen werden bereits vorliegende empirische Studien zur  
ökonomischen Wirkung von materieller Mitarbeiterbeteiligung ausgewertet, 
zum anderen sollen sie auf Basis einer schriftlichen Unternehmensbefragung 
mit Hilfe multivariater Verfahren untersucht werden. 

Diese Untersuchungsschritte sollen im Übrigen nicht nur Auskunft über mögli-
che Wirkungen geben, sondern auch Hinweise darauf liefern, warum die mate-
rielle Mitarbeiterbeteiligung im Mittelstand im Vergleich zu Großunternehmen 
weniger verbreitet ist. Damit ist die Frage nach den Ursachen jedoch noch 
nicht erschöpfend behandelt. Weitere Aufschlüsse sollen in Expertengesprä-
chen und Fallstudien gewonnen werden, wobei sich hier das Augenmerk stär-
ker auf qualitative Faktoren richtet. So waren in der Vergangenheit sowohl auf 
Seiten der Unternehmer als auch auf Seiten der Arbeitnehmer und ihrer Ver-
treter ideologische Vorbehalte gegen die materielle Mitarbeiterbeteiligung fest-
zustellen (vgl. HEERING 1999, S. 32 ff., GUSKI/SCHNEIDER 1993, S. 7). 
Welche Widerstände, Hemmnisse und Hürden bestehen hier noch und wie 
konnten sie überwunden werden. Die Fallstudien und Expertengespräche 
können mit der Beantwortung dieser Fragen auch Auskunft darüber geben, auf 
welche Weise materielle Mitarbeiterbeteiligungsmodelle erfolgreich eingeführt 
werden können und unter welchen Bedingungen sie dauerhaft wirksam sind. 

Im zweiten Kapitel werden die Grundlagen der materiellen Mitarbeiterbeteili-
gung aufgezeigt. Dies schließt die Fragen ein, welche Formen der materiellen 
Mitarbeiterbeteiligung es gibt, welche Ziele die personalpolitischen Akteure mit 
ihr verfolgen, in welcher Weise sie die öffentliche Hand fördert und in welchem 
Umfang sie verbreitet ist? Im dritten Kapitel wird der Kernfrage der vorliegen-
den Untersuchung, den ökonomischen Wirkungen der materiellen Mitarbeiter-
beteiligung, nachgegangen, während sich das vierte Kapitel auf Basis der Fall-
studien mit den Einführungsbedingungen von Beteiligungsmodellen und den 
Notwendigkeiten der Modellpflege auseinandersetzt. Das abschließende fünfte 



 3

Kapitel fasst die wesentlichen Ergebnisse und die sich daraus ergebenden 
Folgerungen für Unternehmen und Wirtschaftspolitik zusammen. 
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2. Grundlagen der materiellen Mitarbeiterbeteiligung 

2.1 Formen: Vielfältige Gestaltungsmöglichkeiten 

Die Beteiligung der Mitarbeiter an ihrem arbeitgebenden Unternehmen setzt 
sich aus zwei Komponenten zusammen, der materiellen und der immateriellen 
Beteiligung (vgl. Abbildung 1). Diese beiden Komponenten können miteinan-
der verknüpft, aber auch jeweils einzeln in einem Unternehmen implementiert 
sein. Bei der immateriellen Mitarbeiterbeteiligung, also der Beteiligung der Mit-
arbeiter an Informations- und Entscheidungsprozessen im Unternehmen, wird, 
je nach dem, ob sie an gesetzliche Regelungen gebunden ist oder nicht, zwi-
schen gesetzlicher Mitbestimmung und freiwilliger Partizipation unterschieden. 
Von den drei wesentlichen Mitbestimmungsgesetzen ist – unternehmensgrö-
ßenbedingt – lediglich das Betriebsverfassungsgesetz von 1972 für kleine und 
mittleren Unternehmen relevant. 

Abbildung 1: Formen der Mitarbeiterbeteiligung 

01   08   01
© IfM Bonn

Mitarbeiter-
beteiligung

materiell

Kapital-
beteiligung

Fremdkapital-
beteiligung

Eigenkapital-
beteiligung

Erfolgs-
beteiligung

Gewinn-
beteiligung

Ertrags-
beteiligung

Leistungs-
beteiligung

Sonstige
Beteiligungs-

formen

Aktienoptionen

Zeit-
Wertpapiere

immateriell

gesetzliche 
Mitbestimmung

freiwillige 
Partizipation

 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an BECKER (1993, S. 329) und BMA (1999, S. 2) 

Die materielle Mitarbeiterbeteiligung wird im allgemeinen in die Beteiligung am 
Kapital und am Erfolg eines Unternehmens unterteilt. In jüngerer Zeit haben 
sich neue Formen der Mitarbeiterbeteiligung herausgebildet bzw. an Bedeu-
tung gewonnen. Dies gilt insbesondere für Aktienoptionspläne, aber auch für 
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sogenannte Zeit-Wertpapiere, wie sie von der Volkswagen AG begeben wer-
den. Diese beiden Formen sind in Abbildung 1 unter sonstigen Beteiligungs-
formen wiedergegeben.2 Bei der Kapitalbeteiligung stellen Mitarbeiter ihrem 
Arbeitgeber finanzielle Mittel zur Verfügung, sei es in Form von Eigen- oder 
von Fremdkapital. Die am weitesten verbreitete Form der materiellen Mitarbei-
terbeteiligung ist jedoch die Erfolgsbeteiligung. In diesem Fall gewährt ein Un-
ternehmen seinen Mitarbeitern ein zusätzliches Entgelt, dessen Ausschüttung 
an den Gewinn, den Ertrag oder die Erreichung bestimmter Leistungskennzif-
fern geknüpft ist. 

Die verschiedenen Formen der materiellen Mitarbeiterbeteiligung können im 
Folgenden nicht umfassend dargestellt werden. Sie sollen nur insoweit vorge-
stellt werden, wie es das Verständnis der nachfolgenden Ausführungen erfor-
dert. 

2.1.1 Kapitalbeteiligung 

Mit der Frage, ob sich Mitarbeiter am Eigen- oder am Fremdkapital des Unter-
nehmens beteiligen, sind gesellschafts-, steuer- und ggfs. arbeitsrechtliche 
Fragen verbunden, die sich auf die Eignung einer Beteiligungsform auswirken. 
Gesellschaftsrechtliche Gesichtspunkte kommen insbesondere bei der Eigen-
kapitalbeteiligung zum Tragen, da die mit der Beteiligung verbundenen Rechte 
und Pflichten rechtsformabhängig sind. Aus dem Rahmen fällt hier lediglich die 
stille Beteiligung, die bei jeder Rechtsform eingegangen werden kann. 

Eine Eigenkapitalbeteiligung am arbeitgebenden Unternehmen ist zwar grund-
sätzlich bei jeder Rechtsform möglich. Dennoch eignen sich bestimmte 
Rechtsformen mehr als andere für die Mitarbeiterbeteiligung. Näher vorgestellt 
werden sollen im folgenden die Beteiligung an einer Aktiengesellschaft, an ei-
ner GmbH und einer Kommanditgesellschaft sowie die stille Beteiligung. 

                                         

2 Hierunter fallen auch sogenannte virtuelle Aktien, wie sie die SAP AG zwischen 1.5.1998 
und April 1999 ausgegeben hatte. An die Stelle echter Aktien oder Aktienoptionen tritt 
das Recht, am Kursgewinnsteigerungspotential der AG teilzuhaben. Die Ausschüttung o-
rientiert sich nicht am Gesamtgewinn des Unternehmens oder dem persönlichen Ergeb-
nis des Mitarbeiters, sondern an der Wertentwicklung der Aktien der Gesellschaft. Der 
Vorteil dieser Konstruktion liegt darin, dass sie keine gesellschaftsrechtlichen Konse-
quenzen hat und mit keinen Insiderproblemen verbunden ist. Nachteilig ist hingegen, 
dass die Wertsteigerung der Aktien der Lohnsteuer unterliegt. (vgl. ROSCHMANN/ERWE 
2000, S. 45 f.) 
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Unter dem Begriff Belegschaftsaktien wird die Beteiligung von Mitarbeitern am 
Eigenkapital des arbeitgebenden Unternehmens durch Erwerb von Aktien die-
ses Unternehmens gefasst; häufig wird dieser Anteilserwerb von der arbeitge-
benden Aktiengesellschaft gefördert.3 Bei dieser Form der Mitarbeiterbeteili-
gung sind die Mitarbeiter am Wertzuwachs des Unternehmens sowie am jähr-
lichen Gewinn (Dividende) gemäß ihres Anteils beteiligt. Darüber hinaus ver-
leiht ihnen der Aktienbesitz die vollen Rechte eines Aktionärs. 

Im Vergleich zu anderen Eigenkapitalbeteiligungsformen verfügt die Beleg-
schaftsaktie über eine Reihe von Vorteilen (vgl. u.a. Projektgruppe "Materielle 
und immaterielle Mitarbeiterbeteiligung" 2001, S. 27 f.). Die Haftung der Mitar-
beiteraktionäre ist auf die Höhe der Einlage beschränkt, die Mitarbeiter können 
ihre Aktien, sofern die Aktiengesellschaft börsennotiert ist, jederzeit veräußern, 
und dem Unternehmen steht das Kapital unbefristet zur Verfügung. Mitarbeiter 
können sich auch mit kleinen Beträgen beteiligen, und die Bewertung der An-
teile ist, wiederum die Börsennotierung vorausgesetzt, jederzeit problemlos 
vorzunehmen, da sie an der Börse erfolgt. Viele mittelständische Aktiengesell-
schaften sind nicht börsennotiert (vgl. SCHAWILYE/GAUGLER/KEESE 1999, 
S. 64 ff.), so dass hier zwei wesentliche Vorteile der Belegschaftsaktie nicht 
wirksam werden können. 

Bei der Beteiligung von Mitarbeitern an Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung erwerben diese sogenannte Geschäftsanteile, wodurch die Mitarbeiter zu 
gleichberechtigten Gesellschaftern werden. Sie sind sowohl am Wertzuwachs 
als auch am jährlichen Gewinn (Verlust) des Unternehmens (gemäß ihres An-
teils) beteiligt. Die GmbH-Beteiligung weist im Vergleich zur Beteiligung an ei-
ner Aktiengesellschaft mehr Nachteile auf. Zwar ist auch hier die Haftung der 
Gesellschafter (indirekt) auf die Höhe der Einlage beschränkt, im Gegensatz 
zur börsennotierten Aktiengesellschaft können die Geschäftsanteile jedoch 
nicht jederzeit ohne weiteres veräußert werden4. Erschwert wird der Erwerb 
und Verkauf von GmbH-Anteilen zusätzlich durch die notwendige, jedoch prak-
tisch nur schwer vornehmbare Bewertung der Anteile. Seit die Mindesteinlage 
eines GmbH-Gesellschafters von 500,- DM auf 100 € reduziert wurde, ist hier-

                                         

3 Diese Förderung besteht meist in der Gewährung eines Vorzugskurses oder der Über-
nahme der Kosten der Beschaffung und Verwahrung von Aktien (vgl. GAUGLER 1967, S. 
745 f.). 

4 Weil zum einen neue Gesellschafter nicht immer problemlos gefunden werden können 
und zum anderen wegen der gesetzlichen Formvorschriften (notarielle Form) für die  
Übertragung von Geschäftsanteilen (§ 15 GmbHG). 
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in kein ernsthaftes Hindernis für die Mitarbeiterbeteiligung mehr zu erkennen. 
Da der GmbH-Gesellschafter mit umfassenderen Rechten als ein Aktionär 
ausgestattet ist, stößt die Beteiligung von Mitarbeitern bei dieser Rechtsform 
häufiger auf Widerstand der Alt-Gesellschafter. Diese fühlen sich gelegentlich 
in ihrer Macht eingeschränkt, sei es durch tatsächliche Einschränkungen der 
Einflussmöglichkeiten,5 sei es allein aufgrund der umfangreicheren Informatio-
nen, die den beteiligten Mitarbeitern nun zur Verfügung stehen6. Das Kapital 
steht der Gesellschaft unbefristet zur Verfügung. 

Die Beteiligung von Mitarbeitern an einer Kommanditgesellschaft ist (wie jene 
an einer offenen Handelsgesellschaft) möglich, in praxi jedoch kaum anzutref-
fen. Dies liegt bei der oHG vor allem darin begründet, dass die Gesellschafter 
auch mit ihrem Privatvermögen haften und den Gesellschaftern, selbst wenn 
sie von der Geschäftsführung per Gesellschaftsvertrag ausgeschlossen sind, 
weitgehende Informations- (§ 118 HGB) und Kontrollrechte zustehen. Die 
Rechte und Pflichten eines Komplementärs einer Kommanditgesellschaft sind 
jenen eines oHG-Gesellschafters vergleichbar. Anders ist dies beim Komman-
ditisten, dessen Haftung auf die Einlage beschränkt und der von der Ge-
schäftsführung ausgeschlossen ist. Überhaupt sind die Informations- und Kon-
trollrechte des Kommanditisten relativ schwach ausgeprägt. Die KG ist inso-
fern für eine Beteiligung von Mitarbeitern als Kommanditisten nicht schlecht 
geeignet. Das Kapital steht dem Unternehmen nur befristet zur Verfügung. 

Eine stille Gesellschaft kann unabhängig von der Rechtsform eines Unterneh-
mens gebildet werden, sie tritt nicht nach außen in Erscheinung. Ein stiller Ge-
sellschafter ist nicht am Wertzuwachs, sondern lediglich am Gewinn des Un-
ternehmens beteiligt.7 Wenn er auch am Verlust des Unternehmens beteiligt 
ist, beschränkt sich dieser auf seine Einlage. Der stille Gesellschafter hat keine 

                                         

5 Da nach § 47 GmbHG die Beschlüsse der Gesellschaft nach der Mehrheit der abgege-
benen Stimmen gefasst werden, tritt ein Machtverlust der Alt-Gesellschafter im allgemei-
nen erst dann ein, wenn den Mitarbeitern ein entsprechend hoher Anteil an der Gesell-
schaft überlassen wird. Ist dies nicht gewünscht, kann der an die Mitarbeiter auszuge-
bende Anteil entsprechend begrenzt werden. 

6 § 51 a GmbHG räumt jedem Gesellschafter das Recht ein, Auskunft über die Angelegen-
heiten der Gesellschaft und Einsicht in die Bücher und Schriften zu verlangen. Diesem 
Verlangen haben die Geschäftsführer unverzüglich nachzugeben. 

7 Die Beteiligung am Wertzuwachs ist lediglich bei der atypischen stillen Gesellschaft mög-
lich, bei der die Mitarbeiter steuerrechtlich zu Mitunternehmern werden. Die negativen 
Konsequenzen, die hieraus entstehen, sind jenen des Kommanditisten ähnlich und wer-
den in Kapitel 3.1.1.1 im Rahmen des Arbeitnehmers als Mitunternehmer aufgezeigt (sie-
he auch LANGHEIN 1987, S. 139 ff. sowie 234 ff.). 
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Geschäftsführungsbefugnis und ein eng begrenztes Kontrollrecht (§ 233 
HGB). 

Die klassische Form der Fremdkapitalbeteiligung von Mitarbeitern ist das Mit-
arbeiterdarlehen. Beim Mitarbeiterdarlehen stellen – wie der Name bereits 
sagt – Mitarbeiter dem Unternehmen für einen festgesetzten Zeitraum ein ver-
zinsliches Darlehen zur Verfügung, das am Ende der vereinbarten Laufzeit zu-
rückzuzahlen ist. Der Mitarbeiter nimmt die Position eines Kreditgebers und 
nicht die eines Gesellschafters ein. Er ist folglich nicht am Wertzuwachs des 
Unternehmens beteiligt und verfügt damit über keine Kontroll- und Mitbestim-
mungsrechte. Eine Beteiligung am Erfolg des Unternehmens ist nur dann zu 
erreichen, wenn die Höhe der Darlehenszinsen an den Unternehmenserfolg 
gekoppelt wird. 

Das Mitarbeiterdarlehen ist von der Rechtsform des Unternehmens unabhän-
gig und rechtlich einfach und individuell zu gestalten. Der Zins kann fix oder 
variabel, d.h. in Anlehnung an einen Marktzins oder gekoppelt an eine Erfolgs-
größe des Unternehmens, gewählt werden. Eine Beteiligung am Verlust des 
Unternehmens ist – abgesehen vom Konkurs des Unternehmens – ausge-
schlossen. Für das Unternehmen stellen die Zinszahlungen Betriebsausgaben 
dar. Beteiligungsmodelle in Form von Mitarbeiterdarlehen sind mit einem ge-
ringen Verwaltungsaufwand für das Unternehmen verbunden und können 
nach Ablauf des Darlehens ohne weiteres beendet werden. Andererseits müs-
sen bei Auslaufen des Modells alternative Finanzierungsquellen gefunden 
werden; dies ist insbesondere bei langjährigen Modellen wegen der Höhe der 
Darlehen bedeutsam. 

2.1.2 Erfolgsbeteiligung 

Unter dem Begriff Erfolgsbeteiligung werden im allgemeinen die Gewinn-, die 
Ertrags- und die Leistungsbeteiligung gefasst.8 Alle drei Formen stellen variab-
le Vergütungsbestandteile dar, die neben die fix vereinbarte Grundentlohnung 
treten. Abbildung 2 sind wesentliche Kennziffern (Beteiligungsbasen) zu ent-
nehmen, an die die Gewährung eines zusätzlichen Entgeltes gebunden wer-
den kann. 

                                         

8 Genau genommen stellen auch der Akkord- und der Prämienlohn Formen der Erfolgsbe-
teiligung dar. Da sie jedoch im allgemeinen gesondert behandelt werden, wird auch in der 
vorliegenden Untersuchung auf ihre Diskussion verzichtet. 
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Abbildung 2: Formen der Erfolgsbeteiligung 

01   08   02
© IfM Bonn

Erfolgsbeteiligung

Gewinnbeteiligung

Ausschüttungsgewinn-
beteiligung

Unternehmensgewinn-
beteiligung

Substanzgewinn-
beteiligung

Ertragsbeteiligung

Umsatzbeteiligung

Netto- oder 
Rohertragsbeteiligung

Wertschöpfungs-
beteiligung

Leistungsbeteiligung

Produktivitätsbeteiligung

Kostenersparnis-
beteiligung

Beteiligung am 
Produktionsvolumen

 
Quelle: BECKER (1993, S. 329) 

Im Vergleich zur Mitarbeiterkapitalbeteiligung besteht der wesentliche Vorteil 
der Erfolgsbeteiligung darin, dass sie ohne großen rechtlichen Aufwand im Ar-
beitsvertrag – nach individuell vereinbarten Parametern – geregelt werden 
kann. Dem steht als wesentlicher Nachteil die fehlende Beteiligung an der 
Substanz des Unternehmens gegenüber (vgl. ROSCHMANN/ERWE 2000, 
S. 45). 

2.1.3 Sonstige Beteiligungsformen 

Aktienoptionsprogramme räumen einem Mitarbeiter das Recht ein, eine fest-
gelegte Anzahl von Aktien des arbeitgebenden Unternehmens zu einem fest-
gelegten Preis (Basispreis) innerhalb einer festgelegten Zeitspanne zu bezie-
hen.9 Liegt der Aktienkurs bei der Ausübung über dem Basispreis, wird der 
Mitarbeiter sein Optionsrecht wahrnehmen, denn er erzielt einen Gewinn in 
Höhe der Differenz. Andernfalls wird er sein Ausübungsrecht nicht nutzen. Mit-

                                         

9 Ob und in welchem Umfang Mitarbeiter von den eingeräumten Aktienoptionen Gebrauch 
machen können, wird gelegentlich an das Erreichen bestimmter Kenngrößen geknüpft, 
z.B. dem Anstieg des Unternehmensgewinns oder Aktienkurses oder dem Überschreiten 
einer bestimmten Betriebszugehörigkeitsdauer (vgl. ROSCHMANN/ERWE 2000, S. 51) 
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arbeiter sind über Aktienoptionen am Wertzuwachs des Unternehmens betei-
ligt, weitere Rechte erwachsen ihnen jedoch nicht aus dem Optionsrecht. 

Das erstmalig von der Volkswagen AG 1998 eingeführte Zeitwertpapier fällt 
aus der üblichen Systematik der materiellen Mitarbeiterbeteiligung heraus, da 
es weder – auch nicht indirekt – eine Beteiligung am Kapital noch am Erfolg 
des Unternehmens verkörpert. Stattdessen steht, wie bereits der Name nahe 
legt, die Arbeitszeit im Kern des Konzepts. Arbeitnehmer sammeln über eine 
bestimmte Spanne ihres Arbeitslebens (überschüssige) Arbeitszeit an, um die-
ses Arbeitszeitguthaben dann in einer späteren Phase aufzuzehren. Letztlich 
verbirgt sich hinter dem Konzept des Zeitwertpapiers also eine Art Lebensar-
beitszeitkonto. Das VW-Modell sieht vor, dass zusätzlich zur eingebrachten 
Arbeitszeit (z.B. Überstunden, Sonderschichten, Sonderurlaub) Teile des Brut-
toentgeltes eingebracht und in Form von Zeitwertpapieren verbrieft werden 
können. Nach Vollendung des 55. Lebensjahres können die erworbenen An-
sprüche zur individuellen Verkürzung der Arbeitszeit genutzt werden. Ist dies 
aus betrieblichen Gründen nicht möglich, werden die Ansprüche in Form von 
Rentenzahlungen realisiert. Die Zeitwerte werden aus dem Bruttoeinkommen 
gebildet; die auf sie entfallenden Steuern und Sozialversicherungsabgaben 
werden erst mit Verwendung des Zeitwertguthabens fällig. Volkswagen legt die 
in Geld umgewandelten Zeitwerte in Spezialfonds an, die gegen Insolvenz ab-
gesichert sind (vgl. auch RUDOLF 2001, S. 167). Mittlerweile wurden Rege-
lungen geschaffen, die eine Übertragung der Ansprüche bei Arbeitsplatzwech-
sel ermöglichen. 

2.2 Ziele: Personalwirtschaftliche Ziele stehen im Vordergrund 

Mit der Einführung der Beteiligung der Mitarbeiter am Kapital und/oder am Er-
folg des Unternehmens können sich aus Sicht des Unternehmens und der Mit-
arbeiter verschiedene Ziele verbinden. Um welche es sich dabei handelt, kann 
den Tabellen 1 bis 3 entnommen werden. Augenfällig ist, dass die Unterneh-
men mit der materiellen Mitarbeiterbeteiligung häufig nicht ein einzelnes, son-
dern ein Bündel von Zielen verfolgen. 

Darüber hinaus fällt auf, dass, unabhängig vom Kreis der befragten Unter-
nehmen und dem Zeitpunkt der Befragung, wirtschaftliche Erfolgsziele, sei es 
die Erhöhung der Produktivität oder der Rentabilität, bei der Einführung mate-
rieller Mitarbeiterbeteiligungsmodelle nicht im Vordergrund stehen. Bei 
HÜBLER (1995, S. 218) werden Produktivitätsüberlegungen lediglich von der 
Hälfte der Unternehmen als Grund für die Einführung angegeben, ideelle oder 
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immaterielle Gründe haben eine höhere Bedeutung. In der IAAW-Erhebung 
werden die Steigerung des Kostenbewusstseins und der Produktivität noch als 
wichtiger Grund für die Einführung einer Mitarbeiterbeteiligung eingestuft, fünf 
andere Gründe haben jedoch für die Unternehmensleitungen eine höhere Be-
deutung. 

Tabelle 1: Gründe für die Einführung der Mitarbeiterbeteiligung (Mehrfach-
nennungen), in % der Unternehmen 

 Anteil 

Gebot der Fairness 78 

Erhöhung des Zusammengehörigkeitsgefühls 70 

fähige Personen für die Firma interessieren 58 

Produktivitätsüberlegungen 50 

Verringerung der Fluktuation 41 

steuerliche Erwägungen 28 

Anreize zum sparsamen Umgang mit Material 28 

Anreize zur Fehlzeitenreduktion 26 
n = 351 

Quelle: HÜBLER 1995, S. 218 

Unterschiede zwischen Unternehmensleitung und Interessenvertretern der Ar-
beitnehmer hinsichtlich der mit der Mitarbeiterbeteiligung verfolgten Ziele sind 
insofern zu erkennen, als die Arbeitnehmervertreter deren Bedeutung nahezu 
durchgehend geringer einschätzen als die Unternehmensleitungen (vgl. Tabel-
le 2). Dies spiegelt sich auch in den geringeren Anteilswerten der verschiede-
nen Hauptmotive an den Nennungen der Betriebsräte im Vergleich zu den Ge-
schäftsleitungen wider (vgl. Tabelle 3). Werden jedoch die Ziele in eine Rang-
folge gebracht, so sind zwischen Unternehmensleitung und Arbeitnehmerver-
tretern kaum Unterschiede festzustellen.10 

                                         

10 Welche Gründe Arbeitnehmer haben, sich einem Mitarbeiterbeteiligungsmodell anzu-
schließen, ist in den uns bekannten Studien nicht erhoben worden. Inwieweit die Ziele 
der Arbeitnehmer mit denen ihrer Vertreter oder denen der Unternehmensleitung über-
einstimmen, kann folglich nicht festgestellt werden. 
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Tabelle 2: Durchschnittliche Bedeutung verschiedener Gründe für die Ein-
führung einer Mitarbeiterbeteiligung für Unternehmensleitung und 
Arbeitnehmervertreter (1 = sehr wichtig, 5 = unwichtig) 

Gründe Unternehmens-
leitung 

Arbeitnehmer-
vertreter 

Steigerung des Interesses am Unternehmen, der Iden-
tifikation mit dem Unternehmen, des Informationsbe-
dürfnisses der Mitarbeiter 

 
 

1,29 

 
 

1,79 

Verbesserung des Betriebsklimas und der innerbetrieb-
lichen Zusammenarbeit 

 
1,86 

 
2,43 

Reduzierung der Fluktuation von Mitarbeitern, Mitarbei-
terbindung an das Unternehmen, Mitarbeitergewinnung

 
 

1,86 

 
 

2,50 

Steigerung der Arbeitszufriedenheit 1,92 2,46 

Verbesserung des Verständnisses für wirtschaftliche 
Zusammenhänge 

 
2,07 

 
2,71 

Steigerung des Kostenbewusstseins 2,21 2,43 

Steigerung der Produktivität der Mitarbeiter 2,38 2,62 

Ausnutzung staatlicher Vergünstigungen (bspw. § 19a 
EStG) 

 
2,45 

 
2,64 

Verbesserung der Vermögensbildung 2,46 2,38 

Erhöhung der Sicherheit der Arbeitsplätze 2,57 2,93 

Mentoren, Besuch bei Unternehmen, die bereits eine 
Mitarbeiterbeteiligung eingeführt haben 

 
2,67 

 
3,25 

Senkung der Zahl der Reklamationen 2,69 3,46 

Steigerung der Umsatzrendite 2,71 3,36 

Reduzierung des Krankenstandes und der Fehlzeiten 2,93 3,21 

Senkung des Produktionsausschusses 2,93 3,21 

Erhöhung der Liquidität 3,00 2,92 

Steigerung der Zahl der Verbesserungsvorschläge 3,07 3,00 

Beratende Starthilfe 3,08 3,50 

Verbilligung der Refinanzierung durch Stärkung der Ei-
genkapitalbasis 

 
3,29 

 
3,64 

Finanzielle Starthilfe 3,73 3,45 

Reduzierung des Unternehmensrisikos 4,14 3,79 
n = 28  

Quelle: IAWW 1999, S. 26 



Tabelle 3: Hauptmotive bei der Einführung der Mitarbeiterbeteiligung bei der Geschäftsleitung bzw. beim Betriebsrat 
(Mehrfachnennungen), in % der Betriebe 

 Geschäftsleitungen Betriebsräte 

 Insgesamt Kleinbetriebe Mittelbetriebe Großbetriebe Insgesamt Kleinbetriebe Mittelbetriebe Großbetriebe 

Stärkung der Eigenkapi-
talbasis/Erweiterung des 
betrieblichen Finanzie-
rungsspielraums 

 
 
 

34,2 

 
 
 

52,6 

 
 
 

36,4 

 
 
 

26,3 

 
 
 

28,2 

 
 
 

16,7 

 
 
 

39,0 

 
 
 

23,8 

Schaffung von Leis-
tungsanreizen 

 
49,2 

 
42,1 

 
52,3 

 
49,1 

 
35,1 

 
50,0 

 
43,9 

 
29,8 

Verminderung der be-
trieblichen Personalfluk-
tuation 

 
 

28,3 

 
 

36,8 

 
 

29,5 

 
 

24,6 

 
 

20,6 

 
 

- 

 
 

29,3 

 
 

17,9 

Vermögensbildung in 
Arbeitnehmerhand als 
gesellschaftspolitisches 
Ziel 

 
 
 

82,5 

 
 
 

57,9 

 
 
 

86,4 

 
 
 

87,7 

 
 
 

58,8 

 
 
 

66,7 

 
 
 

48,8 

 
 
 

63,1 

Verbindung von Vermö-
gensbeteiligung und 
Altersversorgung als 
Ergänzung/Ersatz der 
herkömmlichen Betriebs-
rente 

 
 
 
 
 

15,0 

 
 
 
 
 

10,5 

 
 
 
 
 

18,2 

 
 
 
 
 

14,0 

 
 
 
 
 

14,5 

 
 
 
 
 

16,7 

 
 
 
 
 

14,6 

 
 
 
 
 

14,3 

Sonstige Motive 19,2 31,6 18,2 15,8 12,2 0 14,6 11,9 
 n = 120    n = 131    

Quelle: SCHÄFER 1992, S. 118 f. 
(Kleinbetriebe: bis zu 49 Beschäftigte, Mittelbetriebe: 50 bis 499 Beschäftigte, Großbetriebe 500 und mehr Beschäftigte)
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Eine Differenzierung der Hauptmotive für die Einführung der Mitarbeiterbeteili-
gung nach Unternehmensgrößenklassen führt zu dem Ergebnis, dass die Ver-
mögensbildung in Arbeitnehmerhand bei allen Unternehmen zwar das Haupt-
motiv ist, das jedoch von weitaus weniger Kleinbetrieben genannt wird. In 
Kleinunternehmen mit bis zu 49 Beschäftigten ist die Stärkung der Eigenkapi-
talbasis bzw. die Erweiterung des betrieblichen Finanzierungsspielraums na-
hezu von gleicher Bedeutung, wohingegen es in Mittel- und Großbetrieben von 
deutlich geringerer Bedeutung ist. 

Führt man sich noch einmal die verschiedenen Formen und Ziele der materiel-
len Mitarbeiterbeteiligung vor Augen, ist leicht zu erkennen, dass sich nicht mit 
jeder Form der materiellen Mitarbeiterbeteiligung jedes Ziel erreichen lässt. 
Hieraus ergibt sich eine erste, grundlegende Anforderung an ein erfolgreiches 
Mitarbeiterbeteiligungsmodell: Es muss so gewählt und ausgestaltet werden, 
dass es geeignet ist, die angestrebten Ziele auch zu erreichen. Übersicht 1 
gibt einen Überblick über Kombinationen von materiellen Mitarbeiterbeteili-
gungsformen und Zielen, die dieser Anforderung genügen.11 

Übersicht 1: Geeignete Kombinationen von materiellen Mitarbeiterbeteili-
gungsformen und Zielen 

Ziele Formen der materiellen  
Mitarbeiterbeteiligung 

Erhöhung des Eigenkapitals Eigenkapitalbeteiligung mit gleichzeitiger Er-
höhung des Eigenkapitals 

Erhöhung der Liquidität Eigenkapitalbeteiligung mit gleichzeitiger Er-
höhung des Eigenkapitals sowie Fremdkapi-
talbeteiligung 

Erhöhung der Motivation der Mitarbeiter Eigenkapitalbeteiligung, Gewinnbeteiligung, 
Aktienoptionsplan 

Bindung von (hochqualifizierten) Mitarbeitern 
an das Unternehmen 

Eigenkapitalbeteiligung, Gewinnbeteiligung, 
Aktienoptionsplan 

Gewinnung von (hochqualifizierten) Mitarbei-
tern 

Gewinnbeteiligung, Aktienoptionsplan 

Sicherung des Arbeitsplatzes im eigenen Un-
ternehmen 

Eigen- und Fremdkapitalbeteiligung 

Beitrag zur Regelung der Nachfolge Eigenkapitalbeteiligung 
© IfM Bonn

Quelle: Eigene Zusammenstellung 

                                         

11 Bei der Zusammenstellung von Zielen und Formen materieller Mitarbeiterbeteiligung 
wurden die in Kapitel 3.1.1 und 3.1.2 herausgearbeiteten finanz- und personalwirtschaftli-
chen Wirkungen der verschiedenen Beteiligungsformen berücksichtigt. 
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2.3 Staatliche Förderung 

Die Beteiligung von Arbeitnehmern am Kapital ihres arbeitgebenden Unter-
nehmens wird staatlich gefördert, zum einen im Rahmen des 5. Vermögens-
bildungsgesetzes durch Zahlung einer Sparzulage und zum anderen durch 
teilweise Befreiung von Steuern und Sozialabgaben auf der Basis des § 19 a 
Einkommensteuergesetz.12 

2.3.1 Fünftes Vermögensbildungsgesetz 

Die staatliche Förderung der Mitarbeiterkapitalbeteiligung ist Teil der allgemei-
nen Förderung der Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand. Ansatzpunkt der 
Förderung sind die sogenannten vermögenswirksamen Leistungen; dies sind 
Geldleistungen, die der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer gemäß dem 5. Ver-
mögensbildungsgesetz anlegt. Aufgrund tarifvertraglicher Regelungen hat die 
Mehrzahl der Arbeitnehmer in den alten Ländern einen Anspruch auf ebensol-
che Leistungen, die sich je nach Branche zwischen 156 DM und 936 DM pro 
Jahr bewegen.13 Dem Arbeitnehmer steht es offen, diese Leistungen durch 
Teile seines Lohnes oder Gehaltes zu ergänzen (§ 11 VermBG). 

Zu den möglichen Anlageformen gehört, wie Übersicht 2 zu entnehmen ist, die 
Beteiligung am Produktivkapital entweder des arbeitgebenden oder eines an-
deren Betriebes. Hier interessiert die Beteiligung am arbeitgebenden Unter-
nehmen. Diese ist nach § 2 VermBG in Form des Mitarbeiter-Darlehens,14 der 
Schuldverschreibung, der Genussscheine/-rechte, der Stillen Beteiligung,15 

                                         

12 Darüber hinaus gibt es in einigen wenigen Bundesländern Maßnahmen zur Förderung 
von Mitarbeiterbeteiligung, die außer in den neuen Bundesländern nicht finanzieller Natur 
sind. Berlin, Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Thüringen übernehmen Bürgschaften 
(vgl. HEERING 1999, S. 13 f.). 

13 In den neuen Ländern sind vermögenswirksame Leistungen in weitaus weniger Branchen 
tariflich geregelt als in den alten Ländern (vgl. WSI Tarifarchiv 2000:  
www.boeckler.de/wsi/tarchiv/tiu/2000/jb-verm.html).   
In Ostdeutschland waren 1999 im Vergleich zu Westdeutschland, wo rund 73 % der Be-
schäftigten einem Tarifvertrag unterlagen, lediglich 57 % der Beschäftigten tariflich ge-
bunden. Diese geringere Tarifbindung trägt ebenfalls dazu bei, dass ostdeutsche Be-
schäftigte seltener in den Genuss von vermögenswirksamen Leistungen kommen. 

14 Das Arbeitnehmer-Darlehen sowie die Schuldverschreibung müssen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 gegen das wirtschaftliche Risiko des Arbeitgebers abgesichert sein, um nach dem 
5. Vermögensbildungsgesetz als auch nach § 19 a EStG förderungsfähig zu sein.  

15 Gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 VermBG darf der stille Gesellschafter kein Mitunternehmer im 
Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG sein. Zur Frage des Mitunternehmertums siehe auch 
S. 39 dieser Arbeit. 
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der indirekten Beteiligung, der Genossenschaftsbeteiligung, des GmbH-Anteils 
und der Aktien möglich. Anlagen in Produktivkapital werden mit einer Sparzu-
lage von 20 % des Anlagebetrages, maximal 82 € pro Jahr gefördert, sofern 
das zu versteuernde Jahreseinkommen nicht 17.900 € (Alleinstehende) bzw. 
35.800 € (Verheiratete) überschreitet (§ 13 VermBG). Die Sparzulage wird nur 
dann ausgezahlt, wenn eine Sperrfrist von mindestens sechs Jahren eingehal-
ten wird; bei betrieblichen Beteiligungen gilt diese Sperrfrist für jeden Jahres-
anlagebetrag gesondert (vgl. JUNTERMANNS 1991, S. 12). Zur Auszahlung 
gelangt die Zulage erst mit Ablauf der Sperrfrist (§ 14 Abs. 4 VermBG). 

Übersicht 2: Sparzulage nach dem 5. Vermögensbildungsgesetz 

Sparzulage des 
Staates 

20 %  
(in Ostdeutschland: 25 % bis zum 

Jahr 2004) 

max. 82 € p.a. 

10 % 

 
 

max. 48 € p.a. 

0 % 

 
 
– 

Produktivkapital Wohnungsbau Geldvermögen 

im arbeitgebenden 
Betrieb 

außerbetrieblich   

Bei folgenden 
Anlageformen 

Aktien 
GmbH-Anteile 
Genossenschafts-
guthaben 
Stille Beteiligung 
Genussrechte/ 
-scheine 
Arbeitnehmer-
Darlehen 

Investmentfonds 

Beteiligungs-
sondervermögen

Bausparverträge Kontensparen 

Lebensversiche-
rungen 

408 € p.a. 480 € p.a. Maximal förder-
fähiger Sparbe-
trag aus lohnsteuer- und sozialversicherungspflichtigen 

vermögenswirksamen Leistungen finanziert 

– 

Einkommens-
grenzen staatli-
cher Förderung 

Arbeitnehmer mit einem zu versteuernden Einkommen 
von bis zu 17.900 € (Alleinstehende) bzw. 35.800 € 

(Verheiratete) 

– 

Sperrfrist 6 Jahre 7 Jahre – 

Quelle: In Anlehnung an BAYERISCHE STAATSREGIERUNG u.a. (2001, S. 19) 

Die Anlage der vermögenswirksamen Leistungen im arbeitgebenden Unter-
nehmen ist in zweifacher Hinsicht für das Unternehmen von Vorteil. Zum einen 
wird der mit der Auszahlung der vermögenswirksamen Leistungen verbundene 
Liquiditätsabfluss um einen beträchtlichen Zeitraum verzögert, zum anderen 
kann auf diese Weise, sofern geeignete Beteiligungsformen gewählt werden, 
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die Eigenkapitalbasis verbreitert und damit die Fremdfinanzierungsmöglichkeit 
verbessert werden.16 

2.3.2 § 19 a Einkommensteuergesetz 

Wird die Beteiligung am arbeitgebenden Unternehmen verbilligt oder kostenlos 
eingeräumt, stellt die Differenz zwischen tatsächlichem Wert und Kaufpreis ei-
nen geldwerten Vorteil dar, der einkommensteuer- und sozialversicherungs-
pflichtig ist (siehe Kapitel 3.1.1). Hier setzt die Förderung nach § 19 a EStG 
an. Dieser geldwerte Vorteil ist steuer- und sozialabgabenfrei, soweit er nicht 
höher ist als der halbe Wert der Beteiligung und insgesamt 154 € im Jahr nicht  
übersteigt. Mit anderen Worten: Die Steuerfreiheit ist auf die Hälfte des Beteili-
gungswertes begrenzt, höchstens jedoch auf 154 € jährlich. Geldwerte Vortei-
le, die außerhalb dieser Grenzen liegen, unterliegen der regulären Steuer- und 
Sozialabgabenpflicht.17 

2.3.3 Beurteilung der staatlichen Fördermaßnahmen 

Sowohl das 5. Vermögensbildungsgesetz als auch § 19 a EStG fördern eine 
Mitarbeiterkapitalbeteiligung nur dann, wenn sie seitens des Unternehmens 
unterstützt wird, sprich: entweder aus vermögenswirksamen Leistungen finan-
ziert oder verbilligt eingeräumt wird (vgl. auch MICHAELIS/SPERMANN 1993, 
S. 228). Beteiligt sich ein Arbeitnehmer aus privatem Vermögen in voller Höhe 
am Kapital seines arbeitgebenden Unternehmens, wird ihm hingegen keinerlei 
Förderung zuteil. 

Der Umfang der Förderung der materiellen Mitarbeiterbeteiligung ist also in 
mehrerer Hinsicht beschränkt. Alles in allem steht die Vermögensbildung in 
Arbeitnehmerhand im Vordergrund und weniger eine allgemeine Förderung 
der Mitarbeiterkapitalbeteiligung. Das Ziel, das Beteiligungsvolumen von Ar-
beitnehmern an ihren arbeitgebenden Unternehmen zu erhöhen, ist auf diese 
Weise nur in kleinen Schritten zu erreichen. 

2.4 Empirische Daten zur Verbreitung materieller Mitarbeiterbeteiligung 

Die Angaben über die Verbreitung materieller Mitarbeiterbeteiligungsmodelle 
gehen weit auseinander. So geht die Arbeitsgemeinschaft Partnerschaft in der 
                                         

16 Siehe hierzu ausführlich Kapitel 3.1.1. 
17 Die Knüpfung der Steuerbegünstigung an die Einhaltung einer Sperrfrist von mindestens 

sechs Jahren wurde per 1.1.2002 aufgehoben. 
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Wirtschaft e.V. (AGP) für das Jahr 1999 von rund 2.700 Beteiligungsunter-
nehmen aus, in denen 2,3 Millionen Mitarbeiter mit einem Kapital von 25 Mrd. 
DM beteiligt sind. Demgegenüber hat MÖLLER (2000, S. 569) auf der Grund-
lage des IAB-Betriebspanels hochgerechnet, dass rund 77.000 westdeutsche 
und 20.000 ostdeutsche Betriebe Erfolgs- oder Kapitalbeteiligungsmodelle ein-
geführt haben. Dies entspricht einem Anteil von ca. 5 % aller deutschen Be-
triebe. 

Das Institut für Mittelstandsforschung Bonn hat in den vergangenen Jahren 
mehrere Unternehmensbefragungen durchgeführt, in denen am Rande auch 
die materielle und immaterielle Mitarbeiterbeteiligung Gegenstand der Unter-
suchung war. Diese Befragungen können weiteren Aufschluss über die Ver-
breitung materieller Mitarbeiterbeteiligungsmodelle geben. Vor allem aber soll 
auf ihrer Grundlage aufgezeigt werden, wie die Verbreitung materieller Mitar-
beiterbeteiligungsmodelle von verschiedenen Unternehmensstruktur- und per-
sonenbedingten Merkmalen abhängt. 

2.4.1 Die Datenbasis 

Die wesentlichen Informationen über die drei genutzten Datensätze sind in  
Übersicht 3 zusammengefasst. Während die Studie "Wettbewerbsfaktor Fach-
kräfte" alle Branchen der gewerblichen Wirtschaft einschließt, konzentriert sich 
die Studie "Das industrielle Familienunternehmen" auf das Verarbeitende Ge-
werbe sowie unternehmensnahe Dienstleister. Die Studie "Wachstumsmarkt 
Dienstleistungen" bezieht sich hingegen ausschließlich auf unternehmensnahe 
Dienstleister. Regionalen Einschränkungen unterliegt keine der drei Studien. 
Eine repräsentative Abbildung der Unternehmensgrößenstruktur der Gesamt-
wirtschaft enthält keines der drei Samples, d.h. Kleinstunternehmen sind unter- 
und Großunternehmen überrepräsentiert. Allerdings ermöglicht die große Zahl 
der Großunternehmen erst entsprechende unternehmensgrößenspezifische  
Analysen sowie den Vergleich mittelständischer mit Großunternehmen. 
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Übersicht 3: Die genutzten Datensätze 

 Das industrielle  
Familienunternehmen

(WALLAU/KAYSER/
BACKES-GELLNER 

2001) 

Wettbewerbsfaktor 
Fachkräfte 

(BACKES-GELLNER/
FREUND/KAY/ 

KRANZUSCH 2000) 

Wachstumsmarkt 
Dienstleistungen 

(WIMMERS/ 
HAUSER/ 

PAFFENHOLZ 1999)

Befragungszeitraum Frühjahr 2001 Frühjahr 1999 Frühjahr 1998 

Samplegröße 957 Unternehmen 735 Unternehmen 1.271 Unternehmen 

Unternehmensgrö-
ßenstruktur 

95,8 % mittelständi-
sche Unternehmen 
(mit weniger als 500 
Beschäftigten) 

96,3 % mittelständi-
sche Unternehmen 
(mit weniger als 500 
Beschäftigten) 

98,2 % mittelständi-
sche Unternehmen 
(mit weniger als 500 
Beschäftigten) 

Branchenstruktur Verarbeitendes Ge-
werbe (überwiegend), 
Bergbau, Baugewer-
be, unternehmensna-
he Dienstleister 

Verarbeitendes Ge-
werbe, Baugewerbe, 
Handel, freiberufliche 
Dienstleister, übrige 
Dienstleister 

Unternehmensnahe 
Dienstleister 

Regionalstruktur Keine regionale Be-
schränkung, 18,1 % 
der Unternehmen ha-
ben ihren Sitz in den 
neuen Bundesländern 
(einschließlich Berlin) 

Keine regionale Be-
schränkung, 32,4 % 
der Unternehmen ha-
ben ihren Sitz in den 
neuen Bundesländern 
(einschließlich Berlin) 

Keine regionale Be-
schränkung, 16,4 % 
der Unternehmen 
haben ihren Sitz in 
den neuen Bundes-
ländern (einschließ-
lich Berlin) 

 © IfM Bonn

 

2.4.2 Gewinnbeteiligung wesentlich häufiger anzutreffen als Kapitalbetei-
ligung 

Die Studien des IfM Bonn zeigen im Vergleich zu den eingangs genannten 
Quellen eine weitaus größere Verbreitung von Beteiligungsmodellen. So ga-
ben 17,1 % der im Frühjahr 2001 von WALLAU/KAYSER/BACKES-GELLNER 
befragten Unternehmen an, ihre Mitarbeiter materiell zu beteiligen. Das mit 
Abstand am weitesten verbreitete Beteiligungsmodell ist die Gewinnbeteili-
gung, 16,1 % der Unternehmen bieten ihren Mitarbeitern diese Möglichkeit. 
Am Kapital des Unternehmens beteiligen lediglich 2,1 % der Unternehmen ihre 
Mitarbeiter. Aktienoptionspläne werden derzeit von 1,3 % der Unternehmen 
aufgelegt. 

Demgegenüber beteiligen 20,4 % der im Frühjahr 1999 von BACKES-GELL-
NER/FREUND/KAY/KRANZUSCH befragten Unternehmen ihre Mitarbeiter am 
Kapital bzw. Gewinn des Unternehmens. Diese Unternehmen wurden um eine 
Differenzierung der Mitarbeiterbeteiligung nach Arbeitnehmergruppen gebeten. 
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Dabei zeigt sich, dass mit 17,0 % ein deutlich höherer Anteil der Unternehmen 
leitende Angestellte am Kapital bzw. Gewinn des Unternehmens beteiligt als 
Facharbeiter (7,6 % der Unternehmen). Qualifizierte Angestellte werden von 
14,2 % der befragten Unternehmen am Kapital bzw. Gewinn beteiligt. Alle drei 
Mitarbeitergruppen zugleich werden in 6,8 % der Unternehmen beteiligt. Dies 
bedeutet, dies geht deutlich aus Abbildung 3 hervor, dass Unternehmen, die 
Facharbeiter materiell beteiligen, sehr häufig (rund 90 % der Unternehmen) 
gleichzeitig auch qualifizierte und leitende Angestellte materiell beteiligen. 

Abbildung 3: Materielle Mitarbeiterbeteiligung nach Mitarbeitergruppen (in % 
der Unternehmen) 

01   08   03
© IfM Bonnn = 737

0,5%

2,6%

5,6%

0,3%

0,0%

4,6%

6,8%

Unternehmen, die ... am Kapital bzw. Gewinn beteiligen

ausschließlich Facharbeiter

ausschließlich qualifizierte Angestelle

ausschließlich leitende Angestelle

Facharbeiter und qualifizierte Angestelle

Facharbeiter und leitende Angestelle

qualifizierte und leitende Angestelle

Facharbeiter, qualifizierte und leitende 
Angestelle

 

Die auf die Gruppe der unternehmensnahen Dienstleister beschränkte Unter-
suchung von WIMMERS/HAUSER/PAFFENHOLZ weist einen noch höheren 
Anteil an Unternehmen (22,8 %) aus, die ihre Mitarbeiter am Unternehmens-
gewinn beteiligen. 

Der Verbreitungsgrad materieller Mitarbeiterbeteiligungsmodelle bewegt sich 
in den untersuchten Samples zwischen 17,2 % und 22,8 %. Diese Abwei-
chung, die übrigens noch etwas größer sein dürfte als ausgewiesen – in der 
Dienstleister-Studie wurde insbesondere die Existenz von Kapitalbeteiligungs-
modellen nicht erhoben –, lassen sich großenteils über divergierende Bran-
chen- und Unternehmensgrößenstrukturen der Samples erklären. Denn wie im 
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folgenden aufgezeigt wird, beeinflussen diese beiden Unternehmensstruktur-
merkmale deutlich die Existenz von Mitarbeiterbeteiligungsmodellen. Nicht zu 
übersehen ist jedoch der große Abstand zwischen den IfM-Daten und jenen 
des IAB-Betriebspanels. Diese Befunde werfen die Frage nach der tatsächli-
chen Verbreitung von materiellen Beteiligungssystemen auf, die jedoch, da 
keine amtlichen statistischen Daten verfügbar sind, nicht abschließend beant-
wortet werden kann. Dennoch soll der Versuch unternommen werden, sich ei-
ner Antwort anzunähern. Zunächst aber soll der Einfluss verschiedener Unter-
nehmensstrukturmerkmale auf die Einführung von Mitarbeiterbeteiligungsmo-
dellen aufgezeigt werden. Diese Vorgehensweise erleichtert es, die Schwierig-
keiten, die mit der Ermittlung der "wahren" Verbreitung verbunden sind, nach-
zuvollziehen. 

2.4.3 Einfluss von Unternehmensstrukturmerkmalen 

Die Einführung und Verwaltung eines Mitarbeiterbeteiligungsmodells ist mit ei-
nem nicht unerheblichen personellen und finanziellen Aufwand verbunden, der 
weitestgehend unabhängig von der Zahl der zu beteiligenden Mitarbeiter ist. 
Der Aufwand je Mitarbeiter sinkt jedoch mit jedem weiteren beteiligten Mitar-
beiter. Insofern wäre zu erwarten, dass die Verbreitung von materiellen Betei-
ligungssystemen mit steigender Unternehmensgröße, gemessen an der Mitar-
beiterzahl, zunimmt. Eine entsprechende bivariate Analyse der drei Stichpro-
ben bestätigt diese Erwartung. Beispielhaft sind die Befunde der WALLAU/ 
KAYSER/BACKES-GELLNER-Studie in Abbildung 4 wiedergegeben: Der An-
teil der Unternehmen mit Mitarbeiterbeteiligung ist bis zu einer Unternehmens-
größe von 99 Mitarbeitern weitgehend konstant und steigt ab dieser Schwelle. 
Ein ähnlicher Zusammenhang zeigt sich auch in den beiden anderen Samples, 
wobei die Schwelle im Fachkräfte-Sample eher bei 50 Beschäftigten zu liegen 
scheint. Unternehmen mit Mitarbeiterbeteiligung haben, dies zeigt sich für alle 
Stichproben, mehr Personal als jene ohne Mitarbeiterbeteiligung. So beschäf-
tigten die industriellen Familienunternehmen mit Mitarbeiterbeteiligung im Jah-
re 1998 durchschnittlich 201,7 Mitarbeiter, jene ohne 77,0 Mitarbeiter. 
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Abbildung 4: Materielle Mitarbeiterbeteiligung in Abhängigkeit von der Be-
schäftigtenzahl 1998 (in %) 

01   08   04
© IfM Bonnn = 886

14,5%
15,8% 15,5% 14,6%

23,0%

29,4%

35,3%

17,2%
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bis 249

250 
bis 499

500 
 und mehr

Insgesamt

Unternehmen mit ... Beschäftigten

 

Wird die Unternehmensgröße am Umsatz gemessen, zeigt sich ebenfalls ein 
Zusammenhang zwischen Unternehmensgröße und Implementation eines Mit-
arbeiterbeteiligungsmodells. Mit zunehmendem Jahresumsatz ist es demnach 
um so eher zu erwarten, dass ein Unternehmen seine Mitarbeiter beteiligt. Ab-
bildung 5, basierend auf dem WALLAU/KAYSER/BACKES-GELLNER-
Sample, deutet zwar darauf hin, dass es beim Jahresumsatz ebenfalls eine 
Schwelle gibt, ab der der Unternehmensanteil mit Mitarbeiterbeteiligung stär-
ker zu steigen beginnt. Diese läge bei etwa 100 Mil. DM Jahresumsatz. Eine 
entsprechende Analyse der beiden anderen Samples kann diesen Befund al-
lerdings nicht unterstützen. Beteiligungsunternehmen haben im Durchschnitt 
einen deutlich höheren Umsatz als Nicht-Beteiligungsunternehmen. In der 
WALLAU/KAYSER/BACKES-GELLNER-Stichprobe lag der durchschnittliche 
Jahresumsatz im Jahre 1998 in Beteiligungsunternehmen bei 105,3 Mill. DM, 
in Nicht-Beteiligungsunternehmen bei 34,0 Mill. DM. 
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Abbildung 5: Materielle Mitarbeiterbeteiligung in Abhängigkeit vom Umsatz 
1998 (in %) 
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Einfluss auf die Einführung eines Mitarbeiterbeteiligungsmodells geht offenbar 
auch von der Branchenzugehörigkeit des Unternehmens aus, denn Unterneh-
men des Bergbaus und des Baugewerbes beteiligen ihre Mitarbeiter deutlich 
seltener als Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes und der unterneh-
mensnahen Dienstleistungen. Dieser Befund ergibt sich sowohl aus der Fach-
kräftebefragung als auch aus der WALLAU/KAYSER/BACKES-GELLNER-Be-
fragung, die die Grundlage von Abbildung 6 bildet. Auch im Handel, so zeigt 
das Fachkräfte-Sample, liegt der Anteil der Unternehmen mit einem Beteili-
gungsmodell deutlich unter dem Durchschnitt. 

Eine Untergliederung des Wirtschaftszweiges Verarbeitendes Gewerbe zeigt 
zudem sehr starke Unterschiede zwischen den einzelnen Branchen des Ver-
arbeitenden Gewerbes auf. Während jedes vierte Unternehmen des Maschi-
nenbaus mindestens eine Form der Mitarbeiterbeteiligung eingeführt hat, ist es 
unter den Unternehmen des Ernährungsgewerbes/Tabakverarbeitung lediglich 
jedes vierzigste. 

Das Dienstleister-Sample ermöglicht eine Differenzierung nach den Bereichen, 
in denen die Unternehmen hauptsächlich tätig sind. Auch bei den unterneh-
mensnahen Dienstleistern treten z.T. deutliche Branchenunterschiede zutage 
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(vgl. Abbildung 7). So hat in den Bereichen kundenspezifische Softwareent-
wicklung, Unternehmensberatung sowie Personalberatung und -vermittlung 
zumindest jedes Dritte Unternehmen eine Gewinnbeteiligung. In den Berei-
chen Sicherheit und Kontrolle, Hotelgewerbe sowie Kfz-Dienstleistungen betei-
ligt nicht einmal jedes Siebte Unternehmen seine Mitarbeiter am Gewinn. 

Abbildung 6: Materielle Mitarbeiterbeteiligung nach Wirtschaftszweigen  
(in %) 
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Abbildung 7: Gewinnbeteiligung nach Dienstleistungsbereichen (in %, Mehr-
fachnennungen) 

© IfM Bonn
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Sowohl bei der Einführung einer Eigenkapitalbeteiligung der Mitarbeiter als 
auch von Aktienoptionsplänen spielt die Rechtsform des Unternehmens eine 
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wichtige Rolle. Aufgrund der in Kapitel 3.1.1.1 beschriebenen "Arbeitnehmer 
als Mitunternehmer"-Problematik und der geringen Fungibilität von Anteilen an 
Personengesellschaften ist zu vermuten, dass Personengesellschaften selte-
ner als Kapitalgesellschaften, insbesondere börsennotierte Aktiengesellschaf-
ten ihre Mitarbeiter am Eigenkapital beteiligen. Stock Options können nur von 
Aktiengesellschaften oder von Unternehmen, deren Mutter Aktiengesellschaft 
ist, ausgegeben werden. Insofern ist zu vermuten, dass Unternehmen in der 
Rechtsform der Aktiengesellschaft häufiger Stock Options anbieten als Unter-
nehmen in anderen Rechtsformen (insbesondere Einzelfirmen und Personen-
gesellschaften). 

Wird zunächst die Mitarbeiterbeteiligung allgemein in den Blick genommen, 
scheinen die Befunde sowohl auf Basis des Fachkräfte- als auch des WAL-
LAU/KAYSER/BACKES-GELLNER-Samples (vgl. Abbildung 8) beide Vermu-
tungen zu bestätigen. In den Kapitalgesellschaften ist im Vergleich zu Einzel-
unternehmen oder Personengesellschaften überdurchschnittlich häufig eine 
Mitarbeiterbeteiligung vorzufinden. Heraus ragen dabei Aktiengesellschaften: 
Rund 50 % (WALLAU/KAYSER/BACKES-GELLNER-Stichprobe) bzw. drei 
von vier Unternehmen (Fachkräfte-Stichprobe) in dieser Rechtsform sind Be-
teiligungsunternehmen. 

Abbildung 8: Materielle Mitarbeiterbeteiligung nach Rechtsformen (in %) 
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Eine Beteiligung der Mitarbeiter am Eigenkapital des Unternehmens – diese 
Analyse ist lediglich für die WALLAU/KAYSER/BACKES-GELLNER-Stichpro-
be möglich – findet sich lediglich bei drei Rechtsformen, der GmbH, der GmbH 
& Co.KG sowie der Aktiengesellschaft. So wird in 2,4 % der GmbH, in 0,5 % 
der GmbH & Co.KG sowie in 17,4 % der Aktiengesellschaften Eigenkapital von 
Mitarbeitern zur Verfügung gestellt.18 Dieser Befund ist geeignet, den erwarte-
ten Zusammenhang zwischen Rechtsform und der Verbreitung der Eigenkapi-
talbeteiligung zu belegen, wenngleich aufgrund der kleinen Zahl der Unter-
nehmen mit dieser Form der Mitarbeiterbeteiligung Vorsicht geboten ist. Stock 
Option-Pläne gibt es in 21,7 % der Aktiengesellschaften, 0,5 % der GmbH & 
Co.KG und 0,8 % der GmbH. Hiermit ist auch der erwartete Zusammenhang 
zwischen Rechtsform und der Verbreitung von Aktienoptionsplänen gut belegt. 

Materielle Mitarbeiterbeteiligungsmodelle sind stärker in West- als in Ost-
deutschland verbreitet (vgl. Tabelle 4). Es wird in Kapitel 3.2.2.2 zu prüfen 
sein, ob dieser Unterschied im wesentlichen darauf zurückzuführen ist, dass 
die westdeutschen Unternehmen durchschnittlich mehr als doppelt so groß 
(gemessen an der Mitarbeiterzahl) bzw. mehr als drei Mal so groß (gemessen 
am Jahresumsatz) sind als die ostdeutschen Unternehmen. 

Tabelle 4: Materielle Mitarbeiterbeteiligung nach Regionen 

 Stichprobe Westdeutschland Ostdeutschland 

Familienunternehmen  
19,6* 

 
12,1* 

Fachkräfte 21,5 17,2 

 

Verbreitungsgrad (in %) 

Dienstleister 24,7** 14,1** 

Familienunternehmen  
108,3 

 
55,8 

Fachkräfte 247,6 91,5 

 
Durchschnittliche Zahl der 
Beschäftigten 

Dienstleister 63,5 17,1 

Familienunternehmen  
55,0 

 
13,0 

Fachkräfte 204,8 76,3 

 
Durchschnittlicher Umsatz 
(in Mill. DM) 

Dienstleister 18,8 4,0 
     IfM Bonn

* Signifikanzniveau 0,05; ** Signifikanzniveau 0,01 (χ²-Test) 

                                         

18 2,1 % der befragten Unternehmen beteiligen Mitarbeiter am Eigenkapital. 
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Die Einführung einer materiellen Mitarbeiterbeteiligung wird, so legen die oben 
dargestellten Befunde der bivariaten Analysen nahe, von einer Reihe von Un-
ternehmensstrukturmerkmalen mit beeinflusst. Dies ist für die oben bereits an-
gesprochene Ermittlung der "wahren" Verbreitung der materiellen Mitarbeiter-
beteiligung insofern von Bedeutung, als die vom IfM Bonn ermittelten Werte 
dann die wahre Verbreitung wiederspiegelten, wenn die herangezogenen Da-
tensätze repräsentativ wären. Dies ist jedoch nicht der Fall. Das heißt, die be-
fragten Unternehmen bilden nicht alle Unternehmen in Deutschland in ihrer 
Vielfalt angemessen ab. So entsprechen z.B. die Unternehmensgrößen- und 
die Wirtschaftszweigstruktur der drei Samples nicht jenen des Gesamtbestan-
des deutscher Unternehmen. 

Dieser Makel kann nicht beseitigt, jedoch abgemildert werden, und zwar durch 
die Gewichtung der Fälle. Vorausgesetzt, die wahre Verteilung bestimmter Un-
ternehmensmerkmale sei bekannt, kann diese Verteilung in der Stichprobe 
durch einen Gewichtungsfaktor hergestellt werden. Bedauerlicherweise ist die 
wahre Verteilung der meisten Unternehmensmerkmale nicht bekannt, selbst 
so zentrale Merkmale wie Beschäftigtenzahl und Branchenzugehörigkeit sind 
nur näherungsweise aus den amtlichen Statistiken zu ermitteln. Besondere 
Lücken sind bei den Kleinst- und kleinen Unternehmen gegeben. Diese aber 
machen die Mehrzahl aller Unternehmen aus (vgl. CLEMENS/HAUSER/WOL-
TER 2000, S. 157). 

Aufgrund dieser Einschränkungen ist es lediglich für die Stichprobe "Industriel-
les Familienunternehmen" möglich, auf der Basis von Beschäftigtenzahlen und 
Wirtschaftszweigzugehörigkeit Gewichtungsfaktoren zu ermitteln. Denn für die 
Industrieunternehmen ist es dem IfM Bonn mittels eines aufwändigen statisti-
schen Verfahrens gelungen, die notwendigen Daten zu ermitteln (vgl. WAL-
LAU/KAYSER/BACKES-GELLNER 2001, S. 38). Diese beziehen sich auf 
103.357 Unternehmen des Bergbaus, des Verarbeitenden Gewerbes und der 
Bauindustrie. Werden nun die Ergebnisse der Befragung auf eben diese Un-
ternehmen hochgerechnet, dann beteiligen rund 13.900 Industrieunternehmen 
ihre Mitarbeiter in irgendeiner Weise materiell. Dies entspricht einem Anteil 
von 13,5 % der Unternehmen. Gewinnbeteiligung wird von 11,4 % und Kapi-
talbeteiligung von 1,9 % der Unternehmen praktiziert. Aktienoptionen bieten 
0,5 % der Unternehmen ihren Mitarbeitern an. 
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2.4.4 Einfluss der Person des Unternehmers/Geschäftsführers 

Die Einführung eines Mitarbeiterbeteiligungsmodells hängt ganz wesentlich 
von der Person des Unternehmers oder des Geschäftsführers ab (vgl. Kapi-
tel 4). Bei einer Reihe von in der Person des Geschäftsführers liegenden Fak-
toren kann ein Einfluss auf die Bereitschaft, die Mitarbeiter materiell zu beteili-
gen, vermutet werden. Hierbei kann es sich um den jeweiligen Anteil am Ei-
genkapital des Unternehmens, das Geschlecht, Alter, beruflich bedingte Aus-
landserfahrung oder mehrjährige Arbeitserfahrung in einem anderen Unter-
nehmen handeln. 

Um den Einfluss des Eigenkapitalanteils des Geschäftsführers am Unterneh-
men zu untersuchen, wird die kategoriale Variable "Status des Geschäftsfüh-
rers" gebildet: Hält der Geschäftsführer 100 % des Eigenkapitals, ist er alleini-
ger Inhaber des Unternehmens, hält er kein Kapital am Unternehmen, ist er 
Fremdgeschäftsführer und hält er Teile des Kapitals, ist er geschäftsführender 
Gesellschafter. Zwischen dem Status des Geschäftsführers und der materiel-
len Mitarbeiterbeteiligung besteht ein signifikanter Zusammenhang (vgl. Tabel-
le 5). In Unternehmen, die von einem Fremdgeschäftsführer geleitet werden, 
sind mit Ausnahme der Kapitalbeteiligung alle anderen Formen der materiellen 
Mitarbeiterbeteiligung häufiger vorzufinden als in Unternehmen mit einem ge-
schäftsführenden Gesellschafter oder gar in Unternehmen, die vom alleinigen 
Eigentümer geführt werden. Dies könnte darauf zurückzuführen sein, dass bei 
Fremdgeschäftsführern die Bereitschaft zur materiellen Partizipation der Mitar-
beiter am stärksten ausgeprägt ist, weil ihnen hieraus kaum materielle und ver-
fügungsrechtliche Einbußen entstehen. Sie sind es gewohnt, dass Dritte, d.h. 
vor allem die Unternehmenseigner, Einfluss auf ihre Geschäftsführung neh-
men. Dass die Bereitschaft geschäftsführender Gesellschafter zur materiellen 
Mitarbeiterbeteiligung größer zu sein scheint als die von Alleininhabern, lässt 
sich möglicherweise dadurch erklären, dass sie zwar vergleichbare materielle 
Einbussen erleiden, geschäftsführende Gesellschafter aber ähnlich wie 
Fremdgeschäftsführer die Einflussnahme Dritter auf die Geschäftsführung ge-
wohnt sind. Ob nun noch weitere Personen Einflussmöglichkeiten erhalten o-
der nicht, ist dann weitgehend ohne Bedeutung. 
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Tabelle 5: Einsatz materieller Mitarbeiterbeteiligungsmodelle in Abhängigkeit 
vom Status des Geschäftsführers (in %) 

 Alleininhaber Geschäftsführender 
Gesellschafter 

Fremd-
geschäftsführer 

Materielle Mitarbeiterbetei-
ligung insgesamt** 

 
11,4 

 
20,3 

 
24,1 

Gewinnbeteiligung* 11,4 17,0 21,8 

Stock Options*** 0,0 0,8 4,7 

Kapitalbeteiligung 0,4 2,9 2,4 
n = 920     IfM Bonn

* Signifikanzniveau 0,05; ** Signifikanzniveau 0,01; *** Signifikanzniveau 0,001 (χ²-Test) 

Ob der Geschäftsführer vor seiner jetzigen Tätigkeit länger als zwei Jahre in 
einem anderen Unternehmen gearbeitet hat, hat keinen signifikanten Einfluss 
auf die Existenz eines Mitarbeiterbeteiligungsmodells. Anders die Auslandser-
fahrung des Unternehmenschefs (vgl. Tabelle 6). Sie hat einen positiven Ein-
fluss auf die materielle Beteiligung der Mitarbeiter. Dies gilt für alle betrachte-
ten Beteiligungsformen. Dieser Befund lässt sich u.U. darauf zurückführen, 
dass die Mitarbeiterbeteiligung in einer Reihe von Ländern stärker verbreitet ist 
als in Deutschland und die Geschäftsführer während ihres Auslandsaufent-
halts positive Erfahrungen mit diesem personalpolitischen Instrument sammeln 
konnten. Mit der Auslandserfahrung wurde mehr Offenheit für neue, unbe-
kannte personalwirtschaftliche Praktiken erlangt. Die Bereitschaft, sich neuem 
zu öffnen und auszuprobieren, ist sicherlich eine notwendige Voraussetzung 
für die Einführung der Mitarbeiterbeteiligung. 

Tabelle 6: Einsatz materieller Mitarbeiterbeteiligungsmodelle in Abhängigkeit 
von der Auslandserfahrung des Geschäftsführers (in %) 

 Auslandserfahrung 

 ja nein 

Materielle Mitarbeiterbeteiligung insgesamt** 23,3 16,0 

Gewinnbeteiligung* 20,5 14,1 

Stock Options* 2,7 0,5 

Kapitalbeteiligung 2,7 1,9 
n = 898    IfM Bonn

* Signifikanzniveau 0,05; ** Signifikanzniveau 0,01 (χ²-Test) 

Weder das Geschlecht noch das Alter des Geschäftsführers haben einen sig-
nifikanten Einfluss auf die Existenz eines Mitarbeiterbeteiligungsmodells in ei-
nem Unternehmen. 
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2.4.5 Einfluss der gleichzeitigen Implementation immaterieller Beteili-
gungselemente 

Als wesentliche Bedingung für den Erfolg materieller Beteiligungssysteme gilt 
die gleichzeitige immaterielle Beteiligung der Mitarbeiter, d.h., soll die materiel-
le Beteiligung zu den angestrebten Zielen führen, wird im allgemeinen die 
gleichzeitige Einführung partizipativer Elemente empfohlen. Dieser Zusam-
menhang wird offenbar von der Mehrzahl der Unternehmen mit materiellen Be-
teiligungssystemen ebenfalls gesehen. In den von WALLAU/KAYSER/BA-
CKES-GELLNER befragten Unternehmen mit Betriebsrat, institutionalisierter 
Mitarbeiterbesprechung und Qualitätszirkel sind – teilweise abgesehen von der 
Kapitalbeteiligung und Aktienoptionsplänen – überdurchschnittlich häufig ma-
terielle Mitarbeiterbeteiligungsmodelle vorhanden (vgl. Tabellen 7 - 9). 

Tabelle 7: Einsatz materieller Mitarbeiterbeteiligungsmodelle in Abhängigkeit 
von der Existenz eines Betriebsrates (in %) 

 Unternehmen ... Betriebsrat 
 mit ohne 
Materielle Mitarbeiterbeteiligung insgesamt** 23,8 15,1 
Gewinnbeteiligung** 21,8 12,8 
Stock Options* 2,0 0,4 
Kapitalbeteiligung 2,8 1,4 
n = 811    IfM Bonn

* Signifikanzniveau 0,05; ** Signifikanzniveau 0,01 (χ²-Test) 

Tabelle 8: Einsatz materieller Mitarbeiterbeteiligungsmodelle in Abhängigkeit 
von der Institutionalisierung von Mitarbeiterbesprechungen (in %) 

 Unternehmen ... regelmäßige 
Mitarbeiterbesprechungen 

 mit ohne 
Materielle Mitarbeiterbeteiligung insgesamt*** 24,6 8,8 
Gewinnbeteiligung*** 21,6 8,3 
Stock Options 1,6 0,3 
Kapitalbeteiligung** 3,4 0,3 
n = 840    IfM Bonn

** Signifikanzniveau 0,01; *** Signifikanzniveau 0,001 (χ²-Test) 
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Tabelle 9: Einsatz materieller Mitarbeiterbeteiligungsmodelle in Abhängigkeit 
von der Einrichtung von Qualitätszirkeln (in %) 

 Unternehmen  
... Qualitätszirkel 

 mit ohne 
Materielle Mitarbeiterbeteiligung insgesamt*** 25,0 13,0 
Gewinnbeteiligung*** 22,5 11,3 
Stock Options 1,1 0,8 
Kapitalbeteiligung 1,1 2,1 
n = 758    IfM Bonn

*** Signifikanzniveau 0,001 (χ²-Test) 

Die Analyse der Daten der Fachkräfte-Befragung stützt diesen Befund, wie 
aus den Tabellen 10 bis 12 hervorgeht. Der Fachkräfte-Datensatz eröffnet zu-
dem die Möglichkeit, der Frage nachzugehen, ob das zwischen Unterneh-
mensleitung und Betriebsrat bestehende Verhältnis Einfluss auf die Implemen-
tation materieller Mitarbeiterbeteiligungsmodelle hat. Ein Mittelwertvergleich 
zeigt, dass dies nicht der Fall ist. Vielmehr kann die Zusammenarbeit zwischen 
Betriebsrat und Unternehmensleitung in Unternehmen mit materieller Mitarbei-
terbeteiligung genauso wie in Nicht-Beteiligungsunternehmen als eher koope-
rativ denn konfliktär beschrieben werden. 

Tabelle 10: Einsatz materieller Mitarbeiterbeteiligungsmodelle in Abhängigkeit 
von der Existenz eines Betriebsrates (in %) 

 Unternehmen ... Betriebsrat
 mit ohne 
Materielle Mitarbeiterbeteiligung insgesamt*** 31,8 16,9 
Kapital-/Gewinnbeteiligung für Facharbeiter*** 19,3 3,9 
Kapital-/Gewinnbeteiligung für qualifizierte Angestellte*** 25,6 10,8 
Kapital-/Gewinnbeteiligung für leitende Angestellte*** 30,1 12,9 
n = 733    IfM Bonn

*** Signifikanzniveau 0,001 (χ²-Test) 
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Tabelle 11: Einsatz materieller Mitarbeiterbeteiligungsmodelle in Abhängigkeit 
von der Institutionalisierung von Mitarbeiterbesprechungen (in %) 

 Unternehmen ... regelmäßi-
gen Mitarbeiterbesprechun-

gen 
 mit ohne 
Materielle Mitarbeiterbeteiligung insgesamt*** 24,1 8,8 
Kapital-/Gewinnbeteiligung für Facharbeiter* 8,9 3,6 
Kapital-/Gewinnbeteiligung für qualifizierte Angestellte*** 17,1 5,1 
Kapital-/Gewinnbeteiligung für leitende Angestellte** 19,7 17,6 
n = 710    IfM Bonn

* Signifikanzniveau 0,05; ** Signifikanzniveau 0,01; *** Signifikanzniveau 0,001 (χ²-Test) 

Tabelle 12: Einsatz materieller Mitarbeiterbeteiligungsmodelle in Abhängigkeit 
von der Beteiligung der Mitarbeiter an wichtigen Unternehmens-
entscheidungen (in %) 

 Unternehmen ... Beteiligung 
der Mitarbeiter an wichtigen 

Unternehmensentschei-
dungen 

 mit ohne 

Materielle Mitarbeiterbeteiligung insgesamt** 25,9 15,8 

Kapital-/Gewinnbeteiligung für Facharbeiter 8,6 7,0 

Kapital-/Gewinnbeteiligung für qualifizierte Angestellte* 17,8 11,9 

Kapital-/Gewinnbeteiligung für leitende Angestellte** 21,8 13,1 
n = 700    IfM Bonn

* Signifikanzniveau 0,05; ** Signifikanzniveau 0,01; *** Signifikanzniveau 0,001 (χ²-Test) 
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3. Effekte der materiellen Mitarbeiterbeteiligung 

Die Frage, ob und ggfs. welche Effekte von einer materiellen Mitarbeiterbetei-
ligung ausgehen, soll im folgenden zunächst anhand theoretischer Überlegun-
gen beantwortet werden, wobei zwischen finanzwirtschaftlichen und steuerli-
chen Wirkungen einerseits und personalwirtschaftlichen Wirkungen anderer-
seits unterschieden wird. Diese theoretischen Überlegungen dienen darüber 
hinaus der Ableitung von Hypothesen zum Einfluss verschiedener Variablen 
auf die Existenz eines Mitarbeiterbeteiligungsmodells in einem Unternehmen 
und auf den wirtschaftlichen Erfolg von Unternehmen. Diese Hypothesen wer-
den anschließend mit Hilfe multivariater Verfahren überprüft. 

3.1 Theoretisch vermutete Wirkungen 

3.1.1 Finanzwirtschaftliche und steuerliche Wirkungen 

3.1.1.1 Kapitalbeteiligung 

Die finanzwirtschaftlichen, insbesondere jedoch die steuerlichen Wirkungen 
der Beteiligung von Mitarbeitern am Kapital des arbeitgebenden Unterneh-
mens werden wesentlich von der Rechtsform des Unternehmens beeinflusst. 
Von großer Bedeutung ist dabei, ob es sich um eine Kapital- oder Personen-
gesellschaft handelt.19 Infolgedessen ist es notwendig, die einzelnen Kapital-
beteiligungsformen zu untersuchen. Dabei wird nach Wirkungen auf Unter-
nehmens- und auf Arbeitnehmerseite differenziert (siehe auch Anhang-Tabelle 
1). 

• Beteiligung an einer AG: Ausgabe von Belegschaftsaktien 

Die finanzwirtschaftlichen und steuerlichen Wirkungen der Ausgabe von Be-
legschaftsaktien auf Seiten des Unternehmens hängen von der Art der Aktien-
beschaffung ab. Hierfür kommen grundsätzlich zwei Wege in Frage: zum ei-
nen die bedingte Kapitalerhöhung (§§ 192 ff. AktG) und zum anderen der Er-
werb eigener Aktien (§ 71 AktG). 

                                         

19 Auf eine Untersuchung der Beteiligung von Mitarbeitern als Gesellschafter einer Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts oder einer offenen Handelsgesellschaft wird hier verzichtet, 
weil diese Beteiligungen wegen der damit verbundenen unbeschränkten Haftung für die 
Gesellschaftsverbindlichkeiten nicht praktikabel sind (vgl. SCHWETZLER 2000, S. 67). 
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Werden die an die Mitarbeiter auszugebenden Aktien mittels einer bedingten 
Kapitalerhöhung beschafft, kommt es zu finanzwirtschaftlichen Effekten. Das 
Eigenkapital (und damit die Eigenkapitalquote) erhöht sich und gleichzeitig  
– durch Bezahlung des Bezugspreises – fließen dem Unternehmen liquide Mit-
tel zu.20 Als indirekte Folge der Eigenkapitalerhöhung verbessert sich die Kre-
ditfähigkeit des Unternehmens. Steuerliche Wirkungen sind für das Unterneh-
men mit dieser Maßnahme nicht verbunden. 

Die gleichen Wirkungen ließen sich erzielen, würde der Kreis der neuen Aktio-
näre nicht auf die Belegschaft des Unternehmens beschränkt.21 Anders ist die 
Ausgabe von Aktien an die eigenen Mitarbeiter zu beurteilen, wenn die Aktien 
nicht platziert werden können. Hiervon kann im allgemeinen bei nicht börsen-
notierten Aktiengesellschaften ausgegangen werden, zu denen eine große 
Zahl mittelständischer Aktiengesellschaften gehört. Durch die Beteiligung der 
Mitarbeiter lassen sich aber die Kosten, die mit der Suche nach Kapitalgebern 
verbunden sind, deutlich reduzieren. Zudem ist davon auszugehen, dass die 
Kosten, die aus der Informationsasymmetrie zwischen Kapitalgeber und -
nehmer entstehen, im Falle der Mitarbeiterbeteiligung geringer sind als bei ex-
ternen Kapitalgebern (vgl. SCHAWILYE 1998, S. 82 ff.). Von einer im Ver-
gleich zu externen Kapitalgebern geringeren Renditeerwartung von Mitarbei-
tern ist allerdings im allgemeinen nicht auszugehen (vgl. SCHWETZLER 2000, 
S. 68); hiergegen sprechen die empirisch nachgewiesenen Renditen von Mit-
arbeiterbeteiligungen (vgl. Tabelle 13).22 Diese deuten darauf hin, dass die 
Beteiligungsbereitschaft der Mitarbeiter über hohe Renditeversprechen quasi 
erkauft werden muss. 

                                         

20 Die bedingte Kapitalerhöhung geht mit dem Ausschluss des Bezugsrechts für die Altakti-
onäre einher (vgl. u.a. DRUKARCZYK 1999, S. 319). Dieser Bezugsrechtsausschluss 
führt zu einer Verringerung der Beteiligungsquote und damit zu einer Verschlechterung 
der relativen Stimmrechtsposition der Altaktionäre. Darüber hinaus zieht die Ausgabe 
junger Aktien eine Verringerung des Marktwertes der Altaktien ("Kapitalverwässerung") 
nach sich, sofern der Bezugspreis der Aktien unter ihrem Kurswert liegt. In diesem Fall 
erleiden die Altaktionäre eine Vermögenseinbuße (vgl. DRUKARCZYK 1999, S. 286 f.). 

21 In diesem Fall, der ordentlichen Kapitalerhöhung, käme es nicht zum Ausschluss des Be-
zugrechts und folglich auch nicht zu den damit verbundenen Nachteilen für die Altaktio-
näre. 

22 Neuere Daten liegen u.W. nicht vor. 
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Tabelle 13: Unternehmen mit einer Beteiligung der Mitarbeiter am Gewinn  
oder einem Anspruch auf Dividende nach Renditegrößenklassen 
(in %) 

Höhe der durchschnittlichen Gewinnanteile 
oder Dividenden (in %) 

Anteil der Unternehmen 

unter 8 15 

8 bis unter 10 18 

10 bis unter 15 32 

15 bis unter 20 22 

20 und mehr 14 

Quelle: GUSKI/SCHNEIDER (1983, S. 298 f). 

Häufig werden die Aktien den Mitarbeitern auch zu einem unter dem Börsen-
wert liegenden Bezugspreis angeboten. In diesem Fall sind begrifflicherweise 
schwächere finanzwirtschaftliche Wirkungen zu erzielen, als wenn die Aktien 
den Altaktionären oder – unter Ausschluss des Bezugsrechts – anderen Aktio-
nären zu einem ‘regulären’ Bezugskurs zur Zeichnung angeboten würden. A-
ber dem Unternehmen fließen nicht nur geringere finanzielle Mittel zu. Da der 
Differenzbetrag zwischen Börsenwert und Bezugspreis keine abzugsfähige 
Betriebsausgabe darstellt, können auch keine kompensierenden Liquiditäts-
wirkungen durch Steuerersparnis erzielt werden (vgl. HAEGERT 1993, S. 
1056). 

Im Fall des Erwerbs eigener Aktien von anderen Aktionären sind in aller Regel 
keine unmittelbaren finanzwirtschaftlichen Effekte zu erwarten. Da sich das Ei-
genkapital in diesem Fall durch die Ausgabe von Belegschaftsaktien nicht er-
höht, verbessert sich weder die Kapitalstruktur noch die Kreditfähigkeit. Liqui-
ditätszuflüsse ergeben sich nur dann, wenn der Börsenkurs in dem Zeitraum 
zwischen Erwerb der Aktien und Wiederveräußerung an die Mitarbeiter steigt 
und der Bezugspreis über dem Erwerbskurs der Aktien liegt. Diese Konstella-
tion dürfte jedoch nur selten gegeben sein. Stattdessen werden die Aktien – 
wie bereits erwähnt – häufig mit einem deutlichen Abschlag abgegeben. Die 
Differenz zwischen Erwerbskurs und Bezugspreis führt jedoch – anders als im 
Fall der bedingten Kapitalerhöhung – zu abzugsfähigen Betriebsausgaben 
(vgl. PELLENS/CRASSELT 1998, S. 148), so dass die hierdurch zu erzielende 
Steuerersparnis die mit der Maßnahme verbundenen Liquiditätseinbußen ver-
ringert. Der sich in dieser Differenz ausdrückende Wertverlust des Unterneh-
mens kann gegebenenfalls durch eine Rückstellungsbildung antizipiert werden 
(vgl. PETERSEN 2001, S. 243). 
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Welche Auswirkungen die Ausgabe von Belegschaftsaktien für die Arbeitneh-
mer hat, hängt vom Bezugspreis der Aktien ab. Werden die Aktien zum aktuel-
len Börsenkurs abgegeben, resultieren aus diesem Vorgang keine steuerli-
chen und sozialversicherungsrechtlichen Konsequenzen für den Arbeitnehmer. 
Werden die Aktien hingegen vergünstigt abgegeben, stellt die Differenz zwi-
schen Börsenwert der Aktie und Bezugspreis einen geldwerten Vorteil dar, der 
steuerlich und sozialversicherungsrechtlich als Arbeitslohn aufzufassen ist, für 
den entsprechend Lohnsteuer und Sozialabgaben abzuführen sind. Nach dem 
Erwerb der Belegschaftsaktien gelten für diese die gleichen steuerlichen Re-
gelungen wie für jede andere Aktie auch, d.h. Dividenden sind als Einkünfte 
aus Kapitalvermögen zu versteuern. Veräußerungsgewinne sind, sofern eine 
Spekulationsfrist von einem Jahr eingehalten wird und es sich nicht um eine 
wesentliche Beteiligung handelt, steuerfrei. Eine Beteiligung an einer Kapital-
gesellschaft gilt dann als wesentlich, wenn sie mindestens 10 % des Nennka-
pitals beträgt. Mit Wirkung vom 1.1.2002 ist dieser Wert auf mindestens 1 % 
herabgesenkt (vgl. § 17 Abs. 1 EstG). Bei steuerpflichtigen Veräußerungen gilt 
ab 2002 das sogenannte Halbeinkünfteverfahren. Für kleine Aktiengesell-
schaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit geringem Nennka-
pital schränkt die Neudefinition der wesentlichen Beteiligung die steuerbegüns-
tigte Beteiligung von Mitarbeitern in nicht unerheblichen Maße ein. Mitarbeiter 
kleiner Kapitalgesellschaften sind gegenüber Mitarbeitern größerer Kapitalge-
sellschaften durch diese Neuregelung benachteiligt. 

Die Ausgabe von Belegschaftsaktien ist somit nur unter bestimmten Bedin-
gungen mit positiven finanzwirtschaftlichen und steuerlichen Wirkungen ver-
bunden. Liegen diese Bedingungen nicht vor, ist – bei isolierter Betrachtung 
der finanzwirtschaftlichen Seite – im Gegenteil sogar von finanziellen Nachtei-
len auszugehen (vgl. HAEGERT 1993, S. 1057). 

• Beteiligung an einer GmbH 

Eine Beteiligung von Mitarbeitern an einer GmbH ist in drei Situationen mög-
lich (siehe auch LANGHEIN 1987, S. 46 f.): erstens im Zeitpunkt der Errich-
tung der Gesellschaft, zweitens durch Übernahme eines Geschäftsanteils von 
einem Alt-Gesellschafter (§ 15 GmbHG) oder drittens durch Übernahme eines 
Anteils, der aus einer Kapitalerhöhung entsteht (§ 55 GmbHG). Die finanzwirt-
schaftlichen und steuerlichen Wirkungen hängen zum Teil davon ab, welcher 
dieser Wege gewählt wird. 
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Sowohl bei der Errichtung der GmbH als auch bei der Erhöhung des Stamm-
kapitals fließen dem Unternehmen liquide Mittel zu. Übernehmen die Mitarbei-
ter Anteile von Alt-Gesellschaftern, kommt es zu keiner Veränderung der Kapi-
talbasis.23 Da das Kapital dem Unternehmen unbefristet zur Verfügung steht, 
kommt ihm eine Sicherungsfunktion zu, die die Kreditwürdigkeit des Unter-
nehmens erhöht. 

Bei der Gründung einer GmbH oder bei Einräumung einer Arbeitnehmerbetei-
ligung an einer bestehenden GmbH ergeben sich für den Arbeitnehmer keine 
unmittelbaren Einkommensteuerpflichten. Die Gewinnausschüttungen der 
GmbH zählen wie Dividenden zu den Einkünften aus Kapitalvermögen und 
sind vom Arbeitnehmer als solche entsprechend zu versteuern; auf sie sind 
folglich keine Sozialversicherungsbeiträge zu entrichten. Werden die Ge-
schäftsanteile vergünstigt an die Arbeitnehmer abgegeben, stellt die Differenz 
zwischen Wert des Geschäftsanteils und dem Zahlbetrag einen geldwerten 
Vorteil dar, der als Arbeitsentgelt sowohl der Einkommensteuer als auch der 
Sozialversicherung unterliegt. 

• Beteiligung an einer Kommanditgesellschaft als Kommanditist 

Für die finanzwirtschaftlichen und steuerlichen Folgen der Beteiligung von Ar-
beitnehmern als Kommanditisten der arbeitgebenden Kommanditgesellschaft 
ist entscheidend, ob der Arbeitnehmer als Mitunternehmer einzustufen ist. Ist 
dies der Fall, verliert der Arbeitnehmer die Arbeitnehmereigenschaft. Dies be-
deutet, dass nicht nur seine Gewinnanteile, sondern auch sämtliche Vergütun-
gen, die er für seine Tätigkeit im Dienst der Gesellschaft erhält, als Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb zu behandeln sind (vgl. LANGHEIN 1987, S. 116 ff.). 

Die Einstufung eines Mitarbeiters als Mitunternehmer hängt von den Kriterien 
Unternehmerrisiko und Unternehmerinitiative ab. Der Bundesfinanzhof hat in 
mehreren Urteilen enge Grenzen gezogen, wann ein Arbeitnehmer nicht als 
Mitunternehmer aufzufassen ist. Ohne auf die Einzelheiten einzugehen: Der 
Kommanditist ist dann nicht Mitunternehmer, "wenn seine Stellung nach dem 
Gesellschaftervertrag und der tatsächlichen Handhabung wesentlich hinter 
dem zurückbleibt, was handelsrechtlich das Bild des Kommanditisten be-
stimmt" (LANGHEIN 1987, S. 116). 

                                         

23 Hat der Alt-Gesellschafter seine Einlage auf den übertragenen Geschäftsanteil jedoch 
nicht voll geleistet, ist der neue Gesellschafter zur Einlage des Differenzbetrages ver-
pflichtet (§ 16 Abs. 3 GmbHG). 
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Mit der Beteiligung eines Arbeitnehmers als Kommanditist fließen dem Unter-
nehmen dann finanzielle Mittel zu, wenn die Leistung der Kapitaleinlage in 
Geldform vereinbart wurde. Wenngleich die Haftung des Kommanditisten auf 
seine Einlage beschränkt ist, kommt dieser dennoch Sicherungsfunktion zu, 
die die Kreditfähigkeit des Unternehmens tendenziell erhöht. Wird der beteilig-
te Arbeitnehmer weiterhin als Arbeitnehmer behandelt, entstehen dem Unter-
nehmen aufgrund der einkommensteuerlichen Abzugsfähigkeit des auf den 
Arbeitnehmer entfallenden Gewinnanteils steuerliche Ersparnisse (vgl. LANG-
HEIN 1987, S. 209), woraus ein geringerer Liquiditätsabfluss resultiert. Wird 
der Arbeitnehmer jedoch zum Mitunternehmer, werden der Gewinnanteil, das 
Arbeitsentgelt und der Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung zum Gewer-
beertrag hinzugerechnet, so dass sich der Gewerbeertragsteuerbetrag erhöht. 
Dies führt zu entsprechend höheren Liquiditätsabflüssen. 

Behält der Arbeitnehmer seine Arbeitnehmereigenschaft, ergeben sich für ihn 
aus seiner Kommanditbeteiligung keine steuerlichen und sozialversicherungs-
rechtlichen Konsequenzen. Wird er steuerlich jedoch als Mitunternehmer be-
handelt, erhöht sich seine Einkommensteuerschuld, weil zusätzlich zu seinem 
Arbeitsentgelt der Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung sowie sein Ge-
winnanteil als Besteuerungsbasis gewählt wird (vgl. LANGHEIN 1987, 
S. 208 f.). Er bleibt weiterhin der Sozialversicherungspflicht unterworfen, deren 
Bezugsbasis nach wie vor das Arbeitsentgelt ist. 

• Beteiligung an einer typischen stillen Gesellschaft24 

Die Beteiligung von Arbeitnehmern an einer stillen Gesellschaft führt zu einer 
Erhöhung des Fremdkapitals. Der Zufluss liquider Mittel verringert sich, wenn 
die Anteile an der stillen Gesellschaft vergünstigt abgegeben werden. Sofern 
kurze Kündigungsfristen vereinbart werden, verschlechtert sich durch diese 
Kapitalmaßnahme die Kreditfähigkeit des Unternehmens. Da das Kapital in al-
ler Regel nicht unbefristet zur Verfügung steht, ist bei Beendigung der stillen 
Gesellschaft, die einseitig vom Arbeitnehmer ausgehen kann, mit im Zweifel 
nicht unerheblichen Liquiditätsabflüssen durch Rückzahlung der Einlagen zu 
rechnen. Da die Gewinnanteile der Arbeitnehmer einkommensteuerlich ab-

                                         

24 Bei einer Beteiligung von Arbeitnehmern an einer typischen stillen Gesellschaft behalten 
diese steuerrechtlich ihren Arbeitnehmerstatus, bei einer Beteiligung an einer atypischen 
Gesellschaft werden sie zu Mitunternehmern. Da letztgenannte Beteiligungsform in praxi 
ohne Relevanz ist, wird aus Gründen der Einfachheit und Übersichtlichkeit auf eine Dar-
stellung der Auswirkungen dieser Variante verzichtet. 
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zugsfähig sind, kommt es zu positiven Liquiditätseffekten aufgrund verminder-
ter Einkommensteuerschuld. Andererseits werden die Gewinnanteile dem Ge-
werbeertrag zugerechnet, so dass sich die Gewerbeertragsteuer erhöht mit 
entsprechend negativen Effekten auf die Liquidität. 

Für den Arbeitnehmer hat die Beteiligung an einer stillen Gesellschaft keine 
einkommensteuerliche oder sozialversicherungsrechtliche Auswirkungen. Le-
diglich sind auf den Gewinnanteil Kapitalertragsteuern zu zahlen. Ansonsten 
stellen die Gewinnanteile Einkünfte aus Kapitalvermögen dar, die entspre-
chend zu versteuern sind. Wird der Anteil an der stillen Gesellschaft vergüns-
tigt abgegeben, stellt die Differenz zwischen tatsächlichem Wert und Zahlbe-
trag wie gehabt Arbeitslohn dar, der der Steuer- und Sozialversicherungspflicht 
unterliegt. 

• Beteiligung am Fremdkapital des Unternehmens: Mitarbeiterdarlehen 

Mit der Gewährung eines Mitarbeiterdarlehens erhöht sich das Fremdkapital, 
zugleich fließen dem Unternehmen liquide Mittel zu. Eine Erhöhung des 
Fremdkapitals zieht zwangsläufig eine Verringerung der Eigenkapitalquote und 
damit tendenziell eine Verringerung der Kreditfähigkeit des Unternehmens 
nach sich. Die zu zahlenden Kapitalzinsen stellen abzugsfähige Betriebsaus-
gaben dar, die die zu zahlende Steuerschuld reduzieren. 

Die Aufnahme von Mitarbeiterdarlehen wäre für ein Unternehmen dann güns-
tiger, wenn die Kapitalkosten niedriger sind als bei Finanzierungsalternativen. 
Hier soll der Vergleich mit einem Bankkredit aufgestellt werden. Der mit einem 
Mitarbeiterdarlehen verbundene Verwaltungsaufwand außer Acht gelassen 
wäre ein solcher günstiger zu beurteilen, wenn der an die Mitarbeiter zu zah-
lende Zinssatz niedriger ist als der mit einem Bankkredit verbundene. Zwar ist 
es grundsätzlich denkbar, dass dieser Zinssatz höher ist als einer, den ein 
Mitarbeiter sonst auf dem Kapitalmarkt erzielen könnte. Dennoch ist es – auf-
grund des höheren Risikos – fraglich, ob ein Mitarbeiter Kapital zu diesem 
Zinssatz hergibt. In aller Regel stellen Mitarbeiter kein Kapital zu Zinssätzen 
zur Verfügung, die unterhalb banküblicher Zinssätze liegen. Häufig werden 
Mitarbeiterdarlehen erst dann zur Verfügung gestellt, wenn diese (gegen In-
solvenz) abgesichert sind. Diese Absicherung – es fallen Bürgschaftsprovisio-
nen von 1 bis 3 % jährlich an – erhöht die Kapitalkosten, so dass das Mitarbei-
terdarlehen im Vergleich zu einem Bankkredit ungünstig abschneidet. 
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Da das Mitarbeiterdarlehen unabhängig von dem Arbeitsverhältnis besteht, re-
sultieren hieraus für den Mitarbeiter keine lohnsteuer- oder sozialversiche-
rungsrechtliche Verpflichtungen. Die Zinserträge unterliegen den üblichen ein-
kommensteuerlichen Regelungen. 

Bei allen Formen der Eigen- und Fremdkapitalbeteiligung stellt sich dem Mit-
arbeiter die Frage, ob die Kapitalanlage bei seinem Arbeitgeber die optimale 
Kapitalanlage ist. Gibt es am Kapitalmarkt möglicherweise eine höher verzins-
liche und/oder sicherere Anlagemöglichkeit? Hinsichtlich der Rendite der Be-
teiligung lässt sich ohne weiteres feststellen, dass ein Arbeitnehmer nur dann 
eine Beteiligung eingehen wird, wenn diese mindestens auf Marktniveau liegt. 
Hinsichtlich der Sicherheit der Beteiligung fällt die Beurteilung nicht ganz so 
leicht. Schließlich ist zu bedenken, dass das arbeitgebende Unternehmen in 
wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten könnte. In diesem Falle gerieten nicht 
nur der Arbeitsplatz, sondern auch die Kapitaleinlage in Gefahr, zumindest ist 
bei den Formen der Eigenkapitalbeteiligung, die eine Verlustbeteiligung vorse-
hen, mit Vermögensverlusten zu rechnen. Man spricht in diesem Fall von Risi-
kokumulation (vgl. WÄCHTER/KOCH 1993, S. 295, HEERING 1999, S. 27). 
Vor diesem Hintergrund wäre es für den Arbeitnehmer sinnvoller, sein Geld 
außerhalb des arbeitgebenden Unternehmens anzulegen oder im Falle des 
Mitarbeiterdarlehen dieses nur dann zu geben, wenn es gegen Insolvenz ge-
schützt ist. Die Überlegungen bezüglich der Risikokumulation haben jedoch, 
dies gilt es zu bedenken, nur solange Bestand, wie die einzugehende Beteili-
gung vollständig aus den Mitteln des Arbeitnehmers zu bestreiten ist. Dies ist 
in praxi nur selten der Fall. Darüber hinaus ist in der Regel die mit einer Mitar-
beiterbeteiligung zu erzielende Rendite aufgrund der Vergünstigungen der Ar-
beitgeber und der staatlichen Förderung meist sehr hoch; am Markt ist eine 
ähnlich hohe Rendite auf demselben Risikoniveau kaum zu erzielen. 

3.1.1.2 Aktienoptionen 

Welche finanzwirtschaftlichen und steuerlichen Wirkungen mit Aktienoptionen 
verbunden sind, hängt auch hier u.a. davon ab, auf welche Weise das Unter-
nehmen die Aktien beschafft, die im Zuge des Aktienoptionsprogramms aus-
gegeben werden sollen. Grundsätzlich kommen dafür wieder die Beschaffung 
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im Rahmen einer bedingten Kapitalerhöhung und der Erwerb eigener Aktien in 
Frage25. 

Im Fall der bedingten Kapitalerhöhung kommt es auf Seiten des Unterneh-
mens zum Zeitpunkt der Einräumung von Aktienoptionen weder zu einer bilan-
ziellen noch zu einer steuerlichen Einlage; es fließen noch keine liquiden Mittel 
zu. Es entsteht folglich auch noch kein vermögens- oder gewinnmindernder 
Personalaufwand, so dass durch die Einräumung von Aktienoptionen keine 
Steuerersparnisse eintreten. Im Zeitpunkt der Ausübung der Aktienoptionen 
erhöht sich das Eigenkapital. Der – sofern die Aktien nicht unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt werden – für die Aktien zu zahlende Bezugspreis fließt dem 
Unternehmen zu. 

Im Fall des Erwerbs eigener Aktien werden bei Einräumung der Aktienoptio-
nen Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten gebildet, die als Perso-
nalaufwand den steuerlichen Gewinn und somit die Steuerlast mindern (vgl. 
HERZIG 1999, S. 8 ff.). Dem Unternehmen fließt kein neues Kapital zu. 

Aus steuerlicher Sicht sind Aktienoptionsprogramme für Unternehmen nicht 
vorteilhaft. Aus finanzwirtschaftlicher Sicht kann das Urteil u.U. anders ausfal-
len. Dies gilt insbesondere für junge Unternehmen mit knapper Finanzdecke. 
Für diese Unternehmen ist es ein Vorteil, dass Aktienoptionen den Gewinn 
nicht mindern bzw. den Verlust nicht erhöhen. Dieser Erfolgsindikator ist be-
deutsam, wenn es darum geht, eine weitere Kapitalerhöhung über die Ausga-
be junger Aktien vorzunehmen. Darüber hinaus schont die Einräumung von 
Aktienoptionen die Liquidität des Unternehmens, wenn die Aktienoptionen an-
stelle eines Teils des sonst fixen Entgeltes eingeräumt werden (vgl. ACH-
LEITNER/WICHELS 2000, S. 13).26 Diese beiden Aspekte gewinnen weitere 
Bedeutung, führt man sich vor Augen, dass ein großer Teil der angesproche-
nen Unternehmen mit etablierten, zahlungskräftigeren Unternehmen um Ar-
beitskräfte konkurriert, die nicht in ausreichender Anzahl auf dem Arbeitsmarkt 
zur Verfügung stehen (vgl. u.a. DOSTAL 2000, S. 3, KAY-
SER/WIMMERS/HAUSER 2000, S. 45 ff.). 

                                         

25 Siehe Kapitel 3.1.1.1 Beteiligung an einer AG: Ausgabe von Belegschaftsaktien. 
26 Dieser Form der Vergütungsgestaltung sind jedoch aktienrechtliche Grenzen gesetzt, 

weil die Erhöhung des Kapitals gemäß § 192 Abs. 3 AktG auf maximal 10 % des Grund-
kapitals, das zum Zeitpunkt der Beschlussfassung vorhanden ist, beschränkt ist. In jun-
gen Unternehmen mit im allgemeinen eher geringem Grundkapital ist dieser Spielraum 
u.U. schnell ausgeschöpft.  
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Bei der Beantwortung der Frage, welche steuerlichen Konsequenzen Aktien-
optionen bei Arbeitnehmern auslösen, ist zunächst zu klären, zu welchem Zeit-
punkt die Besteuerung stattfindet. Die Besteuerung der Optionen kann zu zwei 
Zeitpunkten vorgenommen werden, zum Zeitpunkt der Optionseinräumung 
und zum Zeitpunkt der Optionsausübung. Eine Besteuerung bei Optionsein-
räumung erfolgt dann, wenn die Aktienoptionen frei handelbar bzw. marktfähig 
sind. Ist dies nicht der Fall, werden die Aktienoptionen zum Zeitpunkt der Aus-
übung besteuert (siehe Übersicht 4).27 Die Besteuerung zum Zeitpunkt der 
Optionsausübung stellt – insbesondere bei Aktienoptionen für Mitarbeiter – 
den Ausnahmefall dar, weil im allgemeinen die Handelbarkeit der Optionen 
nicht gegeben ist. 

Übersicht 4: Auswirkungen des Besteuerungszeitpunktes von Aktienoptio-
nen 

 Zeitpunkt der Besteuerung 
 bei Einräumung der  

Aktienoption 
bei Ausübung der  

Aktienoption 
Voraussetzung Aktienoption ist frei handelbar Aktienoption ist nicht frei han-

delbar 
Bemessungsgrundlage    Wert der Option 

– Bezugspreis der Option 
= geldwerter Vorteil 

   Börsenwert der Aktie 
– Bezugspreis der Aktie 
= geldwerter Vorteil 

Vorteilhaftigkeit Wenn der Aktienkurs bei Opti-
onsausübung über dem Be-
zugspreis der Option liegt. In 
diesem Fall ist der sogenannte 
Ausübungsgewinn steuerfrei 
(sofern die Spekulationsfrist 
von einem Jahr eingehalten 
wird). 

Wenn der Aktienkurs bei Opti-
onsausübung unter dem Be-
zugspreis der Aktie liegt. Dann 
wird der Arbeitnehmer die Op-
tion nicht ausüben, und es fällt 
keine Steuer an (die beim an-
deren Besteuerungszeitpunkt 
in jedem Fall fällig ist). 

 © IfM Bonn

Quelle: Eigene Zusammenstellung 

Vom Zeitpunkt der Besteuerung hängt die Bemessungsgrundlage ab, die wie-
derum die Höhe der Steuerlast beeinflusst. Bei Besteuerung bei Optionsein-
räumung bildet der geldwerte Vorteil, der sich aus der Differenz zwischen Wert 
der Option und Bezugspreis, der vom Mitarbeiter für die Option zu zahlen ist, 
die Bemessungsgrundlage. Bei Besteuerung bei Optionsausübung besteht der 
geldwerte Vorteil in der Differenz zwischen Börsenwert der Aktie (bei Aus-
                                         

27 Der Bundesfinanzhof hat in seinem Urteil vom 23.5.2001 (I R 100 und 119/98) nochmals 
deutlich gemacht, dass nicht handelbare Aktienoptionen im Zeitpunkt der Ausübung zu 
besteuern sind. 
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übung) und Bezugspreis, der vom Mitarbeiter für die Aktie zu zahlen ist. Der 
geldwerte Vorteil stellt steuerlich und sozialversicherungsrechtlich Arbeitslohn 
dar, für den entsprechend Lohnsteuer und Sozialabgaben abzuführen sind.28 

Welcher der beiden Besteuerungszeitpunkte günstiger ist – angenommen, es 
bestehe eine Wahlfreiheit –, hängt von der Entwicklung des Aktienkurses ab. 
Liegt der Aktienkurs bei Optionsausübung über dem Bezugspreis (nur dann 
wird der Mitarbeiter die Option ausüben), ist die Besteuerung bei Optionsein-
räumung günstiger. Denn die Differenz zwischen Börsenwert der Aktie bei 
Ausübung und Wert der Option, der sogenannte Ausübungsgewinn, wird in 
diesem Fall der privaten Vermögensphäre des Arbeitnehmers zugerechnet 
und bleibt, sofern die Spekulationsfrist von einem Jahr eingehalten wird, steu-
erfrei. Liegt der Aktienkurs jedoch unter dem Bezugspreis, erweist sich die Be-
steuerung bei Optionsausübung als vorteilhaft. In diesem Fall wird der Mitar-
beiter seine Option nicht ausüben, so dass kein zu versteuernder geldwerter 
Vorteil entsteht. Die Steuer, die bei Besteuerung im Zeitpunkt der Optionsein-
räumung fällig wurde, wird bei ungünstigem Kursverlauf nicht erstattet. 

Seit geraumer Zeit wird mit Hinweis auf das Ausland von verschiedenen Sei-
ten29 die Forderung nach Änderung der Besteuerungsregeln für Aktienoptio-
nen erhoben, die im Kern auf eine Reduzierung der Steuerlast hinausläuft. Im 
Mittelpunkt der Diskussion steht die vom BDI vertretene Position, dass nicht 
handelbare Optionen nach dem Halbeinkünfteverfahren besteuert werden sol-
len, also lediglich die Hälfte des geldwerten Vorteils der Einkommensteuer un-
terworfen wird.30 Handelbare Optionen sollen hingegen analog zum belgi-
schen Modell besteuert werden. Dieses sieht vor, eine Option mit 7,5 % des 
Kurswertes der Aktie zum Einräumungszeitpunkt (zuzüglich 0,5 % für jedes 
Jahr, um das eine Laufzeit von fünf Jahren überschritten wird) zu bewerten 

                                         

28 ARNOLD (2001) verweist darauf, dass die Wahrnehmung der Aktienoption häufig an eine 
mehrere Jahre umfassende Tätigkeit für ein Unternehmen anknüpft und insofern zu prü-
fen ist, ob eine Vergütung für mehrjährige Tätigkeit i.S.d. § 34 Abs. 2 Nr. 4 EstG vorliegt. 
Ist dies der Fall, kommt die Einkommensteuertarifermäßigung des § 34 EstG Abs. 1, die 
sogenannte Fünftelregelung, zum Tragen. Der Umfang dieser Tarifermäßigung ist jedoch 
relativ gering, solange der Mitarbeiter keine Verluste aus anderen Einkunftsarten entge-
genzusetzen hat. 

29 Z.B. von einer Initiative von rund 40 Unternehmen der Informationstechnik, dem Verband 
der Chemischen Industrie, der Deutschen Industrievereinigung Biotechnologie, dem Ver-
band der Softwareindustrie, der Organisation Growth Plus Europe’s 500 und der Volks-
wagen AG (vgl. AFHÜPPE/LEENDERTSE/LOSSE 2000, S. 19). 

30 Dieser Forderung schließt sich das Deutsche Aktieninstitut an (vgl. VON ROSEN 2001, 
S. 12). 
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und diesen Optionswert zur Besteuerungsgrundlage zu machen (vgl. BDI 
2000). 

Wie sieht nun die steuerliche Behandlung von Aktienoptionen in anderen Län-
dern aus? Diese Frage kann nicht umfassend beantwortet werden. Bestenfalls 
kann ein knapper Überblick über entsprechende Regelungen wichtiger europä-
ischer Nachbarn und der USA gegeben werden (vgl. auch Übersicht 5). 

In den USA wird zwischen Qualified Stock Options und Non-qualified Stock 
Options unterschieden. Letztere stellen den Normalfall dar; sie sind steuerlich 
nicht begünstigt. Non-qualified Stock Options werden zweimal besteuert: ein-
mal bei Ausübung31 der Option und zum zweiten Mal bei der Veräußerung der 
Aktien (vgl. BERNHARDT 2001a, S. 18). Bei der Optionsausübung wird die 
Differenz zwischen Marktwert der Aktie und Ausübungspreis mit dem norma-
len Einkommensteuersatz besteuert. Diese Regelung entspricht der des deut-
schen Steuerrechts. Der Veräußerungsgewinn wird, sofern die Aktien inner-
halb von zwölf Monaten nach Erwerb verkauft werden, zum normalen Steuer-
satz besteuert. Nach Ablauf der zwölf Monate beträgt der Steuersatz 20 %.32 

Qualified Stock Options, hierunter fallen Incentive Stock Options und Em-
ployee Stock Purchase Plans, sind an das Vorliegen bestimmter Vor-
aussetzungen gebunden. U.a. muss der Optionspreis zum Zeitpunkt der Ein-
räumung dem Marktwert der Aktie entsprechen, die Aktien müssen mindes-
tens zwei Jahre nach Einräumung und ein Jahr nach Ausübung der Option ge-
halten werden, und der Aktienwert darf 100.000 $ jährlich nicht übersteigen 
(vgl. LEUNER/ RADSCHINSKY 2001, S. 363; BERNHARDT 2001b, S. 429). 
Qualified Stock Options werden weder bei Einräumung noch Ausübung der 
Option, sondern lediglich bei Verkauf der Aktien versteuert und zwar mit einem 
Steuersatz von 20 %. Die Differenz zwischen Aktienwert im Veräußerungs-
zeitpunkt und dem Ausübungspreis bildet dabei die Bemessungsgrundlage. 

                                         

31 Unter folgenden Bedingungen wird das Optionsrecht bereits bei der Einräumung besteu-
ert und zwar zum normalen Steuersatz: Das Optionsrecht hat einen Marktwert oder die-
ser ist feststellbar, es ist frei übertragbar und zum Zeitpunkt der Optionsgewährung in vol-
ler Höhe und uneingeschränkt ausübbar. Bei Ausübung der Option erfolgt dann keine 
weitere Besteuerung (vgl. MUNDORF 2001, S. 6). Diese Voraussetzungen sind nur sel-
ten gegeben. 

32 Liegt das jährliche zu versteuernde Einkommen bei Verheirateten unter rund 42.000 $ 
und bei Ledigen unter rund 25.000 $, reduziert sich der Steuersatz auf 10 %. Andernfalls 
läge der Steuersatz für Veräußerungsgewinne über dem für diese Einkommensgruppen 
gültigen Steuersatz von 15 %. 
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Qualified Stock Options bieten in dreifacher Hinsicht Vorteile: Die Optionen 
werden nur einmal, zu einem späteren Zeitpunkt und mit einem günstigeren 
Steuersatz besteuert. 

Übersicht 5: Steuerliche Behandlung von Aktienoptionen im internationalen 
Vergleich 

 
 
 
 
Land 

 
 
 

Zeitpunkt der 
Besteuerung 

 
Maxima-
ler Steu-
ersatz 
(in %) 

Besteue-
rung von 
Veräuße-
rungsge 
winnen 
(in %) 

 
 
 
 
Besonderheiten 

Deutschland    

Nicht steuerbegüns-
tigte Aktienoptionen Ausübung 51,0a - 

Veräußerung steuerfrei bei 
nicht wesentlicher Beteiligung 
und außerhalb der Spekulati-
onsfrist von einem Jahr 

Großbritannien     

Steuerbegünstigte 
Aktienoptionen Verkauf 10,0-40,0 immer 40 Reduktion des Steuersatzes 

bei Halten der Aktien. 

Nicht steuerbegüns-
tigte Aktienoptionen Ausübung 40,0 immer 40 Für junge Unternehmen sind 

Sonderregeln geplant. 

Frankreich     

Steuerbegünstigte 
Aktienoptionen Verkauf 40,0 immer 26

Nicht steuerbegüns-
tigte Aktienoptionen Ausübung 54,0 immer 26

Für Mitarbeiter junger Unter-
nehmen bestehen Sonderre-
geln 

Italien    

Steuerbegünstigte 
Aktienoptionen Verkauf 12,5/27,0 12,5/27,0

Ausübungspreis muss Markt-
wert im Zeitpunkt der Zuteilung 
entsprechen 

Belgien    

Steuerbegünstigte 
Aktienoptionen Gewährung 55,0 - 

Nicht steuerbegüns-
tigte Aktienoptionen Gewährung 55,0 - 

Bemessungsgrundlage: 

7,5 % des Aktienwerts 

15,0 % des Aktienwerts 

USA     

Steuerbegünstigte 
Aktienoptionen Verkauf 20,0 immer 20

Nicht steuerbegüns-
tigte Aktienoptionen Ausübung 39,6 immer 20

Unterschiedliche Steuersätze 
für kurzfristigb und langfristigc 
erzielte Kapitalgewinne beim 
Verkauf 

a ohne Solidaritätszuschlag; b kurzfristig = weniger als ein Jahr: Gewinne sind zum Einkom-
mensteuersatz zu versteuern; c langfristig = ein Jahr und mehr: Gewinne sind mit 20 % zu 
versteuern, fünf Jahre und mehr: Gewinne sind mit 18 % zu versteuern 
Quelle: Eigene Zusammenstellung in Anlehnung an Arthur Andersen 2000, zit. n. AFHÜP-

PE/LEENDERTSE/LOSSE 2000, S. 22 
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Das britische Steuerrecht unterscheidet zwischen Non-approved Share Opti-
ons und Approved Employee Share Schemes. Letztere sind steuerlich be-
günstigt, gleichzeitig allerdings an das Vorliegen vielfältiger, enger Vorausset-
zungen33 geknüpft. Die steuerliche Begünstigung liegt u.a. im Zeitpunkt der 
Besteuerung, nämlich erst bei Veräußerung der Aktien. Non-approved Share 
Options werden im Zeitpunkt der Ausübung besteuert; Besteuerungsgrundlage 
ist der Ausübungsgewinn, also die Differenz zwischen Kurswert im Aus-
übungszeitpunkt und Bezugspreis der Aktie (vgl. BERNHARDT 2001a, S. 18). 
Dieser wird mit dem normalen Einkommensteuersatz belegt. Wie in den USA 
werden die nicht steuerbegünstigten Aktienoptionen ein zweites Mal bei Ver-
äußerung der Aktien besteuert; der Steuersatz für Veräußerungsgewinne liegt 
bei 40 %. 

In Frankreich werden Optionsrechte bei Verkauf der Aktien versteuert. Das 
französiche Steuerrecht spaltet dabei die Differenz zwischen dem Veräuße-
rungs- und dem Bezugspreis in einen Erwerbs- und einen Veräußerungsge-
winn, wobei der Erwerbsgewinn der Differenz zwischen Aktienkurs am Aus-
übungstag und Bezugspreis und der Veräußerungsgewinn folglich der Diffe-
renz zwischen Veräußerungspreis und Aktienkurs am Ausübungstag ent-
spricht. Der Erwerbsgewinn ist, sofern zwischen Optionszusage und Veräuße-
rung weniger als fünf Jahre liegen, mit dem vollen Einkommensteuersatz zu 
versteuern. Nach Ablauf von fünf Jahren wird der Erwerbsgewinn als Veräuße-
rungsgewinn behandelt, der grundsätzlich mit einem Steuersatz von 26 % be-
steuert wird. Eine weitere steuerliche Belastung wird wirksam, wenn der Ba-
sispreis bei Optionsausübung unterhalb von 95 % des Aktienkurses bei Opti-
onsgewährung liegt. In diesem Fall gewährt der Arbeitgeber quasi einen Ar-
beitnehmerrabatt, der voll als Lohn versteuert wird (vgl. MUNDORF 2001, S. 
6). 

Ein Teil der in Belgien geltenden Regelung – die nicht handelbaren Aktienopti-
onen betreffend – wurde bereits im Zusammenhang des BDI-Vorschlags vor-
gestellt. Die handelbaren Aktienoptionen werden im Gegensatz zu den nicht 
handelbaren Aktienoptionen mit 15 % des Kurswertes der Aktien im Zeitpunkt 
der Gewährung (zuzüglich 1,0 % für jedes Jahr, das eine Laufzeit von fünf 

                                         

33 Z.B. an Veräußerungsbeschränkungen, Trustlösungen und Wertgrenzen. So dürfen die 
Aktienoptionen höchstens 10 % der Jahresbezüge bzw. 8.000 £ pro Jahr ausmachen und 
den Gesamtpreis von maximal 30.000 £ nicht überschreiten (vgl. BERNHARDT 2001b, S. 
430). 
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Jahren überschreitet) bewertet und der allgemeinen Einkommensteuer unter-
worfen. 

Die Beurteilung der deutschen Regelungen zur Besteuerung von Aktienoptio-
nen im Vergleich zu entsprechenden Regelungen anderer Länder soll aus 
Sicht der begünstigten Arbeitnehmer vorgenommen werden, denn die Forde-
rung nach Änderung des Steuerrechts wird damit begründet, dass es deut-
schen Unternehmen andernfalls nicht gelänge, im internationalen Wettbewerb 
um knappe Fachkräfte zu bestehen (vgl. u.a. AFHÜPPE/LEEN-
DERTSE/LOSSE 2000, S. 18). Mit Blick auf Übersicht 5 wird deutlich, dass 
sich die deutsche Regelung bei nicht steuerbegünstigten Aktienoptionen von 
jener der USA, Großbritanniens oder Frankreichs lediglich hinsichtlich des 
(maximalen) Steuersatzes unterscheidet. Diesem u.U. höheren Steuersatz, mit 
dem der Ausübungsgewinn belegt wird, steht ein beachtlicher Vorteil gegen-
über: Der Veräußerungsgewinn bleibt unter Einhaltung der Spekulationsfrist 
von einem Jahr vollkommen steuerfrei. Nachteile für deutsche Arbeitnehmer 
sind, alles in allem genommen, bei nicht steuerbegünstigten Aktienoptionen 
nicht zu erkennen. 

Etwas schwerer fällt die Beurteilung, wird die deutsche Regelung mit jenen für 
steuerbegünstigte Aktienoptionen in anderen Ländern verglichen. Auf den ers-
ten Blick scheint die belgische Regelung vorteilhaft zu sein. Diese ist es aber 
höchstens nur dann, wenn der Kursverlauf positiv ist. Ist dies nicht der Fall, 
hatte der Arbeitnehmer (im Einräumungszeitpunkt) Steuern zu zahlen, ohne 
dass er je die Optionen ausgeübt hätte. Das Risiko eines auf längere Sicht ne-
gativ verlaufenden Kurses, wenn nicht gar des völligen Scheiterns ist gerade 
bei jungen Unternehmen mit großen Wachstumschancen nicht zu gering zu 
schätzen, wie die Entwicklung am Neuen Markt in den Jahren 2000 und 2001 
deutlich vor Augen geführt hat. 

In den anderen betrachteten Ländern ist die Besteuerung im Veräußerungs-
zeitpunkt vorgesehen. Diese Lösung hat aus Sicht der Arbeitnehmer zwei Vor-
teile. Zum einen wird der Zeitpunkt der Steuerzahlung nach hinten verlagert, 
womit Zinsvorteile verbunden sind, und zum anderen werden Gewinne ver-
steuert, die tatsächlich entstanden sind. Die Besteuerung realisierter Gewinne 
hat aus Arbeitnehmersicht in jedem Fall den Vorzug, dass die anfallenden 
Steuern aus den realisierten Gewinnen bestritten werden können. Dies ist für 
Arbeitnehmer, die kaum weitere Einkünfte haben, nicht unattraktiv. Demge-
genüber müssen die Arbeitnehmer nach der gegenwärtigen deutschen Rege-
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lung in aller Regel die im Ausübungszeitpunkt fälligen Steuern und Sozialab-
gaben aus anderen Einkünften begleichen, da die Aktien meist erst zu einem 
späteren Zeitpunkt verkauft werden dürfen. Die Situation kann sich für begüns-
tigte Arbeitnehmer noch weiter verschlechtern, nämlich dann, wenn der Akti-
enkurs zwischen Ausübungs- und erstmaligen Veräußerungsmöglichkeitszeit-
punkt unter den Aktienkurs im Ausübungszeitpunkt fällt und auch mittelfristig 
nicht, wenn überhaupt noch jemals, wieder den Wert erreicht oder übersteigt, 
den er im Ausübungszeitpunkt hatte. Dann hat der Arbeitnehmer Steuern und 
Sozialabgaben auf einen geldwerten Vorteil gezahlt, über den er niemals ver-
fügen konnte. 

Die Verlagerung des Besteuerungszeitpunktes bedeutet auch eine Verände-
rung der Bemessungsgrundlage. Je nach Entwicklung des Aktienkurses ist die 
Bemessungsgrundlage in Großbritannien, Frankreich und den USA breiter o-
der schmaler als in Deutschland: Sinkt der Aktienkurs nach Optionsausübung, 
verringert sich die Bemessungsgrundlage, steigt er, verbreitert sie sich. Dieser 
Zusammenhang ist insofern bedeutsam, als die Steuerlast nicht alleine vom 
Steuersatz, sondern auch von der Bemessungsgrundlage bestimmt wird. Aus 
dieser Perspektive kann die Vorteilhaftigkeit einer Regelung nicht pauschal, 
sondern nur am konkreten Beispiel beurteilt werden. 

Der Steuersatz auf Einkünfte aus steuerbegünstigten Aktienoptionen ist in den 
drei betrachteten Ländern niedriger als der für andere Einkünfte aus Erwerbs-
tätigkeit, darin liegt schließlich die Steuerbegünstigung, oder als der in 
Deutschland. Bei einem Vergleich mit Deutschland ist aber wiederum zu be-
rücksichtigen, dass hier die Veräußerungsgewinne nach Ablauf der Spekulati-
onsfrist steuerfrei sind. Ein seriöser Vergleich der Steuersätze müsste von der 
gleichen Bemessungsgrundlage ausgehen, auf deren Basis ein "effektiver" 
Steuersatz für Deutschland ermittelt wird. Liegt der Aktienkurs im Veräuße-
rungszeitpunkt über dem im Ausübungszeitpunkt, verringert sich der "effektive" 
deutsche Steuersatz. Es ist durchaus möglich, dass die Steuerbelastung nach 
deutschem Recht unter jener nach amerikanischem Recht liegt. 

Die deutschen Regelungen zur Besteuerung von Aktienoptionen für Arbeit-
nehmer sind, so lassen sich die obigen Ausführungen zusammenfassen, kei-
neswegs in jedem Fall den Regelungen anderer Länder unterlegen. Welche 
Steuerregelung die günstigere ist, hängt im Zweifel vom Einzelfall ab. In der 
Tendenz erweist sich die deutsche Regelung als ungünstig, wenn die Kurs-
entwicklung nach der Optionsausübung negativ ist. Im Gegenzug wird sie um 
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so günstiger, je stärker der Aktienkurs nach der Ausübung steigt.34 Der Vor-
schlag des BDI würde an dieser grundlegenden Tendenz nichts ändern, 
wenngleich sich die Verluste bei negativem Kursverlauf verringern und die 
Netto-Gewinne bei positivem Kursverlauf erhöhen würden. Im zweiten Fall 
kann der BDI-Vorschlag schneller zu einer für den Arbeitnehmer günstigeren 
Situation als in den USA führen. 

3.1.1.3 Erfolgsbeteiligung 

Die Beteiligung von Mitarbeitern am Erfolg des Unternehmens hat sowohl auf 
Seiten des Unternehmens als auf Seiten des Arbeitnehmers keine anderen 
steuerlichen Wirkungen als andere Vergütungsformen. Die entsprechenden 
Zahlungen führen beim Unternehmen zu erhöhtem Personalaufwand, der die 
Steuerbemessungsgrundlage verringert und so zu einer Steuerersparnis führt 
(vgl. SCHWETZLER 1989, S. 39). Diese kompensiert wie gehabt einen Teil 
des Liquiditätsabflusses durch die erhöhte Entgeltzahlung. Aufgrund der Pro-
gression des Einkommensteuertarifs führt die Mitarbeiterbeteiligung beim Mit-
arbeiter zu einer erhöhten Steuerbelastung. Sofern der Mitarbeiter die jeweili-
gen Beitragsbemessungsgrenzen der verschiedenen Zweige der gesetzlichen 
Sozialversicherung nicht überschreitet, unterliegen die Zahlungen aufgrund 
der Erfolgsbeteiligung auch der Sozialversicherungspflicht. 

Diese Regelungen gelten auch dann, wenn beispielsweise die Gewinnanteile 
nicht sofort an die Mitarbeiter ausgezahlt, sondern investiv ans Unternehmen 
gebunden werden. Unter Liquiditätsgesichtspunkten ist diese Lösung in zwei-
facher Hinsicht interessant: Das Geld verbleibt nicht nur für einen vereinbarten 
Zeitraum im Unternehmen, es bleibt, sofern bestimmte Bedingungen eingehal-
ten werden,35 sogar in vollem Umfang erhalten. Denn in diesem Fall werden 
die Lohnsteuer sowie die Sozialversicherungsabgaben erst am Ende des ver-
einbarten Zeitraums zur Zahlung fällig. Diese Form der Erfolgsbeteiligung ist 
aus finanzwirtschaftlicher Sicht des Unternehmens im Vergleich zu anderen 
Vergütungsformen vorteilhaft. 

                                         

34 Interessanterweise wurde die Forderung nach Änderung des deutschen Steuerrechts 
erstmalig zu einem Zeitpunkt erhoben, als sich der Aktienmarkt günstig entwickelte, also 
in einer Situation, in der die deutsche Regelung am wenigsten nachteilig im Vergleich zu 
Regelungen anderer Länder war. 

35 Siehe hierzu z.B. SCHWETZLER (1989, S. 40 ff.). 
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Gewinnbeteiligungen können aus Unternehmenssicht auch dann vorteilhaft 
sein, wenn sie anstelle eines Teils sonst fixen Entgeltes vereinbart werden, 
und zwar dann, wenn der Geschäftsverlauf negativ ist. Dann reduziert sich der 
Personalaufwand und der Liquiditätsabfluss. 

3.1.1.4 Keine durchgängig positiven finanzwirtschaftlichen Wirkungen 
der materiellen Mitarbeiterbeteiligung 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die finanzwirtschaftlichen und 
steuerlichen Wirkungen insbesondere von Kapitalbeteiligungsmodellen stark 
von der Rechtsform des Unternehmens abhängen. Die Analyse hat zudem ge-
zeigt, dass die angesprochenen Wirkungen aufgrund gesellschaftsrechtlicher 
Gestaltungsspielräume selbst innerhalb einer Rechtsform differieren. Eine 
pauschale Beurteilung der materiellen Mitarbeiterbeteiligung ist aus finanzwirt-
schaftlicher und steuerlicher Sicht angesichts der vielfältigen Gestaltungsmög-
lichkeiten also kaum möglich. Alles in allem lässt sich jedoch feststellen, dass 
von den betrachteten Kapitalbeteiligungsformen, von Ausnahmen abgesehen, 
positive finanzwirtschaftliche Wirkungen ausgehen. Sie führen zu einer Ver-
breiterung der Kapitalbasis, zur Verbesserung der Kreditfähigkeit, sofern eine 
Eigenkapitalbeteiligung vorliegt, und bei einigen Formen zur Erhöhung der Li-
quidität durch Steuerersparnis. 

Diese Effekte ließen sich jedoch auch mit Kapitalgebern erzielen, die nicht Mit-
arbeiter des Unternehmens sind. Ein weiterer Einwand gegenüber der Kapital-
beteiligung von Mitarbeitern ergibt sich aus der hohen Komplexität der mit ihr 
verbundenen steuer- und gesellschaftsrechtlichen Fragen. Ohne externe 
Fachkompetenz ist die Einführung, aber auch die kontinuierliche Abwicklung 
einer Mitarbeiterkapitalbeteiligung insbesondere in kleinen und mittleren Un-
ternehmen kaum vorstellbar. Vor diesem Hintergrund erscheint eine Kapitalbe-
teiligung der Mitarbeiter aus finanzwirtschaftlicher Perspektive eher für solche 
Unternehmen attraktiv, die ansonsten Schwierigkeiten haben, Zugang zum 
Kapitalmarkt zu erlangen. 

Mit der Gewährung von Aktienoptionen sind kaum positive finanzwirtschaftli-
che Effekte zu erzielen. Kapital fließt, wenn überhaupt, erst im Zeitpunkt der 
Optionsausübung zu. Und da der Bezugspreis meist unterhalb des Kurswertes 
der Aktie liegt, fließt dem Unternehmen auf diesem Wege zudem weniger Ka-
pital zu als im Falle einer ordentlichen Kapitalerhöhung. Deswegen ist die Ein-
räumung von Aktienoptionen aus finanzwirtschaftlicher Perspektive nur dann 
positiv zu beurteilen, wenn sie anstelle eines Teils sonst fixen Entgeltes ge-
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währt werden. Dies schont die Liquidität und schlägt sich nicht in der Gewinn- 
und Verlustrechnung nieder. Letzteres erhöht gerade bei jungen Wachstums-
unternehmen die Chancen, frisches Kapital bei einer weiteren Kapitalerhöhung 
beschaffen zu können. 

Gewinnbeteiligungen haben dann günstige finanzwirtschaftliche Wirkungen, 
wenn sie entweder investiv ans Unternehmen gebunden oder wenn sie anstel-
le von fixen Vergütungsbestandteilen gewährt werden. 

3.1.2 Personalwirtschaftliche Wirkungen 

Mitarbeiterbeteiligungsmodellen als Teil materieller Anreizsysteme wohnen 
verschiedene personalpolitische Funktionen inne. Vorrangiger Zweck solcher 
Systeme ist aus theoretischer Sicht die Erhöhung der Motivation der Mitarbei-
ter. Darüber hinaus kommt ihnen eine Selektions- und eine Koordinationsfunk-
tion sowie, je nach Ausgestaltung, eine Personalgewinnungs- und eine -bin-
dungsfunktion zu (vgl. u.a. WINTER 1996, S. 39 f.). Was ist unter diesen Funk-
tionen im einzelnen zu verstehen und wie stellt sich jeweils der Wirkungsme-
chanismus dar? 

Im folgenden sollen zunächst die genannten Funktionen kurz vorgestellt wer-
den. Da jedoch auch die personalwirtschaftlichen Wirkungen materieller Mitar-
beiterbeteiligungsmodelle aufgrund ihrer teils sehr unterschiedlichen Ausge-
staltung nicht pauschal beurteilt werden können, soll anschließend die Analyse 
möglicher Effekte an den einzelnen Formen der materiellen Mitarbeiterbeteili-
gung im Detail vorgenommen werden. 

Mit einem materiellen Beteiligungssystem ist die Aussicht auf ein höheres Ein-
kommen verknüpft, wobei zwischen der Höhe dieses Zusatzeinkommens und 
der Leistung des Arbeitnehmers ein Zusammenhang hergestellt wird. Ein Inte-
resse an einem Einkommenszuwachs unterstellt, gibt die erwartete Einkom-
menssteigerung dem Arbeitnehmer folglich einen Anreiz, seine Arbeitsan-
strengung und damit seine Leistung zu erhöhen (vgl. JENSEN/MECKLING 
1976, S. 312 f.). Die Aussicht auf ein höheres Entgelt veranlasst Arbeitnehmer 
aber nur dann zur Steigerung ihrer Anstrengungen, wenn zwei wesentliche 
Voraussetzungen gegeben sind: Sie müssen zum einen durch ihr Arbeitsver-
halten den Ertrag ihrer Beteiligung steigern können. Dies bedeutet, dass der, 
allgemein gesprochen, Unternehmenserfolg durch das individuelle Verhalten 
beeinflussbar sein muss (vgl. u.a. WÄCHTER/KOCH 1993, S. 305). Zum an-
deren muss das aus der Beteiligung erzielbare Einkommen – im Vergleich zu 
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anderen Einkommensbestandteilen – einen ausreichend hohen Anteil am Ge-
samteinkommen ausmachen. Denn die erwartete Nutzensteigerung muss die 
Nutzenschmälerung, die sich aus dem erhöhten Arbeitsleid ergibt, spürbar ü-
bersteigen. 

Materielle Mitarbeiterbeteiligungssysteme entfalten, sofern nach außen kom-
muniziert, eine Signalwirkung am Arbeitsmarkt. Sie erlangen insofern eine Per-
sonalgewinnungsfunktion, da sie zur Attraktivität des Unternehmens auch auf 
dem externen Arbeitsmarkt und damit zur Fähigkeit des Unternehmens beitra-
gen, potentielle Bewerber vom externen Arbeitsmarkt zur Bewerbung zu ver-
anlassen. Zudem kann ein solches System die Entscheidung eines ausge-
wählten Kandidaten für den Eintritt in das Unternehmen positiv beeinflussen. 
Ebenso kann es abwanderungsbereite Mitarbeiter veranlassen, im Unterneh-
men zu verbleiben. Notwendige Voraussetzung ist in jedem Fall, dass der aus 
dem Gesamtvergütungspaket erzielbare Nutzen höher ist als der alternativer 
Beschäftigungsmöglichkeiten (vgl. GOMEZ-MEJIA/BALKIN 1992, S. 289 ff.). 

Die Selektionsfunktion eines materiellen Anreizsystems besteht darin, dass 
Unternehmen, die Leistung belohnen, eine höhere Attraktivität für Arbeitneh-
mer mit überdurchschnittlichen Fähigkeiten und überdurchschnittlicher Leis-
tungsbereitschaft haben (vgl. LAZEAR 1986, WOLFF/LAZEAR 2001, S. 142 
ff.). Sie haben auf diese Weise die Möglichkeit, ein höheres Einkommen zu er-
zielen als in einem System fixer Vergütung. Für Arbeitnehmer, die eher unter-
durchschnittlich befähigt sind, ist es erstrebenswerter, in einem Unternehmen 
tätig zu sein, das ihnen einen Fixlohn bietet. Leistungsorientierte Beteiligungs-
systeme führen also zu einer Selbstselektion der Bewerber in dem Sinne, dass 
sich vor allem Leistungsfähige um eine Arbeit bemühen (vgl. JENSEN/MUR-
PHY 1990, S. 245). Die Selektionswirkung steigt mit wachsendem Anteil der 
leistungsabhängigen Vergütung am gesamten Einkommen. 

Unter Koordinationsfunktion ist zu verstehen, dass das materielle Beteili-
gungssystem zu einer effizienten Abstimmung einzelner Arbeitsschritte und 
Personen, d.h. vereinfacht ausgedrückt zu einem kooperativen Verhalten von 
Gruppenmitgliedern und zur Wahrnehmung kollektiver Interessen beiträgt. In-
dividuell rational handelnde Personen vertreten ohne besondere Anreize keine 
kollektiven Interessen (vgl. OLSON 1965, S. 2), vielmehr ist zu erwarten, dass 
leistungsorientierte Anreizsysteme die Tendenz zu unkooperativem Verhalten 
erhöhen, und zwar wenn ein fixer Belohnungspool unter einer Gruppe aufge-
teilt wird. Jeder ist dann bestrebt, den größten Teil des Belohnungspools für 



 55

sich zu erhalten (vgl. WINTER 1996, S. 67). Um Mitglieder einer Gruppe dazu 
zu bringen, die Auswirkungen des jeweils individuellen Verhaltens auf die rest-
lichen Gruppenmitglieder zu berücksichtigen und es damit auf das kollektive 
Verhalten abzustimmen, können anstelle von individuellen Anreizen Gruppen-
anreize eingesetzt werden, z.B. Gruppenboni. In einem solchen Fall haben die 
Mitglieder der Gruppe einen Anreiz, sich gegenseitig zu überwachen und 
Druck in Richtung auf die Einhaltung der vereinbarten Ziele auszuüben. Vor-
aussetzung ist jedoch die Existenz eines entsprechenden Druckmittels; zudem 
sollte die Gruppe nicht zu groß sein, und die einzelnen Mitglieder sollten sich 
mit der Gruppe identifizieren (vgl. KANDEL/LAZEAR 1992, S. 805 ff.). 

3.1.1.2 Kapitalbeteiligung 

• Eigenkapitalbeteiligung 

Grundsätzlich ist die Eigenkapitalbeteiligung von Arbeitnehmern zwar geeig-
net, motivationssteigernd zu wirken, aber wie oben bereits ausgeführt wurde, 
kann ein Beteiligungsmodell nur dann motivierend wirken, wenn Arbeitnehmer 
durch Änderung ihres Arbeitsverhaltens die Rendite ihrer Beteiligung steigern 
können. Im Allgemeinen muss jedoch davon ausgegangen werden, dass es 
den meisten Arbeitnehmern nicht möglich ist, den Gesamterfolg des Unter-
nehmens und damit die Rendite durch ihr individuelles Arbeitsverhalten direkt 
zu beeinflussen. Diese Möglichkeit ist bestenfalls für die Unternehmensleitung, 
die oberen Führungskräfte und ausgewählte Leistungsträger gegeben. Dar-
über hinaus muss die aus der Beteiligung erzielbare Rendite einen hohen An-
teil am Gesamteinkommen ausmachen. Dies bedeutet, dass dem einzelnen 
beteiligten Arbeitnehmer ein vergleichsweise großer Anteil am Eigenkapital 
eingeräumt werden muss, was andererseits sein Vermögensverlustrisiko er-
höht. Im Falle der Eigenkapitalbeteiligung kommt als dritte Bedingung hinzu, 
dass die auf das eingebrachte Kapital erzielbare Rendite (deutlich) höher ist 
als die alternativer Anlagemöglichkeiten. Dies wird häufig dadurch zu errei-
chen versucht, dass die Beteiligung vergünstigt abgegeben wird. Dieses Vor-
gehen wirkt jedoch nur auf kurze Sicht, genau genommen nur für eine Periode. 
Wird eine größere Anzahl von Mitarbeitern am Eigenkapital beteiligt, kann es 
aufgrund des sogenannten Trittbrettfahrens zu einer weiteren Beeinträchtigung 
der Motivationswirkung einer Eigenkapitalbeteiligung kommen. 

Eine allgemeine Personalgewinnungsfunktion kann einer Beteiligung am Ei-
genkapital nicht zugesprochen werden; diesem Effekt steht das Vermögens-
verlustrisiko entgegen. Eine entsprechende Signalwirkung am Arbeitsmarkt 
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dürfte eine in Aussicht gestellte Eigenkapitalbeteiligung nur für ausgewählte 
Arbeitnehmer, in aller Regel Führungskräfte haben, die sich mit der Absicht 
tragen, das Unternehmen später zu übernehmen. Einen Anreiz, in das Unter-
nehmen einzutreten, könnte eine Eigenkapitalbeteiligung auch dann haben, 
wenn sie unentgeltlich gewährt und sich die Haftung des beteiligten Mitarbei-
ters auf die Höhe seiner Einlage beschränken würde. Diese Beschränkung ist 
für Aktionäre, GmbH-Gesellschafter, Kommanditisten und stille Gesellschafter 
möglich. Als weitere Bedingung müsste die Eigenkapitalbeteiligung zusätzlich 
zum und nicht anstelle eines Teils des fixen Entgelts eingeräumt werden. Ein 
so gestaltetes Eigenkapitalbeteiligungsmodell ist für alle Bewerber attraktiv, 
die auf diese Weise eine Steigerung ihres (bisherigen oder anderweitig zu er-
haltenden) Einkommens erzielen können. 

Der oben beschriebene Selbst-Selektions-Mechanismus kann mittels einer Ei-
genkapitalbeteiligung der Mitarbeiter durchaus erreicht werden, sofern die Be-
teiligung nicht unentgeltlich abgegeben wird und sie an die Stelle eines Teils 
der Fixentlohnung tritt. Entsprechend leistungsfähige und risikobereite Arbeit-
nehmer wird das Unternehmen jedoch nur finden, wenn es mittelfristig gute 
Wertzuwachs- und Gewinnaussichten hat, so dass die aus der Eigenkapitalbe-
teiligung erzielbare Rendite zu einem Gesamteinkommenszuwachs führen 
kann. 

Grundsätzlich kann der Eigenkapitalbeteiligung eine Koordinationsfunktion zu-
gesprochen werden, denn für die entsprechend beteiligten Mitarbeiter stellt der 
Unternehmensgewinn durchaus einen Gruppenbonus dar. Wie gut eine Eigen-
kapitalbeteiligung diese Funktion ausüben kann, hängt jedoch von der konkre-
ten Unternehmenssituation ab. Allgemein wird man aufgrund der oben ge-
nannten Voraussetzungen sagen können, dass sie eher in mittleren und gro-
ßen Unternehmen für Mitglieder der oberen Führungsebenen oder in kleinen 
Unternehmen (und dort durchaus für einen größeren Mitarbeiterkreis) in Frage 
kommt. 

Über die oben beschriebenen Funktionen hinaus führt eine Beteiligung am Ei-
genkapital des Unternehmens – ungeachtet der Rechtsform des Unterneh-
mens – zu einer erhöhten Identifikation mit dem Unternehmen. Das Ausmaß 
der Identifikation hängt von der Höhe des gehaltenen Anteils und vom Grad 
des übernommenen Risikos ab. Dieses Risiko jedoch wird aufgrund unter-
schiedlicher Haftungsregelungen wesentlich von der Rechtsform des Unter-
nehmens mitbestimmt. Das höchste Risiko geht aus dieser Perspektive ein 
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Mitarbeiter ein, der an einer oHG beteiligt oder der Komplementär einer Kom-
manditgesellschaft ist, und zwar weil dieser auch mit seinem Privatvermögen 
haftet. Ein geringeres Risiko ist mit einer Beteiligung an einer Kommanditge-
sellschaft (als Kommanditist), einer GmbH oder einer Aktiengesellschaft ver-
bunden, da im schlechtesten Fall lediglich die geleistete Einlage verloren geht. 
Sofern die Belegschaftsaktien keine Sperrfrist aufweisen, ist das mit ihnen ver-
bundene Risiko im Vergleich zur GmbH- oder Kommanditisten-Beteiligung ge-
ringer, weil der Verkauf der Beteiligung im Krisenfall wesentlich leichter ist und 
so der Verlust eingeschränkt werden kann. 

Die Identifikation mit dem Unternehmen verstärkt das Zugehörigkeitsgefühl 
und führt zu einer stärkeren Integration. Diese wiederum zieht eine Erhöhung 
der Leistungsbereitschaft und individuellen Zufriedenheit sowie einen Rück-
gang von Absentismus und Fluktuation nach sich. 

• Beteiligung am Fremdkapital des Unternehmens: Mitarbeiterdarlehen 

Wird für das Darlehen ein fixer Zinssatz vereinbart, können vom Mitarbeiter-
darlehen kaum Motivationseffekte erwartet werden. Zum einen sind die Mitar-
beiter nicht an der Substanz und damit nicht am Wertzuwachs des Unterneh-
mens beteiligt, so dass kein Anreiz besteht, den Unternehmenswert zu erhö-
hen. Zum anderen sind die Zinserträge unabhängig vom Unternehmenserfolg, 
so dass sich eine zusätzliche Anstrengung für die Mitarbeiter nicht auszahlt. 
Sofern das Mitarbeiterdarlehen nicht durch eine Bürgschaft abgesichert ist, 
besteht auf Seiten der Arbeitnehmer ein Interesse daran, dass das Unterneh-
men das Darlehen zum Fälligkeitszeitpunkt zurückzahlen kann. Die aus die-
sem Interesse erwachsende Anreizwirkung ist tendenziell eher schwach, zu-
mal die Möglichkeiten eines einzelnen Arbeitnehmers, der nicht in zentraler 
Funktion tätig ist, eine derartige Krisensituation des Unternehmens abzuwen-
den, verschwindend gering sind. 

Wird der Zinssatz an den Unternehmenserfolg gekoppelt, dann erhält das Mit-
arbeiterdarlehen aus motivationstheoretischer Sicht den Charakter einer Ei-
genkapitalbeteiligung mit den bereits dargestellten Auswirkungen auf die Moti-
vation der Mitarbeiter. 

Auf den Arbeitsmarkt sendet ein Mitarbeiterdarlehen keine positiven Signale 
aus, so dass mit dieser Beteiligungsform keine Personalgewinnung betrieben 
werden kann. Auch die Bindungswirkung muss als sehr gering eingeschätzt 
werden. Die Frage, ob der Darlehensgeber in dem Unternehmen tätig ist oder 
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nicht, hat schließlich keinen Einfluss auf das Darlehen oder die Früchte aus 
dem Darlehen. Anders ist die Gewinnungs- und Bindungsfunktion zu beurtei-
len, wenn anstelle des fixen ein variabler Zinssatz angenommen wird. Dann 
hat das Mitarbeiterdarlehen der Eigenkapitalbeteiligung vergleichbare Wirkun-
gen, außer dass das Vermögensverlustrisiko kleiner ist. Eine Selektionsfunkti-
on kann das Mitarbeiterdarlehen nur mit variablem Zinssatz haben. 

Eine Koordinationsfunktion kann ein Mitarbeiterdarlehen nur unter sehr engen 
Voraussetzungen erfüllen. Neben den bereits im Zusammenhang mit der Ei-
genkapitalbeteiligung ausgeführten Voraussetzungen ist die Vereinbarung ei-
nes variablen Zinssatzes nahezu zwingend, denn anderenfalls liegt wie be-
schrieben kein oder bestenfalls nur sehr schwacher Verhaltensanreiz vor. 

Mitarbeiterdarlehen können kaum zu einer Erhöhung der Identifikation mit dem 
Unternehmen beitragen, da mit ihnen keine Informations- und Entscheidungs-
rechte einhergehen. Und da sich die Einbindung in das Unternehmen kaum 
verstärkt, ist folglich kaum eine Verbesserung des Leistungsverhaltens zu er-
warten. 

3.1.2.3 Aktienoptionen 

Aktienoptionspläne sind theoretisch geeignet, auf das Anstrengungsniveau 
von Arbeitnehmern Einfluss zu nehmen, weil sie prinzipiell in der Lage sind, 
zielgerichtete Leistungssteigerungen zu belohnen und Leistungsminderungen 
bzw. Fehlleistungen zu bestrafen und zwar durch eine entsprechende Entwick-
lung der sich aus den Aktienoptionen ergebenden Renditen (vgl. MENICHETTI 
1999, S. 513 f.). 

Diese Wirkungen können Aktienoptionspläne aber wie die anderen Beteili-
gungsformen auch nur unter Einhaltung der bereits bekannten Bedingungen 
entfalten. Der Arbeitnehmer muss in der Lage sein, durch sein Arbeitsverhal-
ten den Aktienkurs, von dessen Entwicklung seine Rendite abhängt, zu beein-
flussen. In einer solchen Position sind im allgemeinen nur wenige ausgewählte 
Leistungsträger. Anders stellt sich die Situation u.U. in kleinen, insbesondere 
in Start-Up-Unternehmen dar. Als besonders problematisch erweist sich bei 
Aktienoptionen, deren Ausübungshürde durch den bloßen Aktienkurs bestimmt 
wird, dass dieser von vielen Größen beeinflusst wird, die außerhalb der Ein-
flussmöglichkeiten des Unternehmens und insbesondere von dessen Mitarbei-
tern sind. In einer solchen Situation verwischt sich der Zusammenhang zwi-
schen Leistung und Rendite stark. Diesem Effekt kann durch eine Kopplung an 
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einen Markt- oder Branchenindex entgegengewirkt werden (vgl. u.a. ACH-
LEITNER/WICHELS 2000, S. 18). 

Auch Aktienoptionsplänen wohnt generell eine (Selbst-)Selektions- und Perso-
nalgewinnungsfunktion inne. Je nach Ausgestaltung der Pläne kann über die 
allgemeine Personalgewinnungsfunktion hinaus auch die Selektionsfunktion 
zum Tragen kommen. Die Personalgewinnung ist mit Stock Option-Plänen zu 
erreichen, die mit keinerlei Risiko für den Arbeitnehmer einhergehen. Diese 
sind dann so gestaltet, dass das für den Erwerb der Optionen eingesetzte Ka-
pital verzinst und bei Optionsverfall zurückgezahlt wird. Die Optionen werden 
zusätzlich gewährt und die Ausübungsbedingungen sind nur schwach ausge-
prägt. Eine solche Gestaltung des Aktienoptionsplanes ist für alle Bewerber 
attraktiv, die auf diese Weise eine Steigerung ihres (bisherigen oder anderwei-
tig zu erhaltenden) Einkommens erzielen können (vgl. TUSCHKE 1999, 
S. 167 f.). 

Ist ein Unternehmen an risikofreudigen Arbeitnehmern interessiert, wird es auf 
eine Absicherung des Kapitaleinsatzes verzichten. In diesem Fall werden risi-
koscheue Bewerber eher auf eine Bewerbung verzichten. Leistungsbereite 
und -fähige Bewerber wird ein Unternehmen anziehen können, wenn die Opti-
onsausübung davon abhängig gemacht wird, dass der Aktienkurs einen be-
stimmten Markt- oder Branchenindex übertrifft. Denn die Bewerber, die in ihren 
eigenen Augen nicht über die hierfür notwendige Leistungsbereitschaft und -
fähigkeit verfügen, werden eher auf eine Bewerbung verzichten (vgl. TUSCH-
KE 1999, S. 168). 

Die Selektionswirkung steigt mit zunehmendem Anteil der Aktienoptionen am 
Gesamteinkommen. Dies lässt sich um so eher erreichen, als die Optionen 
nicht zusätzlich, sondern anstelle eines Teils des fixen Entgeltes gewährt wer-
den. Die Bewerber müssen in diesem Fall umso mehr von ihrer Eignung über-
zeugt sein, denn sie werden diese Einbuße an Fixentgelt nur dann hinnehmen, 
wenn sie glauben, diese über die Rendite ihrer Aktienoptionen mehr als aus-
gleichen zu können (vgl. TUSCHKE 1999, S. 168 f.). 

Die aus der Ausübung von Aktienoptionen zu erzielenden Vorteile können als 
Gruppenbonus verstanden werden. Insofern können Aktienoptionspläne 
grundsätzlich zu einem kooperativen Verhalten und der Wahrnehmung kollek-
tiver Interessen beitragen. Dieses Ziel wird wie gehabt nur unter bestimmten, 
oben bereits ausgeführten Voraussetzungen zu erzielen sein. 
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3.1.2.4 Erfolgsbeteiligung 

Zwar können Erfolgsbeteiligungsmodelle prinzipiell leistungssteigernd wirken. 
Dennoch wird von ihnen in aller Regel eher eine geringe Anreizwirkung aus-
gehen, denn die am Erfolg beteiligte Mitarbeitergruppe ist meist groß und die 
meisten Mitarbeiter arbeiten nicht unmittelbar zusammen, so dass es zu er-
heblichen Trittbrettfahrereffekten kommt (vgl. BACKES-GELLNER/LAZEAR/ 
WOLFF 2001, S. 337). Zudem ist der Einfluss der meisten Arbeitnehmer auf 
den Gesamterfolg des Unternehmens, wie schon mehrfach ausgeführt, ziem-
lich gering. Allgemein lässt sich sagen, dass eine Gewinnbeteiligung um so 
eher positive Wirkungen zeigen wird, je eher für den Mitarbeiter ein direkter 
Zusammenhang zwischen eigener Leistung und Entlohnung erkennbar wird. 
Diese Voraussetzung ist in kleinen Unternehmen auf jeden Fall eher gegeben 
als in mittleren und großen Unternehmen. 

Sofern die Erfolgsbeteiligung zusätzlich zur fixen Vergütung gewährt wird, sen-
det sie positive Signale für alle Arbeitnehmer auf den Arbeitsmarkt aus. Arbeit-
nehmer, die glauben, aufgrund des angeboten Vergütungspaketes ihre Ein-
kommenssituation verbessern zu können, können auf diese Weise veranlasst 
werden, in das Unternehmen einzutreten. 

Unzweifelhaft kommt einer Erfolgsbeteiligung eine Selektionsfunktion zu, da 
sie Arbeitnehmern mit überdurchschnittlichen Fähigkeiten und überdurch-
schnittlicher Leistungsbereitschaft die Möglichkeit gibt, ein höheres Einkom-
men zu erzielen als mit einer Fixlohnvereinbarung. Unterdurchschnittliche Ar-
beitnehmer werden sich eher bei Unternehmen mit ausschließlich fixer Vergü-
tung bewerben. 

3.1.2.4 Positive personalwirtschaftliche Wirkungen nur unter bestimm-
ten Voraussetzungen erreichbar 

Von Mitarbeiterbeteiligungsmodellen können, so lässt sich zusammenfassend 
festhalten, positive personalwirtschaftliche Wirkungen ausgehen. Im Gegen-
satz zu den finanzwirtschaftlichen werden die personalwirtschaftlichen Wir-
kungen weniger von der Rechtsform des Unternehmens, sondern stärker von 
der Beteiligungsform und ihrer konkreten Ausgestaltung beeinflusst. Vor die-
sem Hintergrund ist es von besonderer Bedeutung, sich im vorhinein über die 
mit einer Mitarbeiterbeteiligung beabsichtigten Ziele im Klaren zu werden, zu-
mal nicht alle personalwirtschaftlichen Ziele miteinander vereinbar sind. 
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Zwar ist mit Ausnahme des festverzinslichen Mitarbeiterdarlehens von allen 
analysierten Mitarbeiterbeteiligungsformen grundsätzlich eine leistungsstei-
gernde Wirkung zu erwarten. Aufgrund enger Wirkungsvoraussetzungen wird 
eine dauerhaft motivierende Wirkung höchstens in kleinen Unternehmen oder 
bei Angehörigen der oberen Hierarchieebenen und ausgewählten Leistungs-
trägern zu erwarten sein. 

Die Einführung eines Mitarbeiterbeteiligungsmodells erhöht nicht zwangsläufig 
die Attraktivität des Unternehmens. Die Gewinnung neuer bzw. die Bindung 
abwanderungsbereiter Mitarbeiter wird am ehesten mit einer Gewinnbeteili-
gung gelingen, die zusätzlich zur fix vereinbarten Vergütung gewährt wird. Kei-
nerlei Wirkung ist dem Mitarbeiterdarlehen beizumessen. Eigenkapitalbeteili-
gungen wie auch Aktienoptionen entfalten dann eine Anziehungskraft, wenn 
sie (zumindest zum Teil) unentgeltlich gewährt werden und das Verlustrisiko 
eingeschränkt ist. 

Eine Selbstselektion können die beschriebenen Beteiligungsformen, abgese-
hen vom Mitarbeiterdarlehen, bewirken, wenn die Beteiligung bzw. die Aktien-
option nicht unentgeltlich gewährt wird, sie anstelle eines Teils der Fixentloh-
nung tritt, das Unternehmen sehr gute Renditeaussichten hat und wenn der 
Mitarbeiter den Unternehmenserfolg beeinflussen kann. Diese Bedingungen 
schränken den Kreis der Anwendungsmöglichkeiten stark ein. Ähnliches gilt 
für die Koordinationsfunktion von Beteiligungsmodellen, die letztlich nur in 
kleinen Unternehmen oder für das obere Management wirksam werden kann. 

Werden die jeweiligen Voraussetzungen bei der Gestaltung eines Mitarbeiter-
beteiligungsmodells nicht berücksichtigt, können die jeweils verfolgten perso-
nalwirtschaftlichen Effekte nicht erreicht werden. Das Modell bleibt dann weit-
gehend folgenlos – lässt man den damit verbundenen Aufwand außer acht. 
Übrigens konterkariert ein Teil der aufgezeigten Voraussetzungen die im vo-
rangegangenen Kapitel dargestellten finanzwirtschaftlichen Wirkungen mate-
rieller Mitarbeiterbeteiligung, so dass bei der Einführung ein trade-off zwischen 
den verschiedenen Zielen bedacht werden sollte. 

3.1.3 Ableitung von Hypothesen 

Ein Unternehmen wird eine materielle Mitarbeiterbeteiligung dann einführen 
und beibehalten, wenn sie günstig für das Unternehmen ist. Insofern sollten 
sich die Faktoren, die positiv auf den wirtschaftlichen Erfolg eines Unterneh-
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mens wirken, auch auf die Existenz eines Beteiligungsmodells in einem Unter-
nehmen auswirken. 

Aus den vorstehenden Ausführungen zu den finanz- und personalwirtschaftli-
chen Wirkungen lassen sich folgende Variablen ableiten, denen ein (indirekter) 
Einfluss auf den wirtschaftlichen Erfolg eines Unternehmens zugesprochen 
werden kann. Aus finanzwirtschaftlicher Sicht erscheint die Rechtsform als 
zentrale Größe, soweit es um eine Eigenkapitalbeteiligung bzw. die Einräu-
mung von Stock Options geht. Daneben ist von den weiteren Finanzierungs-
möglichkeiten ein wesentlicher Einfluss zu erwarten. In diesem Zusammen-
hang kommt der Eigenkapitalquote eine nicht unbeachtliche Rolle zu. Aus per-
sonalwirtschaftlicher Sicht sind konkrete Gestaltungsparameter der Beteili-
gungsmodelle ausschlaggebend, z.B. der Kreis der Beteiligten, deren Ein-
flussmöglichkeiten auf das Unternehmensgeschehen, die Beteiligungshöhe 
bzw. die Höhe des aus der Beteiligung zu erzielenden Einkommens und die 
Vergütungsstruktur. 

Die Kapitalbeschaffung über die Beteiligung der Mitarbeiter am Unternehmen 
ist im allgemeinen mit hohen Kosten verbunden. Aus rein finanzwirtschaftlicher 
Perspektive ist dieser Beschaffungsweg nur dann günstig, wenn alternative Fi-
nanzierungsmöglichkeiten mit gleichen oder höheren Kosten verbunden sind. 
Daher ist zu erwarten, dass Unternehmen, die in nur sehr eingeschränktem 
Maße über die Möglichkeit verfügen, zusätzliches Eigen- oder Fremdkapital zu 
beschaffen, ihre Mitarbeiter häufiger beteiligen als Unternehmen mit einfa-
chem Zugang zu den Kapitalmärkten. 

Die Höhe der Eigenkapitalquote beeinflusst wegen der Haftungsfunktion des 
Eigenkapitals die Kreditfähigkeit eines Unternehmens, d.h., je höher der Anteil 
des Eigenkapitals am Gesamtkapital ist, desto höher ist unter sonst gleichen 
Bedingungen die Kreditfähigkeit eines Unternehmens. Deshalb ist zu erwarten, 
dass Unternehmen mit geringer Eigenkapitalquote ihre Mitarbeiter eher am Ei-
genkapital beteiligen als Unternehmen mit hoher Eigenkapitalquote. 

Die Eigenkapitalbeschaffung ist auch von der Rechtsform abhängig. Da es nur 
für börsennotierte Aktiengesellschaften einen organisierten Markt für die Plat-
zierung und Übertragung von Unternehmensanteilen gibt, haben diese unter 
sonst gleichen Bedingungen bessere Eigenkapitalbeschaffungsmöglichkeiten 
als Unternehmen anderer Rechtsformen. Folglich ist zu erwarten, dass bör-
sennotierte Aktiengesellschaften ihre Mitarbeiter seltener am Eigenkapital 
beteiligen als Unternehmen anderer Rechtsform. Aufgrund der eingeschränk-
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ten Haftung ist zu erwarten, dass Kapitalgesellschaften im Vergleich zu Perso-
nengesellschaften geringere Schwierigkeiten haben, neue Eigenkapitalgeber 
zu finden. Dies hieße, dass Aktiengesellschaften und GmbH ihre Mitarbeiter im 
Vergleich zu Personengesellschaften seltener am Eigenkapital beteiligen. 

Auf eine über die Ausführungen in Kapitel 3.1.2 hinausgehende Diskussion der 
o.g. personalwirtschaftlichen Einflussgrößen soll verzichtet werden, da die Zu-
sammenhänge bereits ausreichend detailliert dargestellt und somit unmittelbar 
in Hypothesen übertragbar sind. Eine der wesentlichen theoretischen Überle-
gungen, die auch mit Hilfe des vorliegenden Datenmaterials überprüft werden 
kann, ist, dass eine materielle Beteiligung dann dauerhaft leistungsfördernd 
wirken kann, wenn die Mitarbeiter Einfluss auf den Unternehmenserfolg aus-
üben können. Dies schließt neben dem Recht zur Beeinflussung unterneh-
menswichtiger Entscheidungen, das im allgemeinen nur ausgewählten Unter-
nehmensmitgliedern zusteht, auch schwächere Formen der Partizipation ein. 
Insofern wäre zu erwarten, dass materielle Beteiligungen nur im Zusammen-
spiel mit immateriellen Beteiligungsformen einen Beitrag zum Unternehmens-
erfolg leisten. Das hieße auch, dass in Unternehmen mit einer materiellen Mit-
arbeiterbeteiligung mit größerer Wahrscheinlichkeit immaterielle Beteiligungs-
formen zu erwarten wären. 

3.2 Empirisch nachweisbare Wirkungen 

Die theoretischen Analysen haben gezeigt, dass die materielle Beteiligung von 
Mitarbeitern, zumindest unter bestimmten Bedingungen, direkt oder indirekt 
den wirtschaftlichen Erfolg eines Unternehmens beeinflussen kann. Im folgen-
den soll nun untersucht werden, ob sich diese theoretisch abgeleiteten Effekte 
empirisch nachweisen lassen. Dieser Nachweis soll auf zwei Ebenen geführt 
werden. Zunächst sollen vorhandene empirische Studien einer Durchsicht un-
terzogen werden. Anschließend sollen auf der Grundlagen einer aktuellen 
schriftlichen Befragung eigene multivariate Analysen durchgeführt werden. 



 64

3.2.1 Überblick und Ergebnisse empirischer Studien zur Erfolgswirkung 
materieller Mitarbeiterbeteiligung 

Die Erfolgswirkung materieller Mitarbeiterbeteiligung wird in Deutschland seit 
den achtziger Jahren auch empirisch untersucht. Übersicht 6 gibt einen Über-
blick über die entsprechenden Studien und ihre zentralen Ergebnisse.36 So-
wohl Untersuchungszeitraum als auch Zusammensetzung der Stichprobe der 
einzelnen Studien unterscheiden sich teils deutlich, so dass eine gewisse Vor-
sicht bei der Interpretation der Ergebnisse geboten erscheint. Ein Vergleich 
scheitert zum Teil auch daran, dass unterschiedliche Erfolgskriterien gewählt 
wurden. Der folgende Überblick über die zentralen Ergebnisse richtet sich am 
Erfolgskriterium aus. Das am häufigsten gewählte Erfolgskriterium ist die Pro-
duktivität. Die neun relevanten Studien zeigen in der Summe ein gemischtes 
Ergebnis. Die Mehrzahl der Untersuchungen kann zwar einen positiven Zu-
sammenhang zwischen materieller Beteiligung und Produktivität nachweisen, 
in zwei Studien (CARSTENSEN/GERLACH/ HÜBLER 1995; JIRJAHN 1997) 
kann jedoch kein signifikanter Zusammenhang nachgewiesen werden und in 
zwei weiteren Studien (CABLE/FITZROY 1980; HÜBLER 1995) kommt es nur 
unter bestimmten Bedingungen zu einem positiven Zusammenhang. Wird 
nicht nur auf die Existenz von materieller Mitarbeiterbeteiligung fokussiert, 
sondern auch auf die Höhe der Beteiligung, die Beteiligung je Beschäftigten 
oder den Anteil der Mitarbeiterbeteiligung am Kapital des Unternehmens, dann 
zeigen sich durchgehend positive Effekte für die Produktivität. 

                                         

36 Ausländische Studien wurden in dieser Zusammenstellung nicht berücksichtigt, weil sich 
nicht nur die Beteiligungsmodelle, sondern auch die wirtschaftlichen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen so sehr unterscheiden, dass ein Vergleich deutscher und ausländi-
scher Studien unangemessen erscheint. 
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Übersicht 6: Empirische Untersuchungen zu Erfolgswirkungen materieller 
Mitarbeiterbeteiligung in Deutschland 

Autor/en Untersu-
chungs-
zeitraum 

Zusammenset-
zung der Stich-
probe 

Ergebnisse 

Cable, 
FitzRoy 
1980 

1972-
1976 

42 Unternehmen 
(Mitglieder der 
AGP) 

• Unternehmen mit starker Partizipation der 
Mitarbeiter an der Entscheidungsfindung 
sind effizienter und profitabler als Unterneh-
men mit schwächer ausgeprägter Partizipa-
tion. 

• In Unternehmen mit starker Partizipation 
(und nur dort) finden sich Hinweise, dass die 
Gewinnbeteiligung der Mitarbeiter positive 
Effekte auf die Produktivität hat. 

• Fluktuationsraten und Absentismus sind ge-
ringer in Unternehmen mit Partizipation und 
Gewinnbeteiligung. 

FitzRoy, 
Kraft 
1985 

Gewinnbeteiligung und Kapitalbeteiligung ste-
hen in signifikant positivem Zusammenhang zur 
Wertschöpfung, d.h. sie erhöhen die Produktivi-
tät. 

FitzRoy, 
Kraft 
1986 

Höhe der Gewinnbeteiligung sowie Anteil der 
Kapitalbeteiligung der Mitarbeiter am Gesamt-
kapital stehen in positivem Zusammenhang zur 
Rentabilität. 

FitzRoy, 
Kraft 
1987 

1977 und 
1979 

65 Unternehmen 
der Maschinen-
bau-, Eisen-Blech- 
und Metallwaren-
industrie 

Höhe der Gewinnbeteiligung sowie Anteil der 
Kapitalbeteiligung der Mitarbeiter am Gesamt-
kapital stehen in positivem Zusammenhang zur 
Produktivität. 

Hart, 
Hübler 
1990 

1984, 
1985 

1. und 2. Welle 
des Sozio-
oekonomischen 
Panels (West) 

• Arbeitnehmer, die eine Gewinnbeteiligung 
erhalten, wechseln mit einer geringeren 
Wahrscheinlichkeit ihren Arbeitsplatz als Ar-
beitnehmer ohne Gewinnbeteiligung (Ergeb-
nis nicht signifikant). 

• Arbeitnehmer, die eine Gewinnbeteiligung 
erhalten, werden mit einer höheren Wahr-
scheinlichkeit innerhalb ihres Unternehmens 
befördert als Arbeitnehmer ohne Gewinnbe-
teiligung. 

• Gewinnbeteiligung hat einen positiven Effekt 
auf die durchschnittliche monatliche Arbeits-
zeit, d.h. Arbeitnehmer mit Gewinnbeteili-
gung haben eine höhere Arbeitszeit als Ar-
beitnehmer ohne Gewinnbeteiligung. 
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Fortsetzung Übersicht 6 

Autor/en Untersu-
chungs-
zeitraum 

Zusammenset-
zung der Stich-
probe 

Ergebnisse 

Mez 1991 1988 44 Unternehmen, 
in denen die Ge-
schäftsleitung so-
wie 1.112 Mitar-
beiter befragt wur-
den 

• Keine signifikanten Unterschiede zwischen 
Beteiligungs- und Nichtbeteiligungsunter-
nehmen hinsichtlich verschiedener qualitati-
ver und quantitativer Effizienzkriterien. 

• Materielle Anreize, insbesondere Mitarbei-
terkapitalbeteiligung und Erfolgsbeteiligung, 
nehmen Einfluss auf das arbeitsbezogene 
Verhalten des Individuums, wobei für das 
Leistungsergebnis noch weitere, nicht vom 
Individuum zu beeinflussende Kontextvariab-
len verantwortlich sind. 

• Abgesehen von dem Kriterium Kostenbe-
wusstsein gibt es kein Kriterium, das auf ei-
ne höhere Leistungsmotivation beteiligter 
Mitarbeiter im Vergleich zu nicht beteiligten 
Mitarbeitern hinweist. 

Stiebitz 
1992 

1988, 
1989 

150 Aktiengesell-
schaften und 
Kommanditgesell-
schaften auf Akti-
en sowie 94 un-
abhängige Kon-
zernunternehmen  

• Lohn je Beschäftigten sowie Sozialaufwand 
je Beschäftigten (in Konzernunternehmen 
zusätzlich: Wertschöpfung je Beschäftigten) 
sind in Beteiligungsunternehmen signifikant 
höher als in Nichtbeteiligungsunternehmen. 

• Keine signifikanten Renditeunterschiede 
zwischen Beteiligungs- und Nichtbeteili-
gungsunternehmen. 

Carsten-
sen, Ger-
lach, 
Hübler 
1995 

1989 91 Betriebe ohne 
und 45 mit Er-
folgsbeteiligung im 
verarbeitenden 
Gewerbe in Nie-
dersachsen und 
Baden-Württem-
berg 

• Gewinnbeteiligung hat keinen signifikanten 
Effekt auf die Produktivität; jedoch haben 
sowohl die Höhe der Beteiligung als auch die 
Beteiligung je Beschäftigten positive signifi-
kante Effekte auf die Produktivität. 

• Gewinnbeteiligung erhöht weder den Gewinn 
je Beschäftigten noch die Kapitalrendite sig-
nifikant. 

• Formale Partizipation ist nur von geringer 
Bedeutung. Ein hoher (informeller) Partizipa-
tionsgrad übt im allgemeinen keine positiven 
Effekte auf die Produktivität aus. 
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Fortsetzung Übersicht 6 

Autor/en Untersu-
chungs-
zeitraum 

Zusammenset-
zung der Stich-
probe 

Ergebnisse 

Hübler 
1995 

1991 bis 
1993 

351 Unternehmen 
mit Produktions-
stätte in Baden-
Württemberg, 
Niedersachsen 
oder Nordrhein-
Westfalen 

• Die Produktivität ist in Großbetrieben größer 
als in Kleinbetrieben mit bis zu 20 Beschäf-
tigten, deren Produktivität ist wiederum hö-
her als die der Mittelbetriebe. Der Produktivi-
tätsunterschied zwischen Beteiligungs- und 
Nichtbeteiligungsbetrieben ist nur in der 
Klasse der Großbetriebe signifikant und dar-
über hinaus schwach. 

• Die Ergänzung monetärer Mitarbeiterbeteili-
gung durch nichtmonetäre Partizipation, ins-
besondere Mitsprache bei der Arbeitsplatz-
gestaltung führt zur Produktivitätserhöhung. 

• Die Vorteile durch Mitarbeiterbeteiligung sind 
bei für Betriebe mit qualifizierter, relativ ho-
mogener Belegschaft größer. 

Jirjahn 
1997 

1994 Hannoveraner 
Firmenpanel (1. 
Welle): 1.025 Be-
triebe des verar-
beitenden Gewer-
bes Niedersach-
sens mit mindes-
tens fünf Beschäf-
tigten 

Wirkung der Erfolgsbeteiligung der Belegschaft 
auf: 

- logarithmierte Wertschöpfung: keine 
- vom Management eingeschätzte Ertragsla-

ge: positiv 
- Durchführung von Prozessinnovationen: po-

sitiv 
- betriebliche Weiterbildungsaktivitäten: keine 

IAWW 
1999 

1998 87 Betriebe in 
Sachsen, Bayern 
und Baden-
Württemberg 

Unternehmen mit Mitarbeiterbeteiligung haben 
eine höhere Produktivität als Unternehmen oh-
ne Mitarbeiterbeteiligung. 

Möller 
2000 

1998 IAB-Betriebspanel: 
4.289 Unterneh-
men in den alten, 
4.905 Unterneh-
men in den neuen 
Bundesländern 

• Produktivität (gemessen an der Bruttowert-
schöpfung) der Beteiligungsbetriebe liegt 
über denen der Nicht-Beteiligungsbetriebe 
(Ost- und Westdeutschland). 

• hochsignifikanter, positiver Effekt von Mitar-
beiterbeteiligung auf die Produktivität der Be-
triebe in Ost- und Westdeutschland 

Grozea 
2001 

2001 49 Unternehmen 
des Nemax-50 

Das durchschnittliche jährliche Mitarbeiter-
wachstum wird signifikant durch das Umsatz-
wachstum, den Wert der Aktienoptionen, die 
jährlichen Personalaufwendungen sowie den 
Wertparameter des Aktienoptionsplans beein-
flusst und zwar positiv. 

 © IfM Bonn
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Als weiteres Erfolgskriterium wird die Rentabilität herangezogen; dieses Krite-
rium wurde in drei Studien abgeprüft. Hiernach hat die Gewinnbeteiligung als 
solche keinen signifikanten Einfluss auf die Rentabilität, lediglich FITZROY/ 
KRAFT (1986) konnten einen positiven Zusammenhang zwischen der Höhe 
der Gewinnbeteiligung sowie dem Anteil der Kapitalbeteiligung der Mitarbeiter 
am Gesamtkapital und der Rentabilität feststellen. In einzelnen Studien wurde 
der Erfolg an weiteren Kriterien gemessen. MEZ (1991) hat verschiedene qua-
litative und quantitative Effizienzkriterien herangezogen und für keines einen 
signifikanten Unterschied zwischen Beteiligungs- und Nichtbeteiligungsunter-
nehmen festgestellt. Demgegenüber konnte JIRJAHN (1997) eine positive Wir-
kung der Erfolgsbeteiligung auf die vom Management eingeschätzte Ertrags-
lage aufzeigen. 

Neben ökonomischen Zielen werden – wie ausgeführt – auch personalwirt-
schaftliche Ziele mit der materiellen Mitarbeiterbeteiligung verfolgt (vgl. Kapi-
tel 2.2). Inwieweit diese Ziele erreicht werden konnten, war ebenfalls Gegens-
tand verschiedener empirischer Studien. So konnten CABLE/FITZROY (1980) 
und HART/HÜBLER (1990) zeigen, dass die Beteiligung der Mitarbeiter am 
Gewinn sich sowohl positiv auf die Fluktuationsrate als auch auf den Absen-
tismus auswirkt. GROZEA (2001) hat den Zusammenhang von Aktienoptions-
plänen und der Fähigkeit der Unternehmen, Mitarbeiter zu rekrutieren (gemes-
sen am durchschnittlichen jährlichen Mitarbeiterwachstum) untersucht und 
nachweisen können, dass sowohl der Wert der Aktienoptionen als auch der 
Wertparameter des Aktienoptionsplans diese Fähigkeit positiv beeinflusst. 

Alles in allem zeichnen die vorgestellten Studien ein tendenziell positives Bild 
der Wirkungen materieller Mitarbeiterbeteiligung, wenngleich nicht zu überse-
hen ist, dass die Datengrundlage einiger Studien sehr begrenzt und insofern 
keine Verallgemeinerung möglich ist. Von den drei Studien mit guter bzw. ak-
zeptabler Datenbasis konnte lediglich MÖLLER (2000) einen durchgängig po-
sitiven Einfluss der Mitarbeiterbeteiligung auf die Produktivität der Unterneh-
men aufzeigen; JIRJAHN (1997) und HÜBLER (1995) gelang dies nicht. Die-
ser Forschungsstand ist nicht zufrieden stellend. Deswegen soll im folgenden 
anhand einer im Jahre 2001 durchgeführten bundesweiten Befragung von Un-
ternehmen vor allem des Verarbeitenden Gewerbes nochmals den Erfolgswir-
kungen materieller Mitarbeiterbeteiligung nachgegangen werden. 
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3.2.2 Multivariate Analysen auf Basis der Daten des Samples "Indus-
trielles Familienunternehmen" 

In einem ersten Schritt sollen zunächst die Faktoren identifiziert werden, die 
Einfluss darauf nehmen, dass in einem Unternehmen eine Gewinnbeteiligung 
existiert. Die in den Kapiteln 2.4.3 bis 2.4.5 durchgeführten bivariaten Analy-
sen hatten eine Reihe signifikanter Zusammenhänge zwischen einzelnen Va-
riablen und der Implementation eines materiellen Mitarbeiterbeteiligungsmo-
dells aufgezeigt. In einzelnen Fällen wurde bereits darauf hingewiesen, dass 
diese Variablen untereinander stark miteinander korrelieren. Um solche Inter-
dependenzen zu kontrollieren, bietet sich der Einsatz multivariater Analysever-
fahren, hier eines logistischen Regressionsmodells an. Dieses Verfahren er-
möglicht es, unter ceteris paribus-Bedingungen den Einfluss einzelner Variab-
len zu isolieren. 

3.2.2.1 Beschreibung der erhobenen Merkmale 

Nachdem im vorangegangenen Kapitel mögliche Einflussgrößen auf die Exis-
tenz von materiellen Mitarbeiterbeteiligungsmodellen herausgearbeitet wur-
den, soll im folgenden erläutert werden, welche Variablen diese Einflussgrö-
ßen messen und wie diese Variablen definiert sind. 

Die abhängige (dichotome) Variable ergibt sich aus der Frage "Setzen Sie 
Gewinnbeteiligung als personalpolitisches Instrument ein?" (Ja = 1, Nein = 0). 
Die Einflüsse partizipativer Elemente werden mit Hilfe der dichotomen Variab-
len Betriebsrat, institutionalisierte Mitarbeiterbesprechung, Qualitätszirkel und 
eigenverantwortliche Teams abgebildet (Ja = 1, Nein = 0). Ein weiteres Ele-
ment einer partizipativen Unternehmenskultur ergibt sich aus der Frage, ob es 
neben dem Geschäftsführer weitere Personen gibt, die eigenverantwortlich un-
ternehmenswichtige Entscheidungen treffen (Ja = 1, Nein = 0). 

Die Variablen, die die Finanzierungssituation des Unternehmens charakterisie-
ren, wurden jeweils auf einer 5er-Skala erfasst und als solche in das Modell 
eingebracht. Bei den Variablen Selbstfinanzierung, Bankkredite und Fördermit-
tel reicht die Skala von 1 = sehr große Bedeutung bis 5 = keine Bedeutung als 
Finanzierungsmöglichkeit. Bei den Variablen Liquidität und Eigenkapitalquote 
waren die Unternehmen aufgefordert, ihre Position im Branchenvergleich an-
zugeben, wobei "1" für "deutlich über" und "5" für "deutlich unter dem Bran-
chendurchschnitt" steht. 
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Die Rechtsform, die in offener Form abgefragt wurde, wurde in die Kategorien 
"Einzelunternehmen", "Personengesellschaft"37, "Aktiengesellschaft", "GmbH", 
"GmbH & Co.KG" sowie "sonstige Rechtsformen" unterteilt und anschließend 
in Dummy-Variablen umgewandelt. Die Dummy-Variablen Personengesell-
schaft, Aktiengesellschaft, GmbH, GmbH & Co.KG sowie sonstige Rechtsfor-
men messen den Einfluss im Vergleich zur Referenzkategorie Einzelunter-
nehmen. 

Die Branchenzugehörigkeit wird ebenfalls mit Hilfe von Dummy-Variablen38 
geprüft: Erfasst wurde die Zugehörigkeit zu den Branchen "Bergbau", "Bau", 
"unternehmensnahe Dienstleister" sowie "Verarbeitendes Gewerbe". Letzteres 
wurde zusätzlich in achtzehn Unterkategorien gemäß der amtlichen Statistik 
untergliedert erhoben. Die Einflüsse der Branchenzugehörigkeit werden abge-
bildet durch die Dummy-Variablen Bau, Bergbau sowie achtzehn Unterbran-
chen des Verarbeitenden Gewerbes; als Referenzkategorie wurden die unter-
nehmensnahen Dienstleister gewählt. Die Brancheneinflüsse geben also je-
weils die Abweichungen im Vergleich zu den unternehmensnahen Dienstleis-
tern an. 

Als Kontrollvariablen werden einige Charakteristika betrieblicher Personalpoli-
tik ebenfalls ins Modell integriert. Die personalwirtschaftlichen Instrumente Te-
learbeit, flexible Arbeitszeitformen, betriebliche Altersversorgung, interne so-
wie externe Mitarbeiterschulung wurden als dichotome Variablen erhoben und 
gehen in dieser Form in das Modell ein, wobei "1" für "ja, existiert" steht. Glei-
ches gilt für die dichotome Variable "Stellenbesetzungsprobleme". Stellenbe-
setzungsprobleme hat ein Unternehmen dann, wenn es Schwierigkeiten hat, 
freie Stellen in angemessener Zeit zu besetzen. Die ebenfalls dichotome Vari-
able Ausbildung wurde anhand der Existenz von Auszubildenden gebildet. Sie 
nimmt den Wert "1" an, wenn das Unternehmen einen oder mehr Auszubil-
dende hat, und "0", wenn es keine Auszubildende hat. 

Die Unternehmensgröße wird an der Mitarbeiterzahl des Unternehmens im 
Jahre 1998 gemessen. Sie wird in logarithmierter Form in das Modell einge-
bracht,39 ebenso wie das Alter des Unternehmens. Der Sitz des Unterneh-

                                         

37 Hierunter werden die KG und die oHG subsumiert. 
38 Antwortausprägungen: 1 = Ja, 0 = Nein. 
39 Dieses Vorgehen soll verhindern, dass einige wenige sehr große Unternehmen das Er-

gebnis verzerren. Die Verteilungskurve wird quasi "gestaucht" und der einer Normalver-
teilung ähnlicher. 
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mens wird mit "1" für Westdeutschland und "0" für Ostdeutschland erfasst. Aus 
den Angaben zur Beschäftigtenzahl für die Jahre 1998 und 2000 wurde die di-
chotome Variable überdurchschnittliches Beschäftigungswachstum gebildet, 
die den Wert 1 annimmt, wenn die Zahl der Beschäftigten im Jahre 2000 um 
mehr als 4,09 % (dem Durchschnittswert) über der im Jahre 1998 liegt. Die 
Variable Umsatzrendite vor Steuern wurde in das Modell aufgenommen, um 
den Einfluss der Ertragskraft des Unternehmens auf die Existenz einer Ge-
winnbeteiligung zu ermitteln. Da die Umsatzrendite vor Steuern im Fragebo-
gen nicht metrisch, sondern in sechs Klassen erfasst wurde, konnte keine 
Durchschnittsrendite ermittelt werden. Da zwischen renditestarken und rendi-
teschwachen Unternehmen unterschieden werden sollte, die höchste erfasste 
Schwelle bei 5 % lag und mehr als ein Drittel der Unternehmen diese Schwelle 
überschritten haben, wurde der Wert 5 % als Trennlinie zwischen renditestar-
ken und -schwachen Unternehmen festgelegt. Entsprechend wurde eine di-
chotome Variable gebildet, die den Wert 1 annimmt, wenn die Umsatzrendite 
mindestens 5 % beträgt; sie hat den Wert 0, wenn sie darunter liegt. 

Zur Unterteilung der Unternehmen nach ihrem Innovationsverhalten wurden 
mehrere Indikatoren herangezogen, so die Frage nach der Regelmäßigkeit der 
unternehmenseigenen Forschungs- und Entwicklungstätigkeit und die Frage, 
ob in den nächsten zwei Jahren die Einführung neuer Produkte oder Dienst-
leistungen geplant ist. Als dritter Indikator wurde die Selbsteinschätzung der 
Unternehmen hinsichtlich des Einsatzes neuer Verfahren bzw. moderner 
Technologien genutzt. Sie waren aufgefordert, das Unternehmen im Bran-
chenvergleich zu beurteilen. Auf Basis dieser Variablen wurden die Unterneh-
men in die Cluster "Hoher Innovationsgrad" und "Geringer Innovationsgrad" 
eingeteilt (vgl. Tabelle 14). Im Cluster "Hoher Innovationsgrad" betreiben drei 
Viertel der Unternehmen ständig oder fallweise Forschung und Entwicklung, 
zwei Drittel dieser Unternehmen werden in den nächsten zwei Jahren neue 
Produkte bzw. Dienstleistungen einführen und vier von fünf Unternehmen ge-
ben an, dass ihr Unternehmen hinsichtlich des Einsatzes neuer Verfahren 
bzw. moderner Technologie über dem Branchendurchschnitt liegen. Im Cluster 
"Geringer Innovationsgrad" zeigen nahezu drei Viertel der Unternehmen keine 
FuE-Aktivitäten, mehr als 80 % von ihnen wissen noch nicht, ob sie in den 
nächsten Jahren neue Produkte/Dienstleistungen einführen werden und weit 
mehr als 80 % der Unternehmen stufen ihren technologischen Standard als 
durchschnittlich oder unter dem Branchendurchschnitt liegend ein. 



 72

Tabelle 14: Statistische und inhaltliche Charakterisierung des Innovations-
Clusters (Anteil der Unternehmen in %) 

 Cluster 1: 
Hoher Innovati-

onsgrad 

Cluster 2:  
Geringer Innova-

tionsgrad 

Alle  
Unternehmen 

Unternehmenseigene Forschung 
und Entwicklung*** 

Ständig 

Fallweise 

Keine 

 
 

44,0 

32,8 

23,2 

 
 

6,0 

21,5 

72,6 

 
 

29,3 

28,4 

42,4 

Einführung neuer Produkte/ 
Dienstleistungen in den nächsten 
zwei Jahren*** 

Ja 

Noch nicht entschieden 

Nein 

 
 
 

65,6 

23,2 

11,2 

 
 
 

26,8 

31,5 

41,6 

 
 
 

50,6 

26,4 

23,0 

Beurteilung im Branchenver-
gleich: Einsatz neuer Verfahren 
bzw. moderner Technologien*** 

Deutlich über... 

Über... 

Im... 

Unter... 

Deutlich unter... 
dem Branchendurchschnitt 

 
 
 

32,2 

49,6 

18,2 

0,0 

0,0 

 
 
 

0,0 

13,9 

46,4 

29,7 

10,1 

 
 
 

19,7 

35,7 

29,1 

11,5 

3,9 

 n = 500 n = 317 n = 817 
   © IfM Bonn

*** Signifikanzniveau 0,001 (χ²-Test) 

Die Variable "auslandsaktiv" nimmt den Wert "1" an, wenn es auf einem oder 
mehreren Auslandsmärkten aktiv ist, andernfalls den Wert "0". Sofern ein Un-
ternehmen zu mindestens 50 % im Familienbesitz ist oder die Geschäftsfüh-
rung aus bis zu zwei natürlichen Personen besteht, dann hat die Variable Fa-
milienunternehmen den Wert "1", andernfalls den Wert "0". 



 73

3.2.2.2 Einflussfaktoren auf die Existenz von Gewinnbeteiligung in der 
Gesamtschau 

Tabelle 15: Einflussfaktoren auf die Existenz von Gewinnbeteiligung 

Merkmal Beta Exp(Beta)
Immaterielle Beteiligungsformen    

Unternehmenswichtige Entscheidungen nicht allein durch 
Geschäftsführer 

-0,34  0,71 

Betriebsrat -0,72  0,49 
Institutionalisierte Mitarbeiterbesprechung 0,91  2,49 
Qualitätszirkel -0,18  0,83 
Eigenverantwortliche Teams 0,17  1,19 

Finanzierungsaspekte    
Selbstfinanzierung° -0,89 * 0,41 
Bankkredite° 0,30  1,35 
Fördermittel° 0,26  1,30 
Liquidität▲ -0,38  0,68 
Eigenkapitalquote▲ 0,31  1,36 

Kontrollvariablen: 
Branchendummys (Referenz: Unternehmensnahe Dienstleister) 
Bau -2,04  0,13 
Bergbau -7,95  0,00 
Ernährungsgewerbe/Tabakverarbeitung -9,85  0,00 
Textil- und Bekleidungsgewerbe -1,52  0,22 
Holzindustrie -7,51  0,00 
Papier, Verlag, Druck, Vervielfältigung -1,28  0,28 
Chemische Industrie -0,99  0,37 
H. v. Gummi- und Kunststoffwaren -1,28  0,28 
Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung Steine/Erden 0,11  1,12 
Metallerzeugung, -bearbeitung, H. v. Metallerzeugnissen -0,22  0,80 
Maschinenbau -0,47  0,62 
H. v. Büromaschinen, DV-Geräten und -einrichtungen -0,95  0,39 
H. v. Geräten der Elektrizitätserzeugung, -verteilung -9,58  0,00 
Rundfunk-, Fernseh-, Nachrichtentechnik -1,83  0,16 
Medizin-, Mess-, Regelungstechnik, Optik -1,24  0,29 
H. v. Kraftwagen, -teilen, sonstiger Fahrzeugbau -0,16  0,86 
H. v. Möbeln, Schmuck, Musikinstrumenten, Sportgeräten, 
Spielwaren 

-0,63  0,53 

Recycling -8,80  0,00 
Sonstiges Verarbeitendes Gewerbe 2,52  12,38 
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Fortsetzung Tabelle 15 

Merkmal Beta Exp(Beta)
Rechtsformdummys (Referenz: Einzelunternehmen) 
Personengesellschaft -2,96  0,05 
Aktiengesellschaft -3,33  0,04 
GmbH -1,68  0,19 
GmbH & Co. KG -1,04  0,35 
Sonstige Rechtsform -8,90  0,00 
Charakteristika betrieblicher Personalpolitik 
Telearbeit 0,33  1,39 
Flexible Arbeitszeitformen 0,99 * 2,69 
Betriebliche Altersversorgung 1,28 ** 3,59 
Interne Mitarbeiterschulung -0,38  0,68 
Externe Mitarbeiterschulung 0,55  1,74 
Ausbildung 0,10  1,10 
Stellenbesetzungsprobleme -0,74  0,48 
Unternehmenscharakteristika 
Familienunternehmen -0,70  0,50 
Beschäftigte 1998 (log.) 1,06 * 2,88 
Unternehmensalter (log.) -1,09  0,34 
Alte Bundesländer 0,28  1,32 
Überdurchschnittliches Beschäftigungswachstum zwischen 
1998 und 2000 

0,98 * 2,67 

Umsatzrendite 1998 ≥ 5 % 0,41  1,51 
Innovativ 1,20 * 3,33 
Auslandsaktiv 0,21  1,24 
Anteil des Geschäftsführers am Eigenkapital (in %) 0,01  1,00 

© IfM Bonn

* Signifikanzniveau 0,05; ** Signifikanzniveau 0,01; *** Signifikanzniveau 0,001 
° 1 = sehr große Bedeutung, 5 = keine Bedeutung; 
▲ 1 = deutlich über, 5 deutlich unter dem Branchendurchschnitt 

In Tabelle 15 ist ein logistische Regressionsmodell wiedergegeben, das den 
Einfluss einer Reihe von Merkmalen auf die Existenz eines Gewinnbeteili-
gungsmodells schätzt. Das Modell schließt 373 von 957 Fällen ein und erklärt 
die Wahrscheinlichkeit der Existenz einer Gewinnbeteiligung auf hochsignifi-
kantem Niveau; es weist 88,7 % der Fälle den beiden Ausprägungen richtig 
zu. Das Cox/Snell-R², als Maß für den Zusammenhang insgesamt, liegt mit 
0,29 auf einem akzeptablen Niveau. 
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In Tabelle 15 sind die Regressionskoeffizienten Beta, deren Signifikanzniveau 
und der unstandardisierte Effektkoeffizient "exp(Beta)" angegeben. Das Signi-
fikanzniveau zeigt an, ob der Zusammenhang innerhalb des Modells statistisch 
gesichert ist. Zusammenhänge oberhalb eines Signifikanzniveaus von 5 % 
sind als "zufällig" zu betrachten. Der Regressionskoeffizient Beta kann im lo-
gistischen Regressionsmodell nur in Bezug auf sein Vorzeichen sinnvoll inter-
pretiert werden. Bei einem positiven Vorzeichen gilt, dass die abhängige Vari-
able mit größerer Wahrscheinlichkeit den Wert 1 annimmt, hier also: Mit höhe-
rer Wahrscheinlichkeit ist aufgrund des erklärenden Faktors ein Gewinnbeteili-
gungsmodell in einem Unternehmen implementiert. 

Es fehlt nun jedoch eine Aussage über die Stärke des Einflusses der einzelnen 
Faktoren auf die Eintrittswahrscheinlichkeit der abhängigen Variable. Da aus 
Beta die Effektstärke nicht direkt abgelesen werden kann, ist stattdessen der 
unstandardisierte Effektkoeffizient "exp(Beta)" zu betrachten. Dessen Höhe 
deutet an, wie viel größer der Einfluss der Variablen X im Vergleich zu den an-
deren Variablen ist (vgl. ANDRESS/HAGENAARS/KÜHNEL 1997, S. 271).40 

Die zentrale personalwirtschaftliche Hypothese, dass eine auf Partizipation 
ausgerichtete Unternehmenskultur einen positiven Einfluss auf die Wahr-
scheinlichkeit hat, dass Mitarbeiter in einem Unternehmen am Gewinn beteiligt 
werden, wird durch das logistische Regressionsmodell nicht bestätigt. Viel-
mehr zeigt sich, dass zwischen keinem der fünf betrachteten partizipativen E-
lemente und der Existenz eines Gewinnbeteiligungsmodells ein signifikanter 
Zusammenhang besteht. Möglicherweise sind die Einflussmöglichkeiten auf 
das Unternehmensgeschehen oder den Erfolg des Unternehmens, die von den 
im Modell erfassten immateriellen Beteiligungsformen ausgehen, zu schwach 
im Sinne der theoretischen Voraussetzungen. Dennoch überrascht der Be-
fund, denn es besteht sowohl in der Literatur als auch seitens der Praxis weit-
gehende Einigkeit darüber, dass eine materielle Mitarbeiterbeteiligung not-
wendigerweise in eine partizipative Unternehmenskultur eingebettet werden 
müsse, um zielführend zu sein (siehe auch Kapitel 4.4.3). 

Der erwartete Zusammenhang zwischen der materiellen Mitarbeiterbeteiligung 
und der finanzwirtschaftlichen Situation des Unternehmens zeigt sich mit Aus-

                                         

40 Genau genommen steht ein Effektkoeffizient von eins für keinen Effekt. Werte größer 
eins deuten auf einen positiven, Werte kleiner eins auf einen negativen Effekt hin. Ein 
positiver Effekt von zwei ist dabei dem Betrag nach genauso hoch wie ein negativer Ef-
fekt von 0,5 (vgl. ANDRESS/HAGENAARS/KÜHNEL 1997, S. 271). 
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nahme der Selbstfinanzierung nicht. Dies mag im wesentlichen darin begrün-
det liegen, dass von einer Gewinnbeteiligung, wie in Kapitel 3.1.1.3 ausge-
führt, nur unter bestimmten Voraussetzungen finanzwirtschaftliche Effekte 
ausgehen. Ob diese Voraussetzungen vorliegen, kann jedoch aufgrund feh-
lender Angaben im Modell nicht kontrolliert werden. 

Der sich zeigende Zusammenhang zwischen Selbstfinanzierung und Gewinn-
beteiligung – mit zunehmender Bedeutung der Selbstfinanzierung für ein Un-
ternehmen steigt die Wahrscheinlichkeit, dass es Mitarbeiter am Gewinn betei-
ligt – ist mit den theoretischen Überlegungen vereinbar. Dies wird deutlich, 
wenn man sich vor Augen führt, dass hohe Bedeutung der Selbstfinanzierung 
heißt, dass sich ein Unternehmen in hohem Maße aus nicht ausgeschütteten 
Gewinnen finanziert. Unternehmen, die die Entlohnung ihrer Mitarbeiter zum 
Teil vom wirtschaftlichen Erfolg abhängig machen, reduzieren auf diese Weise 
in weniger erfolgreichen Zeiten ihren Personalaufwand. Sie erhöhen damit den 
nicht ausgeschütteten Gewinn und gleichzeitig ihre Fähigkeit zur Selbstfinan-
zierung. 

Darüber hinaus geht von einigen Kontrollvariablen ein signifikanter Einfluss auf 
die Wahrscheinlichkeit der Implementation einer Gewinnbeteiligung in einem 
Unternehmen aus. Dies gilt u.a. für zwei personalpolitische Instrumente. Un-
ternehmen, die flexible Arbeitszeitformen bzw. eine betriebliche Altersversor-
gung eingeführt haben, haben unter sonst gleichen Bedingungen mit einer hö-
heren Wahrscheinlichkeit ein Gewinnbeteiligungsmodell installiert als Unter-
nehmen, die diese beiden personalpolitischen Maßnahmen nicht nutzen. Die-
ser Befund verweist darauf, dass die Gewinnbeteiligung und die weiteren per-
sonalpolitischen Instrumente komplementäre Instrumente sind, die nicht unab-
hängig voneinander geplant und eingesetzt werden sollten. Der isolierte, nicht 
aufeinander abgestimmte Einsatz einzelner Instrumente führt meist nicht zum 
erwünschten Erfolg. 

Die betriebliche Altersversorgung, die letztlich eine zeitlich verzögerte Zahlung 
darstellt, ist insofern komplementär zur Gewinnbeteiligung, als sie ebenfalls 
leistungsmotivierend wirken kann. Sie sorgt dafür, dass die Leistung nicht un-
ter ein bestimmtes Niveau absinkt, weil dann die Entlassung droht, bevor die 
monetären Vorteile in Anspruch genommen werden können (vgl. HÜBLER 
1995, S. 215). Eine flexible Arbeitszeitgestaltung ergänzt das personalpoliti-
sche Instrument Gewinnbeteiligung und zwar dergestalt, dass sie Arbeitneh-
mer, von denen Eigeninitiative und Verantwortungsübernahme erwartet wird, 
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in gewissem Maße Freiräume in ihrer Arbeitszeitgestaltung gewährt. Über-
spitzt ausgedrückt: Unternehmerisch denkende und handelnde Arbeitnehmer 
können nicht in ein starres Arbeitszeitkorsett gezwängt werden; dies erscheint 
als Widerspruch in sich. 

Von den im Modell berücksichtigten Unternehmenscharakteristika hat die Un-
ternehmensgröße einen signifikanten Einfluss. Mit steigender Zahl der Be-
schäftigten steigt unter sonst gleichen Bedingungen die Wahrscheinlichkeit, 
dass in einem Unternehmen eine Gewinnbeteiligung existiert. Aus personal-
wirtschaftlicher Sicht war dieser Befund nicht zu erwarten, schließlich liegen in 
kleinen Unternehmen bessere Voraussetzungen für die leistungssteigernde 
Wirkung einer Gewinnbeteiligung vor. Allerdings ist das personalwirtschaftliche 
Know How in kleinen Unternehmen geringer als in großen, so dass die fixen 
Kosten der Einführung eines solchen Instruments überproportional hoch sind 
und sie deshalb verhindern. Möglicherweise bestehen in kleineren Unterneh-
men auch noch in stärkerem Maße Vorbehalte, dem Mitarbeiter mehr Freiraum 
zuzugestehen, was aber hier nicht untersucht werden konnte. 

Auch zwischen dem überdurchschnittlichen Beschäftigungswachstum zwi-
schen 1998 und 2000 und der Gewinnbeteiligung besteht ein signifikanter Zu-
sammenhang. Unternehmen, die ein solches Beschäftigungswachstum erzie-
len konnten, haben mit höherer Wahrscheinlichkeit eine Gewinnbeteiligung in-
stalliert, als solche, die sich in dieser Hinsicht unterdurchschnittlich entwickelt 
haben. Zwar liegen keine weitergehenden Informationen über die Entgeltges-
taltung in den Unternehmen vor, dennoch deutet dieser Befund darauf hin, 
dass die Beteiligung von Mitarbeitern am Gewinn die Rekrutierung von Perso-
nal erleichtert, wie theoretisch zu erwarten war. 

In Unternehmen, die sich durch einen hohen Innovationsgrad auszeichnen, ist 
mit einer höheren Wahrscheinlichkeit eine Gewinnbeteiligung installiert als in 
Unternehmen mit geringem Innovationsgrad. Auch dieser Befund fügt sich in 
die theoretischen Überlegungen ein. Stärker innovationsorientierte Unterneh-
men haben ein ausgeprägteres Interesse, insbesondere ausgewählte Leis-
tungsträger, aber auch Mitarbeiter mit firmenspezifischem Wissen mittels Ge-
winnbeteiligung an das Unternehmen zu binden als geringer innovationsorien-
tierte Unternehmen. Letzteren fällt es unter sonst gleichen Bedingungen leich-
ter, Ersatz für ausscheidende Mitarbeiter zu finden. 

Im Gegensatz zu den in Kapitel 2.4 durchgeführten bivariaten Analysen beste-
hen gemäß der multivariaten Analyse zwischen der Implementation einer Ge-
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winnbeteiligung und verschiedenen Unternehmensstrukturmerkmalen – mit 
Ausnahme der Unternehmensgröße – keine signifikanten Zusammenhänge 
mehr, d.h. vieles war auf Scheinkorrelationen zurückzuführen. Es zeigen sich 
also unter sonst gleichen Bedingungen keine branchenspezifischen Unter-
schiede oder solche nach dem Unternehmensstandort in Ost- oder West-
deutschland. Auch von der Rechtsform gehen keine signifikanten Einflüsse 
aus, was für die Gewinnbeteiligung erwartet wurde. Die zentralen personal- 
und finanzwirtschaftlichen Hypothesen konnten nicht bestätigt werden, wenn-
gleich weitere Einzelbefunde mit den angestellten theoretischen Überlegungen 
in Einklang zu bringen sind. 

Auf die Schätzung von Regressionsmodellen, die das Vorhandensein der Be-
teiligungsformen Kapitalbeteiligung und Aktienoptionspläne in Unternehmen 
erklären, muss verzichtet werden. Dies liegt daran, dass die Zahl an Unter-
nehmen, die die jeweilige Beteiligungsform eingeführt haben, im Sample zu 
klein ist (vgl. Kapitel 2.4.2). Die Zahl der im Modell berücksichtigten Fälle mit 
der jeweiligen Beteiligungsform verringert sich weiter durch eine Reihe fehlen-
der Antworten bei den erklärenden Variablen, so dass am Ende kein statisti-
schen Anforderungen genügendes logistisches Regressionsmodell entwickelt 
werden kann. 

3.2.2.3 Einflussfaktoren auf den wirtschaftlichen Erfolg 

Im Mittelpunkt der Untersuchung steht die Frage, ob die materielle Mitarbeiter-
beteiligung einen Einfluss auf den wirtschaftlichen Erfolg eines Unternehmens 
hat. Auch diese Frage soll mit Hilfe logistischer Regressionsmodelle beantwor-
tet werden. Der herangezogene Datensatz ließ die Bildung verschiedener Indi-
katoren für den wirtschaftlichen Erfolg zu. Für die neun möglichen Indikatoren 
wurden logistische bzw. lineare Regressionsmodelle geschätzt. Da eine Ge-
samtdarstellung all dieser Modelle zu weit führen würde, wurden zwei ausge-
wählt. Wegen der besseren Verständlichkeit und statistischen Güte fiel die 
Wahl auf das überdurchschnittliche Umsatzwachstum zwischen 1998 und 
2000 sowie das überdurchschnittliche Beschäftigungswachstum zwischen 
1998 und 2000.41 

                                         

41 Der wirtschaftliche Erfolg wurde darüber hinaus durch folgende Indikatoren gemessen: 
Umsatzrendite des Jahres 2000 ist größer als 5 %, die prozentuale Änderung des Um-
satzes, der Beschäftigung und der Arbeitsproduktivität zwischen 1998 und 2000 sowie 
die Arbeitsproduktivitäten der Jahre 1998, 1999 und 2000. In keinem der sieben ge-
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Tabelle 16: Einflussfaktoren auf den wirtschaftlichen Erfolg 

 Überdurchschnitt-
liches Umsatzwachs-

tum 1998-2000a) 

Überdurchschnitt-
liches Beschäfti-
gungswachstum 

1998-2000b) 
 Beta Exp(Beta) Beta Exp(Beta)
Kapitalbeteiligung 0,51  1,66 -0,05  0,95 
Gewinnbeteiligung 0,04  1,04 0,64 * 1,90 
Stock Options 2,61 * 13,64 0,72  2,04 
Kontrollvariablen: 
Branchendummys (Referenz: Unternehmensnahe Dienstleister) 
Bau -0,26  0,77 -1,67 *** 0,19 
Bergbau -5,50  0,00 -1,94  0,14 
Ernährungsgewerbe/Tabakverarbeitung 0,56  1,75 -0,59  0,56 
Textil- und Bekleidungsgewerbe 0,41  1,50 -1,54 * 0,21 
Lederindustrie 2,31  10,07 -6,59  0,00 
Holzindustrie -0,45  0,64 -2,22  0,11 
Papier, Verlag, Druck, Vervielfältigung -0,07  0,93 -0,61  0,54 
Mineralölverarbeitung, Kokerei, H. v. Spalt-
stoffen 

-7,35  0,00 -7,90  0,00 

Chemische Industrie -0,19  0,82 -1,74 * 0,18 
H. v. Gummi- und Kunststoffwaren 0,48  1,62 -0,28  0,76 
Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung Stei-
ne/Erden 

0,58  1,78 -0,46  0,63 

Metallerzeugung, -bearbeitung, H. v. Metall-
erzeugnissen 

0,32  1,38 -0,59  0,55 

Maschinenbau -0,19  0,83 -0,58  0,56 
H. v. Büromaschinen, DV-Geräten und -
einrichtungen 

-0,01  0,99 -0,07  0,93 

H. v. Geräten der Elektrizitätserzeugung, 
-verteilung 

0,69  1,99 -0,46  0,63 

Rundfunk-, Fernseh-, Nachrichtentechnik -0,07  0,93 -1,41  0,24 
Medizin-, Mess-, Regelungstechnik, Optik 1,07  2,91 -0,68  0,51 
H. v. Kraftwagen, -teilen, sonstiger Fahrzeug-
bau 

0,57  1,77 -2,07 * 0,13 

H. v. Möbeln, Schmuck, Musikinstrumenten, 
Sportgeräten, Spielwaren 

0,41  1,51 -1,47  0,23 

Recycling 0,43  1,53 0,04  1,04 

                                                                                                                                

schätzten Modelle nimmt die materielle Mitarbeiterbeteiligung einen statistisch signifikan-
ten Einfluss auf den wirtschaftlichen Erfolg. Die Regressionsmodelle können im IfM Bonn 
eingesehen werden. 
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Fortsetzung Tabelle 16 

 Überdurchschnitt-
liches Umsatzwachs-

tum 1998-2000a) 

Überdurchschnitt-
liches Beschäfti-
gungswachstum 

1998-2000b) 
 Beta Exp(Beta) Beta Exp(Beta)
Finanzierungsaspekte 
Selbstfinanzierung° 0,04  1,04 -0,10  0,90 
Bankkredite° 0,06  1,06 -0,06  0,94 
Fördermittel° -0,20 * 0,82 -0,11  0,89 
Liquidität▲ -0,03  0,97 -0,13  0,88 
Eigenkapitalquote▲ 0,19  1,21 0,01  1,01 
Charakteristika betrieblicher Personalpolitik 
Telearbeit 0,33  1,39 0,36  1,44 
Flexible Arbeitszeitformen 0,22  1,25 0,06  1,06 
Betriebliche Altersversorgung -0,08  0,92 -0,08  0,92 
Interne Mitarbeiterschulung 0,01  1,01 0,37  1,44 
Externe Mitarbeiterschulung 0,26  1,30 -0,06  0,95 
Ausbildung 0,36  1,44 0,67 * 1,95 
Stellenbesetzungsprobleme -0,07  0,93 -0,20  0,82 
Unternehmenscharakteristika 
Familienunternehmen 0,02  1,02 -0,79 * 0,45 
Beschäftigte 1998 (log.) -0,53 * 0,59 -0,12  0,88 
Unternehmensalter (log.) -1,78 *** 0,17 -1,48 *** 0,23 
Alte Bundesländer 0,57  1,76 0,01  1,01 
Umsatzrendite 1998 ≥ 5 % -0,02 * 0,98 -0,05  0,95 
Innovativ 0,64 * 1,89 0,51  1,67 
Auslandsaktiv -0,01  1,01 0,05  1,05 
Marktanteil der Hauptprodukte▲ -0,09  0,91 0,04  1,04 
Qualität, Attraktivität der Produkte▲ -0,20  0,82 0,04  1,05 
  © IfM Bonn

* Signifikanzniveau 0,05; ** Signifikanzniveau 0,01; *** Signifikanzniveau 0,001 
° 1 = sehr große Bedeutung, 5 = keine Bedeutung;  
▲ 1 = deutlich über, 5 deutlich unter dem Branchendurchschnitt 
a) 475 von 957 Fällen; korrekte Zuweisung 74,5 %; Cox/Snell-R²: 0,25 
b) 475 von 957 Fällen; korrekte Zuweisung 71,6 %; Cox/Snell-R²: 0,24 

Zunächst zum Erfolgsindikator überdurchschnittliches Umsatzwachstum42. Mit 
Blick auf Tabelle 16 zeigt sich, dass von den drei im Modell berücksichtigten 

                                         

42 Diese Variable nimmt den Wert 1 an, wenn der Jahresumsatz eines Unternehmens zwi-
schen 1998 und 2000 um mehr als 22,61 % gestiegen ist; andernfalls hat sie den Wert 0. 
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Formen der materiellen Mitarbeiterbeteiligung lediglich die Einräumung von 
Stock Options einen signifikanten Einfluss hat. Unternehmen, die ihren Mitar-
beitern Stock Options gewähren, konnten – unter sonst gleichen Bedingun-
gen – zwischen 1998 und 2000 mit größerer Wahrscheinlichkeit einen über-
durchschnittlichen Umsatzzuwachs verzeichnen als Unternehmen ohne Stock 
Options. Der Einfluss dieser Form der materiellen Mitarbeiterbeteiligung ist zu-
dem sehr stark; von allen Einflussgrößen kommt ihr das größte Gewicht bei. 

Dies ist jedoch nur eine Interpretationsmöglichkeit des in Tabelle 16 wiederge-
geben Zahlenwertes. Das Problem liegt darin, dass nicht festzustellen ist, 
wann die Unternehmen ihre Mitarbeiterbeteiligung, in diesem Fall die Stock 
Options, eingeführt haben. Somit kann nicht geklärt werden, ob die Einführung 
der Mitarbeiterbeteiligung Ursache oder Folge des Unternehmenserfolges ist. 
Der Zusammenhang zwischen Umsatzwachstum und Aktienoptionen kann al-
so auch folgendermaßen interpretiert werden: Unternehmen mit überdurch-
schnittlichem Umsatzwachstum führen, unter sonst gleichen Bedingungen, mit 
größerer Wahrscheinlichkeit Stock Options ein als weniger erfolgreiche Unter-
nehmen. In diesem Fall wäre also die gute wirtschaftliche Lage des Unter-
nehmens Voraussetzung der Mitarbeiterbeteiligung. 

Ob ein Unternehmen zwischen 1998 und 2000 ein überdurchschnittliches Um-
satzwachstum erzielen konnte, wird darüber hinaus von der Unternehmens-
größe und dem Unternehmensalter beeinflusst: Unter sonst gleichen Bedin-
gungen sinkt die Wahrscheinlichkeit eines überdurchschnittlichen Umsatz-
wachstums mit zunehmender Zahl der Beschäftigten bzw. mit zunehmendem 
Alter des Unternehmens. Umgekehrt bedeutet dies, je jünger bzw. je kleiner 
ein Unternehmen ist, desto eher wird es ein überdurchschnittliches Umsatz-
wachstum erzielt haben. Positiver Einfluss auf das Umsatzwachstum geht zu-
dem vom Innovationsgrad des Unternehmens aus. Hoch innovative Unter-
nehmen haben eher ein überdurchschnittliches Umsatzwachstum erreicht als 
weniger innovative Unternehmen. Unternehmen, für die Fördermittel eine hohe 
Bedeutung als Finanzierungsinstrument haben, haben unter sonst gleichen 
Bedingungen mit größerer Wahrscheinlichkeit ein überdurchschnittliches Um-
satzwachstum verzeichnen können als Unternehmen, für die öffentliche För-
dermittel eine geringe finanzwirtschaftliche Bedeutung haben. Da diese Be-
funde nicht im Mittelpunkt der Untersuchung stehen und zudem plausibel sind, 
sollen sie nicht weiter vertieft werden. 
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Sowohl die theoretischen Überlegungen als auch die bivariaten empirischen 
Befunde deuteten darauf hin, dass materielle Mitabeiterbeteiligungsmodelle 
nicht isoliert, sondern eingebettet in ein abgestimmtes personalpolitisches Pa-
ket im Rahmen einer spezifischen Unternehmenskultur zum gewünschten Ziel 
führen. Heißt dieses Ziel überdurchschnittliches Wachstum, gilt dieser Zu-
sammenhang offenbar nicht, zumindest nicht für die im Fragebogen berück-
sichtigten personalpolitischen Instrumente. Denn keines steht in einem signifi-
kanten Zusammenhang zum Erfolgsindikator. Ob ein Unternehmen einen ü-
berdurchschnittlichen Umsatzzuwachs erzielt hat oder nicht, hängt im übrigen 
nicht von der Branchenzugehörigkeit des Unternehmens ab. 

Kommen wir als nächstes zum Erfolgsindikator überdurchschnittliches Be-
schäftigungswachstum43. Hier zeigt sich ein signifikanter Zusammenhang zwi-
schen der Gewinnbeteiligung und dem Erfolg (gemessen am überdurchschnitt-
lichen Beschäftigungswachstum zwischen 1998 und 2000). Unternehmen, die 
ihre Mitarbeiter am Gewinn beteiligen, haben unter sonst gleichen Bedingun-
gen mit einer größeren Wahrscheinlichkeit ein überdurchschnittlichen Anstieg 
ihrer Mitarbeiterzahl erzielt als Unternehmen ohne Gewinnbeteiligung. Aller-
dings kann auch dieses Ergebnis in umgekehrter Richtung interpretiert wer-
den. Unternehmen mit überdurchschnittlichem Beschäftigungszuwachs beteili-
gen mit einer höheren Wahrscheinlichkeit ihre Mitarbeiter am Gewinn als an-
dere Unternehmen. Weder von der Kapitalbeteiligung noch von der Einräu-
mung von Aktienoptionen geht ein signifikanter Einfluss auf die betrachtete Er-
folgsvariable aus. 

Von den personalpolitischen Maßnahmen hat lediglich die betriebliche Ausbil-
dung einen positiven signifikanten Einfluss auf das überdurchschnittliche Be-
schäftigungswachstum. D.h., Unternehmen, die ausbilden, konnten unter sonst 
gleichen Bedingungen häufiger ihre Mitarbeiterzahl überdurchschnittlich stei-
gern als nicht ausbildende Unternehmen. Der betrachtete Zeitraum zwischen 
1998 und 2000 war durch Engpässe auf dem Arbeitsmarkt für Fachkräfte ge-
prägt. Diese Engpässe haben den Beschäftigungsaufbau einiger Unternehmen 
behindert.44 Vor diesem Hintergrund ist es denkbar, dass die Möglichkeit, be-

                                         

43 Diese Variable nimmt den Wert 1 an, wenn die Zahl der Beschäftigten eines Unterneh-
mens zwischen 1998 und 2000 um mehr als 4,09 % zugenommen hat; andernfalls hat sie 
den Wert 0. 

44 Im Zeitraum 1998 bis 2000 gaben 13-15 % der westdeutschen und 8-10 % der ostdeut-
schen Betriebe, die vom IAB jährlich befragt werden, an, dass sie mehr Arbeitskräfte be-
schäftigt hätten, wenn diese in ausreichender Zahl und mit gefragter Qualifikation zur 
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nötigte Fachkräfte selbst heranzubilden und damit den externen Arbeitsmarkt 
mit seinen Restriktionen umgehen zu können, zu einem überdurchschnittlichen 
Beschäftigungszuwachs beiträgt. 

Ein signifikanter Zusammenhang besteht zudem zu zwei Unternehmenscha-
rakteristika. Auch im Hinblick auf das Beschäftigungswachstum geht – genau 
wie beim Umsatzwachstum – ein negativer Effekt vom Unternehmensalter aus, 
d.h., je älter ein Unternehmen ist, desto geringer ist unter sonst gleichen Be-
dingungen die Wahrscheinlichkeit eines überdurchschnittlichen Beschäfti-
gungszuwachses. Die Unternehmensgröße hat im Gegensatz zum Umsatz-
wachstum auf das Beschäftigungswachstum keinen signifikanten Einfluss. Ne-
gativ wirkt sich hingegen die Variable Familienunternehmen auf die Wahr-
scheinlichkeit aus, dass ein Unternehmen seine Mitarbeiterzahl überdurch-
schnittlich erhöhen konnte. Unternehmen, die zu mindestens 50 % im Famili-
enbesitz oder in denen bis zu zwei natürliche Personen geschäftsführend tätig 
sind, haben mit geringerer Wahrscheinlichkeit ein überdurchschnittliches Be-
schäftigungswachstum erzielt als Unternehmen, die diese Bedingungen nicht 
erfüllen. Dieser Befund ist insofern überraschend, als eine bivariate Analyse 
gezeigt hat, dass die Familienunternehmen im Vergleich zu den management-
geführten Unternehmen eine deutlich höhere durchschnittliche Wachstumsrate 
ihrer Belegschaften aufweisen (vgl. WALLAU/KAYSER/BACKES-GELLNER 
2001, S. 75 f.), die allerdings verschwindet, wenn man die Unternehmensgrö-
ße, die Branche und andere Faktoren kontrolliert. 

Anders als beim Umsatzwachstum sind beim überdurchschnittlichen Beschäf-
tigungswachstum signifikante Brancheneinflüsse gegeben. Unternehmen der 
Bau-, der chemischen, der Textil- und der Kraftfahrzeugindustrie konnten mit 
einer geringeren Wahrscheinlichkeit ihre Mitarbeiterzahl überdurchschnittlich 
erhöhen als unternehmensnahe Dienstleister. Auch wenn die übrigen Bran-
chenvariablen keinen signifikanten Einfluss auf die betrachtete Erfolgsvariable 
haben, so ist doch auffällig, dass mit Ausnahme der Unternehmen der Recyc-
lingindustrie Unternehmen aller Branchen mit einer geringeren Wahrschein-
lichkeit ein überdurchschnittliches Beschäftigungswachstum erzielen konnten 
als die unternehmensnahen Dienstleister. Dieser Befund verdeutlicht erneut 
die beschäftigungspolitische Bedeutung dieses Unternehmenssektors. 

                                                                                                                                

Verfügung gestanden hätten. Gemessen an der Zahl der Erwerbstätigen betrug das 
Mehrbeschäftigungspotenzial zwischen 1,0 und 1,2 % in Westdeutschland und 0,7 und 
0,9 % in Ostdeutschland (vgl. MAGVAS 2001, S. 6 und 24). 
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Fasst man die beiden vorgestellten wie auch die weiteren hier nicht näher dis-
kutierten Regressionsmodelle zusammen, so zeigt sich insgesamt jedoch nur 
ein eher schwacher Zusammenhang zwischen der materiellen Beteiligung von 
Mitarbeitern und dem wirtschaftlichen Erfolg der Unternehmen. Dies muss 
nicht zwangsläufig bedeuten, dass ein solcher Zusammenhang nicht besteht. 
Schließlich ist zu berücksichtigen, dass nicht alle Formen der materiellen Mit-
arbeiterbeteiligung in der Befragung erhoben wurden. Die Fallstudien ergaben, 
dass die Beteiligung von Mitarbeitern am Erfolg des Unternehmens durchaus 
auch informell und unregelmäßig vonstatten geht (vgl. Kapitel 4.5). Diese For-
men der Erfolgsbeteiligung firmieren meist nicht unter materieller Mitarbeiter-
beteiligung und werden folglich bei Befragungen nicht angegeben. Eine derar-
tige Unternehmenswirklichkeit ist mit quantitativen Modellen nur eingeschränkt 
zu erfassen, so dass von ihnen keine aussagekräftigeren Befunde unter Be-
achtung solcher informellen Modelle zu erwarten sind. 

Eine zweite mögliche Ursache der mit den logistischen Regressionsmodellen 
erzielten Ergebnisse wurde bereits in Kapitel 3.1.3 angedeutet. Materielle Be-
teiligungssysteme lösen nicht per se positive personalwirtschaftliche und damit 
in der Folge ökonomische Effekte aus, sondern nur wenn sie in bestimmter 
Weise gestaltet sind und auf die passenden Rahmenbedingungen stoßen. Das 
Fehlen detaillierter Informationen zur Ausgestaltung der jeweiligen Beteili-
gungsmodelle kann also auch zu den Befunden beigetragen haben und damit 
ihre Aussagekraft beeinträchtigen. 

3.2.3 Das personalpolitische Paket der Erfolgsunternehmen 

Da die breit angelegten, dafür aber wenig ins Detail gehenden quantitativen  
Analysen der wirtschaftlichen Erfolgswirkungen materieller Mitarbeiterbeteili-
gungsmodelle die theoretisch erwarteten Effekte also nur eingeschränkt nach-
weisen konnten, soll im folgenden ein weiterer Weg beschritten werden, um 
dem Zusammenwirken materieller und immaterieller Beteiligungselemente im 
Hinblick auf den wirtschaftlichen Erfolg der Unternehmen nachzugehen. Hier-
für werden aus der Stichprobe die wirtschaftlich besonders erfolgreichen Un-
ternehmen isoliert, um anschließend zu prüfen, welche personalpolitischen 
Maßnahmenpakete diese Unternehmen schnüren. Diese Befunde liefern indi-
rekte Hinweise auf die Erfolgswirksamkeit verschiedener personalpolitischer 
Maßnahmebündel. 
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3.2.3.1 Kurzportrait der Erfolgsunternehmen 

Die Gruppe der Erfolgsunternehmen wird anhand von drei Erfolgsindikatoren 
definiert: überdurchschnittliches Umsatzwachstum zwischen 1998 und 2000,  
überdurchschnittliches Beschäftigungswachstum zwischen 1998 und 2000 
sowie eine Umsatzrendite von 5 % und mehr. Erfüllt ein Unternehmen alle drei 
Kriterien, gilt es als Erfolgsunternehmen. In diese Kategorie fallen 77 Unter-
nehmen der Stichprobe, dies entspricht einem Anteil von 9,3 %. 

In der Gruppe der Erfolgsunternehmen sind, wie Abbildung 9 zu entnehmen 
ist, Kleinstunternehmen sowie Unternehmen mit 10 bis 19 Beschäftigten über-
repräsentiert, Unternehmen mit 50 bis 499 Beschäftigten hingegen unterreprä-
sentiert. Ebenfalls überrepräsentiert sind in dieser Gruppe die unternehmens-
nahen Dienstleister, wohingegen das Baugewerbe stark unterrepräsentiert ist 
(vgl. Abbildung 10). 

Abbildung 9: Erfolgsunternehmen nach Beschäftigtengrößenklassen, ge-
messen an der Zahl der Beschäftigten im Jahre 1998 
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Abbildung 10: Erfolgsunternehmen nach Wirtschaftsbereichen 
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Hinsichtlich der Fragen, ob es sich um ein Familien- oder um ein manage-
mentgeführtes Unternehmen handelt, oder ob das Unternehmen seinen Sitz in 
Ost- oder Westdeutschland hat, unterscheiden sich Erfolgsunternehmen nicht 
von den weniger erfolgreichen Unternehmen (vgl. Abbildung 11). 
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Abbildung 11: Erfolgsunternehmen nach Status der Unternehmensleitung und 
Unternehmenssitz (in %) 
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3.2.3.2 Materielle und immaterielle Mitarbeiterbeteiligung bei den Er-
folgsunternehmen 

Wie gestalten die Erfolgsunternehmen im Vergleich zu den anderen Unter-
nehmen ihr System der materiellen und immateriellen Mitarbeiterbeteiligung? 
Ein Blick auf Abbildung 12 gibt hierauf eine erste Antwort. Erfolgsunternehmen 
beteiligen ihre Mitarbeiter signifikant häufiger am Gewinn als die weniger er-
folgreichen. So ist in 28,6 % der Erfolgsunternehmen und in 13,9 % der ande-
ren Unternehmen eine Gewinnbeteiligung installiert. Bei den beiden anderen 
Formen der materiellen Mitarbeiterbeteiligung sind hingegen keine statistisch 
signifikanten Unterschiede festzustellen.45 Augenfällige Unterschiede zeigen 
sich auch bei den immateriellen Beteiligungselementen. So haben die Erfolgs-
unternehmen häufiger institutionalisierte Mitarbeiterbesprechungen, Qualitäts-
zirkel und eigenverantwortliche Teams/Projektgruppen eingerichtet als die üb-
rigen Unternehmen. Umgekehrt verhält es sich mit dem Betriebsrat, der dop-
pelt so häufig in den weniger erfolgreichen Unternehmen vorhanden ist als in 
den Erfolgsunternehmen. Dieser Befund ist vor dem Hintergrund zu sehen, 
                                         

45 Letztlich sind sowohl die Kapitalbeteiligung als auch Aktienoptionspläne insgesamt zu 
wenig verbreitet, um statistisch belastbare Aussagen über sie treffen zu können. 
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dass die drei erstgenannten Formen der immateriellen Mitarbeiterbeteiligung 
kraft Entscheidung der Unternehmen eingeführt werden und deren Ausgestal-
tung im Ermessen der Unternehmen liegen, wohingegen die Wahl eines Be-
triebsrates von der Belegschaft ausgeht und die Rechte des Betriebsrates ge-
setzlich geregelt sind. 

Abbildung 12: Materielle und immaterielle Mitarbeiterbeteiligung bei den Er-
folgsunternehmen 
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Eine zweite Antwort auf die Frage nach der Gestaltung des Beteiligungssys-
tems erfolgreicher Unternehmen liefert Abbildung 13, aus der die Zahl der 
gleichzeitig eingesetzten partizipativen Beteiligungsformen hervorgeht. Die Be-
teiligungsform Betriebsrat blieb bei der Ermittlung dieses Wertes unberück-
sichtigt, schließlich liegt die Einführung eines Betriebsrates nicht in der Ent-
scheidungsbefugnis des Unternehmers. Es zeigt sich, dass lediglich jedes 
fünfte erfolgreiche Unternehmen keines der drei partizipativen Elemente ein-
setzt. Dem stehen mehr als ein Drittel der weniger erfolgreichen Unternehmen 
gegenüber. Unter den Unternehmen, die eine, zwei oder drei der erfassten 
immateriellen Beteiligungsformen einsetzen, sind hingegen die erfolgreichen 
Unternehmen überrepräsentiert. 
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Abbildung 13: Anzahl gleichzeitig installierter immaterieller Beteiligungsformen 
(ohne Betriebsrat) in den Erfolgsunternehmen (in %) 
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Sowohl der Einsatz materieller als auch der Einsatz immaterieller Beteili-
gungssysteme stehen, so lässt sich zunächst festhalten, in einem positiven 
Zusammenhang zum wirtschaftlichen Erfolg eines Unternehmens. Nachdem 
die materiellen und immateriellen Beteiligungsformen einzeln untersucht wur-
den, stellt sich nun die Frage, ob die Erfolgsunternehmen mit materieller Mit-
arbeiterbeteiligung diesen Schritt in besonderer Weise durch partizipative Be-
teiligungselemente flankieren. Diese Frage muss mit Blick auf Tabelle 17 ver-
neint werden. 

Tabelle 17: Immaterielle Mitarbeiterbeteiligung nach Erfolg des Unternehmens  
und Gewinnbeteiligung (in %) 

 Erfolgsunternehmen  
... Gewinnbeteiligung 

Übrige Unternehmen 
... Gewinnbeteiligung 

 ohne mit ohne mit 

Mitarbeiterbesprechung 67,3 81,0 54,9 78,7 

Eigenverantwortliche Teams 36,4 54,4 29,5 49,5 

Qualitätszirkel 35,6 45,0 33,8 50,6 

Betriebsrat 14,0* 22,2 30,2* 46,1 
    © IfM Bonn

* Signifikanzniveau 0,05 (χ²-Test) 
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Differenziert man zwischen Unternehmen mit und ohne Gewinnbeteiligung und 
stellt dann erfolgreiche und weniger erfolgreiche Unternehmen einander ge-
genüber, zeigt sich, dass zwischen jenen mit Gewinnbeteiligung wie jenen oh-
ne Gewinnbeteiligung mit einer Ausnahme keine signifikanten Unterschiede im 
Einsatz der immateriellen Beteiligungselemente bestehen. Diese Ausnahme 
wird durch die Unternehmen ohne Gewinnbeteiligung gebildet, unter denen in 
Erfolgsunternehmen seltener ein Betriebsrat anzutreffen ist als in den übrigen 
Unternehmen. Alles in allem scheinen also mit dem gleichzeitigen Einsatz ei-
ner Gewinnbeteiligung mit einzelnen Partizipationsformen keine besonderen 
Erfolgswirkungen verbunden zu sein. 

3.2.3.3 Personalpolitische Maßnahmen der Erfolgsunternehmen 

Das materielle und immaterielle Beteiligungssystem eines Unternehmens stellt 
lediglich eine Komponente des personalpolitischen und unternehmenskulturel-
len Paketes dar. Eine weitere Komponente bildet die Personalentwicklung. 
Wie aus Abbildung 14 hervorgeht, bestehen zwischen den erfolgreichen und 
den übrigen Unternehmen lediglich bei einer der drei erfassten Personalent-
wicklungsmaßnahmen, der internen Mitarbeiterschulung, signifikante Unter-
schiede. Deutlich mehr erfolgreiche als weniger erfolgreiche Unternehmen be-
tätigen sich in diesem Feld. Der Anteil der Unternehmen, die in der beruflichen 
Erstausbildung aktiv sind, ist bei beiden Unternehmensgruppen nahezu iden-
tisch; dies gilt ebenso für den Anteil der Unternehmen, die ihre Mitarbeiter ex-
tern weiterbilden. 

Bei den übrigen in Abbildung 14 wiedergegebenen personalpolitischen Instru-
menten zeigt sich, dass diese häufiger von den erfolgreichen als von den we-
niger erfolgreichen eingesetzt werden. Statistisch signifikant sind die beob-
achteten Unterschiede jedoch nur für das Instrument flexible Arbeitszeitge-
staltung. Diese Befunde deuten nur sehr schwach auf einen positiven Zusam-
menhang zwischen der Wahl der eingesetzten personalpolitischen Instrumente 
und dem wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens hin. 
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Abbildung 14: Personalpolitische Maßnahmen der Erfolgsunternehmen (in %) 
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Ein weiteres Schlaglicht auf die Gestaltung der Personalpolitik erfolgreicher 
Unternehmen wirft die Zahl gleichzeitig eingesetzter Instrumente. Die erfolg-
reichen Unternehmen bringen im Durchschnitt 3,1 personalpolitische Maß-
nahmen zum Einsatz, die anderen Unternehmen lediglich 2,6. Dieser signifi-
kante Mittelwertunterschied spiegelt sich in Abbildung 15 wider, in der die An-
zahl gleichzeitig eingesetzter personalwirtschaftlicher Elemente abgetragen ist. 
Zwar ist der Anteil der Unternehmen, die überhaupt keine der vorgegebenen 
personalpolitischen Maßnahmen ergreifen bei den erfolgreichen und den we-
niger erfolgreichen Unternehmen in etwa gleich hoch, aber der Anteil der Un-
ternehmen, die lediglich ein oder zwei Maßnahmen gleichzeitig einsetzen, ist 
unter den weniger erfolgreichen Unternehmen deutlich geringer. Umgekehrt ist 
der gleichzeitige Einsatz von drei, vier oder mehr Instrumenten häufiger in er-
folgreichen Unternehmen anzutreffen. Die erfolgreichen Unternehmen schnü-
ren also tendenziell umfangreichere personalpolitische Pakete als die weniger 
erfolgreichen. 
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Abbildung 15: Anzahl gleichzeitig eingesetzter personalpolitischer Instrumente 
in den Erfolgsunternehmen (in %) 
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Welche personalwirtschaftlichen Instrumente miteinander kombiniert werden, 
ist Tabelle 18 zu entnehmen. Mehr als die Hälfte der erfolgreichen Unterneh-
men schult seine Mitarbeiter sowohl intern als auch extern; diese Kombination 
tritt am häufigsten auf. An zweiter Stelle folgt die Kombination interne Mitarbei-
terschulung/flexible Arbeitszeitgestaltung; die Hälfte der erfolgreichen Unter-
nehmen setzt diese beiden Instrumente zusammen ein. Den dritten Rang 
nimmt die Kombination betriebliche Erstausbildung/interne Mitarbeiterschulung 
ein; sie wird von 44,2 % der erfolgreichen Unternehmen genutzt. Dass die we-
niger erfolgreichen Unternehmen die einzelnen Kombinationen tendenziell sel-
tener einsetzen als die erfolgreichen, war aufgrund der vorstehenden Ausfüh-
rungen zu erwarten. Dass die Rangfolge der häufigsten Kombinationen bei 
beiden Unternehmensgruppen weitgehend identisch ist, war hingegen weniger 
eindeutig zu erwarten. Der augenfälligste Unterschied zwischen den beiden 
Rangfolgen ergibt sich hinsichtlich der Kombination betriebliche Erstausbil-
dung/externe Mitarbeiterschulung, die bei den weniger erfolgreichen Unter-
nehmen den zweiten Rang und bei den erfolgreichen Unternehmen den fünf-
ten Rang einnimmt. Ein weiterer Unterschied ist bezüglich der Kombination be-
triebliche Erstausbildung/interne Mitarbeiterschulung zu erkennen; sie nimmt 
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bei den erfolgreichen Unternehmen den dritten Rang und bei den weniger er-
folgreichen Unternehmen den fünften Rang ein. 

Tabelle 18: Kombination verschiedener personalpolitischer Instrumente bei 
den Erfolgsunternehmen (in %) 

... kombiniert mit ... "Champions" Weniger erfolgreiche  
Unternehmen 

Externe Mitarbeiterschulung – In-
terne Mitarbeiterschulung 

 
57,1 

 
46,7 

Interne Mitarbeiterschulung – 
Flexible Arbeitszeitgestaltung 

 
50,6 

 
36,8 

Ausbildungsbeteiligung – Interne 
Mitarbeiterschulung 

 
44,2 

 
34,5 

Externe Mitarbeiterschulung – 
Flexible Arbeitszeitgestaltung 

 
39,0 

 
35,5 

Ausbildungsbeteiligung – Exter-
ne Mitarbeiterschulung 

 
36,4 

 
36,8 

Ausbildungsbeteiligung – Flexib-
le Arbeitszeitgestaltung 

 
36,4 

 
28,0 

Interne Mitarbeiterschulung –
Betriebliche Altersversorgung 

 
31,2 

 
20,7 

Externe Mitarbeiterschulung – 
Betriebliche Altersversorgung 

 
26,0 

 
19,9 

Ausbildungsbeteiligung – Be-
triebliche Altersversorgung 

 
23,4 

 
16,9 

Flexible Arbeitszeitgestaltung – 
Betriebliche Altersversorgung 

 
23,4 

 
16,1 

Externe Mitarbeiterschulung –
Telarbeit 

 
7,8 

 
3,5 

Interne Mitarbeiterschulung –
Telearbeit 

 
6,5 

 
3,5 

Flexible Arbeitszeitgestaltung – 
Telearbeit 

 
6,5 

 
3,3 

Ausbildungsbeteiligung – Telear-
beit 

 
5,2 

 
2,7 

Telearbeit – Betriebliche Alters-
versorgung 

 
1,3 

 
1,5 

  © IfM Bonn

 

Die Analyse des personalpolitischen Paketes der Erfolgsunternehmen soll ab-
geschlossen werden mit der Frage, mit welchen personalpolitischen Maßnah-
men die Gewinnbeteiligung am häufigsten kombiniert wird. Mit Blick auf Tabel-
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le 19 zeigt sich, dass dies die interne und externe Mitarbeiterschulung, gefolgt 
von der flexiblen Arbeitszeitgestaltung sind. Differenziert man die Erfolgsun-
ternehmen und die weniger erfolgreichen Unternehmen danach, ob sie eine 
Gewinnbeteiligung praktizieren oder nicht, und vergleicht dann die jeweiligen 
Unternehmensgruppen miteinander, so zeigt sich, dass die Einsatzhäufigkeit 
einer personalpolitischen Maßnahme weniger von der Zugehörigkeit eines Un-
ternehmens zur Gruppe der "Champions" als davon beeinflusst wird, ob ein 
Unternehmen seine Mitarbeiter am Gewinn beteiligt oder nicht. Insofern kann 
zusammenfassend festgehalten werden, dass der ergänzende Einsatz perso-
nalwirtschaftlicher Instrumente zu dem der Gewinnbeteiligung keine zusätzli-
chen Erfolgswirkungen zu haben scheint. 

Tabelle 19: Personalpolitische Instrumente nach Erfolg des Unternehmens 
und Gewinnbeteiligung (in %) 

 Erfolgsunternehmen ... 
Gewinnbeteiligung 

Übrige Unternehmen 
... Gewinnbeteiligung 

 ohne mit ohne mit 

Interne Mitarbeiterschulung 74,5* 86,4 59,6* 83,8 

Externe Mitarbeiterschulung 54,4 81,8 58,6 81,0 

Flexible Arbeitszeitgestaltung 58,2* 68,2 43,7* 73,3 

Betriebliche Altersversorgung 27,3 59,1 24,8 48,6 

Betriebliche Erstausbildung 52,7 54,5 49,7 59,0 

Telearbeit 10,9* 4,5 3,2* 10,5 
    © IfM Bonn

* Signifikanzniveau 0,05 (χ²-Test) 

Die Analyse des personalpolitischen Paketes der Erfolgsunternehmen stützt 
letzten Endes die Befunde der multivariaten Analysen. Die erfolgreichen Un-
ternehmen haben häufiger eine materielle Mitarbeiterbeteiligung implementiert, 
aber auch hier gilt, dass nicht zu klären ist, ob der Erfolg Voraussetzung oder 
Folge der Einführung eines Beteiligungsmodells ist. Und diese Analyse deutet 
ebenfalls darauf hin, dass die Einbettung eines materiellen Beteiligungssys-
tems in ein bestimmtes personalpolitisches Maßnahmebündel keinen zusätzli-
chen Beitrag zum Unternehmenserfolg leistet. 
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4. Fallstudien in Beteiligungsunternehmen 

Die vorangegangenen Untersuchungsschritte konnten noch keine abschlie-
ßende Antwort auf die Frage liefern, warum die materielle Mitarbeiterbeteili-
gung unter mittelständischen Unternehmen weniger verbreitet ist als in Groß-
unternehmen. Die in 26 Unternehmen durchgeführten Fallstudien sollten des-
halb auch weitere Anhaltspunkte für die Beantwortung dieser Frage geben. Im 
Mittelpunkt der Fallstudien stehen jedoch die Fragen, auf welche Weise mate-
rielle Mitarbeiterbeteiligungsmodelle erfolgreich eingeführt werden können und 
unter welchen Bedingungen sie dauerhaft wirksam sind. Die Fallstudien basie-
ren auf strukturierten Interviews, die telefonisch mit der Geschäftsleitung der 
Unternehmen durchgeführt wurden. 

4.1 Die befragten Unternehmen 

Bei den 26 Unternehmen, die für die Fallstudien gewonnen werden konnten, 
handelt es sich durchweg um Beteiligungsunternehmen. Sie alle sind Mitglied 
der AGP, der Arbeitsgemeinschaft Partnerschaft in der Wirtschaft e.V.46 Wie 
Tabelle 20 zu entnehmen ist, sind alle befragten Unternehmen dem Mit-
telstand zuzurechnen. Hinsichtlich der Branchenverteilung dominieren die Un-
ternehmen des Verarbeitenden Gewerbes das Sample, stark vertreten sind 
ebenfalls Dienstleistungsunternehmen. Mit Ausnahme eines Unternehmens, 
das die Rechtsform der KG gewählt hat, sind alle Unternehmen Kapitalgesell-
schaften. Am häufigsten ist die GmbH als Rechtsform im Sample vertreten. 
Knapp die Hälfte der Unternehmen unterliegt der Tarifbindung und in knapp 
40 % der Unternehmen ist ein Betriebsrat vorhanden. 

                                         

46 Unser Dank gilt an dieser Stelle Herrn Lezius, dem Geschäftsführer der AGP, und seinen 
Mitarbeitern, die uns bei der Durchführung der Fallstudien durch die Bereitstellung von 
Adressmaterial und weiteren Informationen unterstützt haben. 
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Tabelle 20: Strukturmerkmale der untersuchten Unternehmen 

Unternehmen Unternehmen  
mit .... Beschäftigten absolut in % 

1 – 19 5 19,2 

20 – 99 9 34,6 

100 – 199 7 26,9 

200 – 299 3 11,5 

300 und mehr 2 7,7 

Branche  

Metallverarbeitung 2 7,7 

Maschinenbau 3 11,5 

Sonstiges Produzierendes Gewerbe 10 38,5 

Handwerk 1 3,8 

Handel 2 7,7 

Dienstleistungen 8 30,8 

Rechtsform  

GmbH 12 46,2 

GmbH & Co. KG 6 23,1 

KG 1 3,8 

AG 5 19,2 

Eingetragene Genossenschaft 2 7,7 
    IfM Bonn

 

Die Einschätzungen und Erfahrungen der Beteiligungsunternehmen können 
nur vor dem Hintergrund der von ihnen installierten Beteiligungsmodelle und 
der mit ihnen verfolgten Ziele eingeordnet werden. Deswegen wird im folgen-
den zunächst ein entsprechender Überblick gegeben. 

4.2 Die implementierten Beteiligungsmodelle 

4.2.1 Formen: Kapitalbeteiligungen überwiegen 

Von den befragten Unternehmen haben 23 eine Kapitalbeteiligung eingeführt, 
sieben eine Erfolgsbeteiligung und drei bieten ihren Mitarbeitern Aktienoptio-
nen an (vgl. Tabelle 21). Fünf der Unternehmen mit Erfolgsbeteiligung haben 
gleichzeitig ein Kapitalbeteiligungsmodell installiert, vorrangig für ihre Füh-
rungskräfte. Zwei der Unternehmen, die Belegschaftsaktien ausgeben, gewäh-
ren ihren Mitarbeitern ein Aktienoptionsrecht. 



 97

Die stille Beteiligung ist neben der Erfolgsbeteiligung die meist gewählte Form 
der Mitarbeiterbeteiligung in den befragten Unternehmen. Dieser Befund kor-
respondiert mit anderen Quellen, in denen die Beteiligung von Mitarbeitern als 
stille Gesellschafter insbesondere in mittelständischen Unternehmen als häufig 
anzutreffende Gestaltungsform bezeichnet wird (vgl. KIENBAUM 2001, 
S. 96).47 Diese Einschätzung bezieht sich auf die Eigen- und Fremdkapitalbe-
teiligung von Mitarbeitern, d.h. die Erfolgs- oder Gewinnbeteiligung wird nicht 
berücksichtigt. 

Tabelle 21: Beteiligungsmodelle der untersuchten Unternehmen (Mehrfach-
nennungen) 

 Unternehmen 

Beteiligungsmodelle absolut in % 

Eigenkapitalbeteiligung   

Belegschaftsaktien 4 15,4 

GmbH-Beteiligung 6 23,1 

Genossenschaftsanteile 2 7,7 

Stille Beteiligung 7 26,9 

Genussrechte 3 11,5 

Fremdkapitalbeteiligung   

Mitarbeiterdarlehen 1 3,8 

Aktienoptionen 3 11,5 

Erfolgs-/Gewinnbeteiligung 7 26,9 
    IfM Bonn

 

Die stille Beteiligung wird in den befragten Unternehmen teils als direkte, teils 
als indirekte Beteiligung praktiziert. Im ersten Fall sind die einzelnen Mitarbei-
ter unmittelbar stille Gesellschafter ihres Unternehmens, im zweiten Fall ist ei-
ne Beteiligungsgesellschaft zwischengeschaltet. Die Mitarbeiter sind Gesell-
schafter dieser Beteiligungsgesellschaft, die ihrerseits stille Gesellschafterin 
des arbeitgebenden Unternehmens ist (vgl. DRECHSLER 1993a, S. 3). Bei al-
len anderen Formen der Kapitalbeteiligung handelt es sich um direkte Beteili-

                                         

47 Nach einer Statistik der AGP, die sich auf das Jahr 1999 bezieht, ist die stille Beteiligung 
in rund einem Viertel der erfassten 2.700 Beteiligungsunternehmen die Beteiligungsform 
der Wahl. Rechnet man noch die indirekte Beteiligung hinzu, dann haben rund 40 % der 
Beteiligungsunternehmen die stille Beteiligung für die Mitarbeiterbeteiligung gewählt (vgl. 
www.agpev.de/sonstige/Tabelle.htm). 
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gungen. Sechs Unternehmen im Untersuchungssample praktizieren die direkte 
Beteiligung in Form der GmbH-Beteiligung, vier in Form von Belegschaftsakti-
en und zwei in Form von Genossenschaftsanteilen. 

Der relativ hohe Anteil der Mitarbeiterbeteiligung in Form von Belegschaftsak-
tien und Aktienoptionen ist überraschend, da diese erfahrungsgemäß eher in 
größeren Gesellschaften üblich sind. Aktienoptionen werden in der Regel ne-
ben Vorstandsmitgliedern eher Führungskräften eingeräumt. Insbesondere in 
kleineren Wachstumsunternehmen werden Aktienoptionen als Leistungsanreiz 
für Führungskräfte eingesetzt. Die Ausdehnung auf die Gesamtbelegschaft ist 
bislang noch die Ausnahme (vgl. KIENBAUM 2001, S. 59). Ziel ist es, Füh-
rungskräfte an das Unternehmen zu binden und im Wettbewerb um qualifizier-
te Führungskräfte mit größeren Unternehmen Schritt zu halten. Diese Aussage 
deckt sich mit den Motiven der befragten Unternehmen, die Aktienoptionen als 
Form der Mitarbeiterbeteiligung gewählt haben. 

Die Beteiligung in Form von Genussrechten und Genussscheinen ist gesetz-
lich nicht geregelt; sie sind in Wertpapierform verbriefte Genussrechte, die 
i.d.R. eine Beteiligung am Gewinn einer Gesellschaft gewähren. Sie verbriefen 
keine gesellschafts-, sondern nur schuldrechtliche Ansprüche (vgl. DRECHS-
LER 1993b, S. 3). Aufgrund der weitgehend fehlenden rechtlichen Regelung 
bieten Genussrechte breiten Gestaltungsspielraum. Sie können der unterneh-
mensspezifischen Situation entsprechend gestaltet werden. Daher ist der Be-
fund erstaunlich, dass nur drei Unternehmen des Samples diese Form der Be-
teiligung gewählt haben. Aufgrund ihrer Konstruktion könnte gerade diese Be-
teiligungsform für kleine und mittlere Unternehmen attraktiv sein. 

Wenn auch die eingetragene Genossenschaft nicht als Beteiligungsmodell im 
klassischen Sinne gilt, bietet diese Rechtsform einen möglichen Rahmen für 
ein partnerschaftliches Miteinander, welches dem Wesen der Mitarbeiterbetei-
ligung entspricht. Um die Bandbreite der Beteiligungsformen deutlich zu ma-
chen, wurde die Rechtsform der eingetragenen Genossenschaft in die vorlie-
gende Untersuchung einbezogen. Die befragten Genossenschaften zeichnen 
sich durch eine Unternehmensphilosophie aus, die auf der Zusammenarbeit 
von Gleichgestellten in einer Gemeinschaft basiert. Die beiden Unternehmen 
gehören jeweils den Partnern, die das Unternehmen als gleichberechtigte Ge-
sellschafter und Mitunternehmer führen und damit den Gedanken der Mitarbei-
terbeteiligung in der Wahl dieser Rechtsform umgesetzt haben. 
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Zwar ist das Mitarbeiterdarlehen aufgrund seiner unkomplizierten vertraglichen 
Ausgestaltung und seiner einfachen Handhabung in Deutschland relativ weit 
verbreitet (vgl. KIENBAUM 2001, S. 114), in unserem Sample wird diese Form 
der Beteiligung dennoch lediglich von einem Unternehmen praktiziert. 

4.2.2 Höhe der Beteiligung und beteiligter Mitarbeiterkreis 

Von den befragten Unternehmen haben 18 Angaben zur Höhe der Beteiligung 
gemacht. Wie aus Tabelle 22 zu ersehen ist, sind die Mitarbeiter in der weit 
überwiegenden Zahl der Unternehmen zu mindestens 20 % am Kapital des 
Unternehmens beteiligt. Dieser Befund zur Beteiligungshöhe ist ein weiterer 
Beleg für die praktizierte partnerschaftliche Zusammenarbeit in den befragten 
Unternehmen, die sich in der hohen Beteiligung der Mitarbeiter widerspiegelt. 

Tabelle 22: Höhe der Kapitalbeteiligung der Mitarbeiter 

 Unternehmen 

Anteil am Kapital in % absolut in % 

5 – 19 4 22,2 

20 – 49 10 55,6 

50 – 100 4 22,2 
   IfM Bonn

 

Von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang zudem – und dies erklärt übri-
gens auch zum Teil die hohen Beteiligungsquoten –, dass mehrheitlich ein 
breiter Mitarbeiterkreis beteiligt ist und die Kapitalbeteiligung nicht nur Füh-
rungskräften vorbehalten ist. Mit Ausnahme von vier sind in allen befragten 
Unternehmen alle Mitarbeiter zur Mitarbeiterbeteiligung berechtigt, sofern sie 
eine bestimmte Betriebszugehörigkeitsdauer erreicht haben. Diese reicht von 
einem Jahr bis zu fünf Jahren. Neue Mitarbeiter bleiben etwa im 2. Fallbeispiel 
zunächst einmal für zwei Jahre im Angestelltenverhältnis, um das Unterneh-
men kennen zu lernen. Im dritten Jahr der Betriebszugehörigkeit dürfen sie an 
den Gesellschafterversammlungen teilnehmen, allerdings haben sie dann 
noch kein Stimmrecht. Nach drei Jahren entscheidet die Gesellschafterver-
sammlung, ob der Anwärter in den Kreis der Gesellschafter aufgenommen 
wird. Auch im 25. Fallbeispiel will die Unternehmensleitung in den ersten drei 
bis fünf Jahren prüfen, ob der Mitarbeiter langfristig im Unternehmen bleiben 
will. Nach Ablauf dieser Frist kann ein Mitarbeiter einen Antrag an den Kapital-
ausschuss zur Aufnahme in die stille Beteiligung stellen. 
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In den angesprochenen vier Ausnahmefällen sind lediglich die Führungskräfte 
am Kapital der Gesellschaft beteiligt. Die Belegschaft ist in drei dieser Fälle je-
doch am Gewinn beteiligt. Die Beteiligungskriterien sind innerhalb der be-
schriebenen Gruppen für alle Mitarbeiter gleich. 

In allen befragten Unternehmen sind Auszubildende sowie Saisonarbeitskräfte 
und befristet Beschäftigte grundsätzlich von einer Beteiligung ausgeschlossen. 
In einem Fall gehören Außendienstmitarbeiter ebenfalls nicht zu dem Kreis der 
Berechtigten, und zwar weil Mitarbeiter, die nicht in die täglichen Abläufe im 
Unternehmen eingebunden sind, nicht ein entsprechendes Zugehörigkeitsge-
fühl entwickeln könnten. 

Die Mittel für die Kapitalbeteiligung werden in etwa einem Drittel der Unter-
nehmen alleine von den Mitarbeitern aufgebracht (vgl. Tabelle 23). Häufig tre-
ten neben die finanziellen Mittel des Mitarbeiters Zahlungen des Unterneh-
mens; ähnlich häufig werden die vermögenswirksamen Leistungen hierfür 
verwendet (vgl. Kapitel 2.3.1 dieser Arbeit). In Einzelfällen, in denen nicht alle 
Mitarbeiter über das erforderliche Kapital für eine Beteiligung verfügten, half 
das Unternehmen auf indirekte Weise bei der Kapitalbeschaffung. Beispiels-
weise hat sich das Unternehmen aus dem 6. Fallbeispiel bei der Bank für Mit-
arbeiterkredite verbürgt, so dass alle Mitarbeiter Aktien zeichnen konnten. 
Nach Angabe der Geschäftführung waren insbesondere junge Mitarbeiter nicht 
in der Lage, das erforderliche Geld aufzubringen. 

Tabelle 23: Kapitalaufbringung 

 Unternehmen 

Art der Kapitalaufbringung absolut in % 

Mitarbeiter allein 7 33,3 

Unternehmen allein 1 4,8 

Vermögenswirksame Leistungen allein 1 4,8 

Mitarbeiter und Zuschuss des Unternehmens 5 23,8 

Mitarbeiter, vermögenswirksame Leistungen 1 4,8 

Unternehmen, vermögenswirksame Leistun-
gen 

 
1 

 
4,8 

Mitarbeiter, Unternehmen, vermögenswirk-
same Leistungen 

 
5 

 
23,8 

   IfM Bonn
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4.2.3 Jahr der Einführung 

Im Untersuchungssample sind Unternehmen vertreten, die die Mitarbeiterbe-
teiligung bereits seit mehr als zehn Jahren praktizieren, solche, die sie zwi-
schen 1990 und 2000 und solche, die sie soeben eingeführt haben (vgl. Tabel-
le 24). Diese Zusammensetzung des Samples ermöglicht es, zum einen Auf-
schluss über die Wirkung der Mitarbeiterbeteiligung über einen langen Zeit-
raum zu gewinnen. Zum anderen können die Unternehmen, die sie erst in jün-
gerer Zeit eingeführt haben, Aufschluss darüber geben, was die Mitarbeiterbe-
teiligung aus ihrer Sicht attraktiv macht. 

Tabelle 24: Zeitraum der Einführung der Mitarbeiterbeteiligung in den Unter-
nehmen 

 Unternehmen 

Einführungszeitraum absolut in % 

1965 – 1979 2 7,7 

1980 – 1989 8 30,7 

1990 – 1995 7 26,9 

1996 – 2000 6 23,1 

seit Anfang 2001 3 11,5 
   IfM Bonn

 

4.3 Motive für die Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 

4.3.1 Unternehmenskultur und Führungsstil 

Ziel aller Befragten war es, mit der Einführung eines Mitarbeiterbeteiligungs-
modells eine bestimmte Unternehmenskultur einzuführen oder eine bereits 
vorhandene, partnerschaftliche Zusammenarbeit durch die formale Einführung 
eines Beteiligungsmodells nach außen sichtbar zu machen. Die Unterneh-
mensleitungen streben es mehrheitlich an, Mitarbeiter zu Mitunternehmern zu 
machen, gute Leistungen zu honorieren und den für einen mittelständischen 
Unternehmer typischen autoritären oder patriarchalischen Führungsstil durch 
einen kooperativen, partnerschaftlichen Führungsstil zu ersetzen. Die Mitarbei-
terbeteiligung dient also als Mittel, den Mitarbeitern die von der Unterneh-
mensleitung angestrebte partnerschaftliche Unternehmenskultur zu kommuni-
zieren. 
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Zwischen den Beschäftigten und der Unternehmensleitung besteht mehrheit-
lich eine gewachsene partnerschaftliche Beziehung. Die Mitarbeiterbeteiligung 
wird infolgedessen weniger als Ziel an sich gesehen, sondern eher als logi-
sche Konsequenz einer gelebten partnerschaftlichen Zusammenarbeit. Ein 
Drittel der Befragten wies explizit darauf hin, dass die partnerschaftliche Un-
ternehmenskultur im Führungsstil zum Ausdruck kommen müsse. Der Unter-
nehmer müsse die partnerschaftliche Idee leben und glaubhaft vermitteln. 

Als Kennzeichnen der partnerschaftlichen Zusammenarbeit werden von ein-
zelnen Befragten eine flache Hierarchie und ein hohes Maß an Eigenverant-
wortung der Mitarbeiter genannt. Knapp ein Drittel der Befragten gab an, dass 
eine wesentliche Aufgabe der Geschäftsführung darin bestehe, Informationen 
im ganzen Unternehmen zu verbreiten und dafür zu sorgen, dass jeder Mitar-
beiter über die aktuelle Entwicklung informiert ist. Dafür werden regelmäßige 
Besprechungen mit Teamleitern sowie Betriebsversammlungen durchgeführt. 
Auf diese Weise werde der partnerschaftliche Gedanke umgesetzt und Ge-
meinschaftssinn praktiziert. Ein weiteres Kommunikationsmittel stellen Mittei-
lungen am Schwarzen Brett über aktuelle Entwicklungen im Unternehmen dar. 

In einem speziellen Fall (2. Fallbeispiel) erteilt der gewählte Geschäftsführer 
überhaupt keine Weisungen. Die Mitarbeiter sind völlig gleichberechtigt; jeder 
trägt eine hohe Verantwortung. Nach Ansicht des Geschäftsführers ist Über-
zeugen anstatt Weisungenerteilen das Kernelement dieser Unternehmensfüh-
rung. Nur so könne man die Mitarbeiter wirklich für sich gewinnen. Allerdings 
räumt er ein, dass es sich immer um eine Gratwanderung handele bzw. um die 
Suche nach dem richtigen Maß. 

4.3.2 Motivation der Mitarbeiter 

Alle Befragten verfolgen mit der Mitarbeiterbeteiligung auch das Ziel, ihre Mit-
arbeiter zu motivieren. Insgesamt zwanzig der Befragten erhoffen sich durch 
die Mitarbeiterbeteiligung eine stärkere Identifikation ihrer Mitarbeiter mit dem 
Unternehmen und die Förderung der unternehmerischen Mitverantwortung. 
Auch die Ausrichtung der Mitarbeiter an den Unternehmenszielen ist ein wich-
tiges Motiv für die Einführung der Mitarbeiterbeteiligung. 

Bei den Befragten kristallisieren sich drei Motive heraus. Das eine bezieht sich 
auf die Leistungsorientierung, zusammengefasst in der Aussage "Leistung soll 
sich lohnen" (4. und 11. Fallbeispiel). Hier wird die Mitarbeiterbeteiligung als 
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Anreiz zu mehr Leistung eingesetzt, um auf diese Weise die Produktivität des 
Unternehmens zu erhöhen. 

Das zweite Ziel richtet sich auf die Etablierung einer für alle Mitarbeiter trans-
parenten Teilhabe am Gewinn. So wurde geäußert, dass durch die formale 
Einführung eines Mitarbeiterbeteiligungsmodells ein nachvollziehbares und 
transparentes System zur Verfügung steht, um die Mitarbeiter am Unterneh-
mensgewinn teilhaben zu lassen und durch die Transparenz deren Einsatz-
bereitschaft zu fördern (13. und 20. Fallbeispiel). 

Das dritte Motiv bezieht sich auf die Gestaltung der Arbeitsbeziehungen. Hier 
wurden beispielsweise die Förderung der Gemeinschaftlichkeit angeführt 
(9. Fallbeispiel), die Überwindung des traditionellen Spannungsverhältnisses 
zwischen Kapital und Arbeit (14. Fallbeispiel) sowie das Ermöglichen eines 
gleichberechtigten Arbeitens ohne Hierarchien (2. Fallbeispiel). Der Wunsch, 
Mitarbeiter zu Mitunternehmern zu machen (3. Fallbeispiel) und die Umset-
zung eines partnerschaftlichen Miteinanders (17. Fallbeispiel) sind weitere An-
gaben, die auf die partnerschaftliche Gestaltung der Arbeitsbeziehungen zie-
len. 

4.3.3 Sicherung des Unternehmens 

Die Sicherung des Unternehmens war für ein Drittel der Befragten ein wichti-
ges Motiv für die Einführung der Mitarbeiterbeteiligung. In fünf Fällen wurde 
das Unternehmen durch eine Nachfolgeregelung gesichert, bei der der Eigen-
tümerunternehmer einen Nachfolger aus dem Mitarbeiterkreis auswählte (5., 
14., 17., 18., 25. Fallbeispiel), in vier Fällen wurde ein Management-Buy-Out 
durchgeführt (8., 10., 12., 19. Fallbeispiel). 

Die Besonderheit des 8. Fallbeispiel besteht darin, dass die Mitarbeiter im Zu-
ge des MBO die Rechtsform einer Genossenschaft wählten. Die Wahl fiel des-
wegen auf diese Rechtsform, weil sie eine Weiterführung des Unternehmens 
in Form eines partnerschaftlichen Miteinanders der Mitarbeiter ermöglichte. 
Ein weiterer Grund lag darin, dass alle Mitarbeiter Techniker ohne betriebs-
wirtschaftliche Ausbildung waren. Die Entscheidung für die Rechtsform Ge-
nossenschaft ermöglichte es ihnen, die umfassende Beratung durch den Ge-
nossenschaftsverband in Anspruch zu nehmen, so dass die erforderlichen, 
aber fehlenden betriebswirtschaftlichen Kenntnisse das Weiterführen des Un-
ternehmens nicht verhinderten. 
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Auch im 10. Fallbeispiel ging es darum, die Grundlagen für das Weiterbeste-
hen des Unternehmens zu schaffen. Dieses ostdeutsche Unternehmen wurde 
im Zuge der allgemeinen Privatisierung ostdeutscher Unternehmen 1990 von 
den Mitarbeitern übernommen. Im 19. Fallbeispiel wurde die Mitarbeiterbeteili-
gung ebenfalls im Zuge der Privatisierung eingeführt. Auch hier diente der 
MBO dem Ziel, die Schließung des Unternehmens abzuwenden. Da die 
GmbH-Anteile nicht nur von leitenden Angestellten gekauft wurden, sondern 
von einem breiten Mitarbeiterkreis, hatte dieser MBO mehr den Charakter ei-
nes Belegschafts-Buy-Out. Da die Privatisierung mit einem Personalabbau in 
Form betriebsbedingter Kündigungen einher ging, war es in dieser Phase 
schwierig, so der Geschäftsführer rückblickend, die Mitarbeiterbeteiligung ein-
zuführen. Für das Überleben des Unternehmens war aus Sicht eben dieses 
Geschäftsführers zudem von außerordentlicher Bedeutung, dass das Unter-
nehmen nicht Mitglied in einem Arbeitgeberverband und somit auch nicht an 
einen Flächentarifvertrag gebunden war und ist. 

Bei dem 12. Fallbeispiel handelt es sich ursprünglich um ein Familienunter-
nehmen, das 1988 von einem Konzern aufgekauft und 1997 von den Mitarbei-
tern im Zuge eines MBO erworben wurde. Heute ist das Unternehmen wieder 
eigenständig. Auch im Zuge dieses MBO wurde die Mitarbeiterbeteiligung von 
den vier Geschäftsführern im Sinne einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit 
und zur Sicherung des Unternehmens eingeführt. 

Eine weitere wichtige Determinante in Bezug auf die Existenzsicherung eines 
Unternehmens stellt das Unternehmensimage dar. Vor diesem Hintergrund ist 
das 18. Fallbeispiel von Interesse, denn hier hat ein Einzelunternehmer sein 
Unternehmen in eine Kleine AG umgewandelt, um das von ihm gewünschte 
Mitarbeiterbeteiligungsmodell einführen zu können. In einer umfassenden Ana-
lyse aller unternehmensrelevanten Aspekte kam er zu dem Schluss, dass die 
Kleine AG im Vergleich zur GmbH ein besseres Image vermittelt, eine breitere 
Öffentlichkeitswirkung mit der Folge eines höheren Bekanntheitsgrades entfal-
tet und die Finanzierungsmöglichkeiten verbessert. 

Ein weiterer Aspekt der Unternehmenssicherung kommt im 14. Fallbeispiel 
zum Tragen. So äußerte der Geschäftsführer dieses Unternehmens, dass die 
GmbH-Beteiligung in Bezug auf die Übertragung von Anteilen zwar schwerfäl-
lig sei. Allerdings würde diese geringe Fungibilität bewusst in Kauf genommen, 
denn sie übernimmt insofern eine Sicherheitsfunktion, als sie die Übernahme 
des Unternehmens erschwert. 
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4.3.4 Verbreiterung der Kapitalbasis 

Eng verknüpft mit der Sicherung des Unternehmens ist die Verbreiterung der 
Kapitalbasis. Sie wurde von etwas mehr als einem Drittel der Geschäftsführer 
als ein wesentliches Motiv für die Einführung der Mitarbeiterbeteiligung ge-
nannt. Die Mitarbeiterbeteiligung kann für mittelständische Unternehmen, wie 
in Kapitel 3.1.1 ausgeführt, eine wertvolle Finanzierungsquelle sein und den 
fehlenden Zugang zum Kapitalmarkt ersetzen. Ein Geschäftsführer hob hervor, 
dass er durch die Erhöhung der Eigenkapitalquote die Zinslast verringert habe. 
Ein weiterer Vorzug sei, dass das Unternehmenswachstum auf diese Weise 
gut finanziert werden könne. Nach der anstehenden Kapitalerhöhung können 
Erweiterungsinvestitionen getätigt werden, die sonst nicht durchführbar gewe-
sen wären (18. Fallbeispiel). Im 14. Fallbeispiel hat das Wachstum des Unter-
nehmens ebenfalls ein Rolle gespielt bei der Entscheidung für die Mitarbeiter-
beteiligung, die zugleich verknüpft war mit der Frage, wie der Gedanke der so-
zialen Partnerschaft sinnvoll weiterentwickelt werden kann. 

Die Beendigung der Tätigkeit eines Mitarbeiters für das Unternehmen bedeutet 
häufig zugleich die Beendigung der Beteiligung. Eine Kapitalbeteiligung der 
Mitarbeiter führt also beim Ausscheiden eines Mitarbeiters zu einem entspre-
chenden Liquiditätsabfluss und somit zur Notwendigkeit einer (Eigen)Kapitaler-
neuerung. Dieser Problematik, so die Befragten, könne durch Sperrfristen ent-
gegen gewirkt werden. Sie gewährten dem Unternehmen Planungssicherheit, 
so dass mit dem Kapital durchaus langfristig gewirtschaftet werden könne. 

4.3.5 Verringerung der Mitarbeiterfluktuation 

Mit der Mitarbeiterbeteiligung die Mitarbeiterfluktuation verringern zu wollen, 
wurde von sieben Geschäftsführern als Motiv für die Einführung eines Beteili-
gungsmodells genannt. Sie erhoffen sich, angesichts des Wettbewerbs um 
qualifizierte Fach- und Führungskräfte, von der Mitarbeiterbeteiligung eine 
stärkere Bindung von Leistungsträgern an das Unternehmen. Schließlich ha-
ben sie die Erfahrung machen müssen, dass von ihnen ausgebildete, hoch 
qualifizierte Mitarbeiter von größeren Unternehmen abgeworben wurden oder 
diese von sich aus dorthin abwanderten. 

Andere Geschäftsführer gaben demgegenüber an, dass die Fluktuation durch-
aus gewollt sei und die Mitarbeiterbeteiligung keineswegs dazu dienen solle, 
Mitarbeiter mit allen Mitteln zu halten. Ganz im Gegenteil führe die Mitarbeiter-
beteiligung im Idealfall dazu, dass nur solche Mitarbeiter im Unternehmen 



 106

bleiben, die sich mit den Unternehmenszielen und der Unternehmenskultur i-
dentifizieren, und andere das Unternehmen verlassen. Die Mitarbeiterbeteili-
gung entfaltete demzufolge nicht nur eine Bindungswirkung, insbesondere bei 
Leistungsträgern, sondern sie übernähme auch eine Selektionsfunktion. 

Gelingt es jedoch nicht, die gewünschte Selektion mit Hilfe der Mitarbeiterbe-
teiligung herbeizuführen, bestehe die Gefahr einer Zweiklassengesellschaft. 
Darauf gelte es zu achten; gegebenenfalls müsse dieser Spaltung entgegen 
gewirkt werden, so ein Geschäftsführer (14. Fallbeispiel). 

Ein anderer Geschäftsführer gab an, dass die Mitarbeiterbeteiligung keinen 
Einfluss auf die Fluktuation habe. Neueinstellungen würden grundsätzlich be-
fristet vorgenommen. Vor Ablauf der Frist würden der Meister und der Be-
triebsrat konsultiert, um gemeinsam festzustellen, ob der Mitarbeiter zum Un-
ternehmen passt und in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen wer-
den soll. Fest Angestellte würden aufgrund dieses Prozederes in diesem Un-
ternehmen eine recht homogene Gruppe bilden, bei der die Chemie stimmt, so 
dass die Mitarbeiterbeteiligung auch gut funktioniere. Das Denken sei gleich-
gerichtet (7. Fallbeispiel). Diese Vorgehensweise führe dazu, dass die unbe-
fristet beschäftigten Arbeitnehmer langfristig im Unternehmen bleiben. Eine 
Mitarbeiterbindung mittels Mitarbeiterbeteiligung sei insofern nicht vonnöten. 

In zwei Fällen besteht aufgrund der regionalen Arbeitsmarktsituation keine 
Notwendigkeit der Mitarbeiterbindung. Die Mitarbeiter stammen aus der Regi-
on und gelten als bodenständig; sie bleiben erfahrungsgemäß in der Region 
und in den Unternehmen. Zudem gibt es in der Region wenig Industrie und 
damit kaum Konkurrenz, zu der die Mitarbeiter abwandern könnten. Insofern 
ergibt sich das Problem der Fluktuation gar nicht. Diese Unternehmen sind 
darauf angewiesen, selbst genügend Nachwuchsfacharbeiter auszubilden (11. 
und 12. Fallbeispiel). 

Wenngleich es plausibel erscheint, dass mit einer Kapitalbeteiligung Mitarbei-
ter eher langfristig gebunden bzw. mit ihr Abwerbeversuchen besser vorge-
beugt werden kann als mit einer Erfolgsbeteiligung, liefern die Fallstudien kei-
ne Anhaltspunkte für diese unterschiedlichen Wirkungen der Erfolgs- und der 
Kapitalbeteiligung. Die Unternehmensleitung des 5. Fallbeispiels wies darauf 
hin, dass eine Fluktuation von Leistungsträgern, sofern persönliche Motive vor-
liegen, letztlich nicht zu verhindern sei. 
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4.3.6 Staatliche Förderung und vermögensbildungspolitische Aspekte 

Vermögensaufbau und Altersvorsorge als ausdrückliche Motive für die Einfüh-
rung der Mitarbeiterbeteiligung wurden von den Befragten mehrheitlich mit 
Skepsis betrachtet. Der Vermögensaufbau wird von den Befragten für ihre 
Mitarbeiter zwar gewünscht und unterstützt. Das Ziel der Altersvorsorge wird 
dagegen kritisch gesehen, da das Risiko der Anlage im Unternehmen als zu 
hoch eingeschätzt wird und es nach Ansicht der Befragten bessere Möglich-
keiten der Altersvorsorge am Markt gebe. 

Nur in zwei Fällen wurde die Altersvorsorge als Ziel der Mitarbeiterbeteiligung 
explizit in die Überlegungen einbezogen. Ein Unternehmen berichtete von  
Überlegungen, die Mitarbeiterbeteiligung zur Altersvorsorge auszubauen. Al-
lerdings seien nach Angaben des Geschäftsführers dafür weit größere Beträge 
erforderlich, als von kleinen und mittleren Unternehmen aufgebracht werden 
könnten. Schließlich müsse eine angemessene Höhe erreicht werden, um von 
einer wirklichen Altersvorsorge sprechen zu können. Dieser Geschäftsführer 
erhoffte sich passende Angebote im Rahmen der "Riester-Rente". 

Genau die Hälfte der Befragten nutzt die staatliche Förderung der Vermö-
gensbildung in Arbeitnehmerhand durch steuerliche Vergünstigungen (§ 19a 
EStG) und die Gewährung von Arbeitnehmersparzulagen (Fünftes Vermö-
gensbildungsgesetz). Einige derjenigen, die auf die staatliche Förderung ver-
zichten, gaben an, dass Beteiligungsmodelle in der Praxis meist ohne Rück-
sicht auf steuerliche Möglichkeiten entwickelt werden, weil die steuerliche För-
derung inzwischen sehr geschrumpft sei. Die Mitarbeiterbeteiligung sei zudem 
als Folge der Entscheidung für eine partnerschaftliche Unternehmenskultur 
eingeführt worden, bei der keine Orientierung an Fördermöglichkeiten stattge-
funden habe. In anderen Fällen wurde kritisiert, dass aufgrund der geringen 
Förderbeträge und der restriktiven gesetzlichen Voraussetzungen durch § 19a 
EStG und das 5. VermBG keine große Anreizwirkung entfaltet werde. Die Ein-
kommen der Mitarbeiter seien außerdem zu hoch, um in den Genuss dieser 
Fördermöglichkeiten zu kommen. Diese gelten nur für Arbeitnehmer mit nied-
rigen Einkommen (siehe auch Kapitel 2.3). 

Die vorstehenden Ausführungen zeugen von einer Vielfalt an Motiven für die 
Einführung der Mitarbeiterbeteiligung. Von einer Beschränkung auf leistungs-
orientierte Motive kann keineswegs die Rede sein. Die Befragung zeigt dar-
über hinaus, dass sich die Einzelmotive sinnvoll ergänzen und dass der imma-
teriellen Mitarbeiterbeteiligung ergänzend zur materiellen Mitarbeiterbeteili-
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gung eine hohe Bedeutung zukommt. Dies zeigt sich in der Gestaltung der Ar-
beitsbeziehungen. Etwa ein Drittel der Befragten wies explizit darauf hin, dass 
eine materielle Mitarbeiterbeteiligung die Motivation der Mitarbeiter nicht auf 
Dauer stimulieren könne. Im Unternehmen müsse bereits vor der Einführung 
der Mitarbeiterbeteiligung ein gutes Klima herrschen, damit sie auf Dauer er-
folgreich sein könne (25. Fallbeispiel). Auf die Wirkung der Mitarbeiterbeteili-
gung (in materieller wie auch in immaterieller Hinsicht) wird in Kapitel 4.4.1 
näher eingegangen. 

4.4 Anforderungen an eine erfolgreiche Mitarbeiterbeteiligung 

Im folgenden gilt es herauszuarbeiten, welche Voraussetzungen erfüllt sein 
müssen, um eine Mitarbeiterbeteiligung erfolgreich einzuführen und ihre dau-
erhafte Wirksamkeit sicherzustellen. Als ein erster Schritt soll dazu zunächst 
geprüft werden, inwiefern die befragten Unternehmen die von ihnen ange-
strebten Ziele erreicht haben. 

4.4.1 Erreichung der angestrebten Ziele 

Eine grundsätzliche Zufriedenheit der Befragten über die Wirkung der Mitarbei-
terbeteiligung kommt darin zum Ausdruck, dass alle Befragten beabsichtigen, 
die Mitarbeiterbeteiligung in ihren Unternehmen beizubehalten. Die mit der 
Mitarbeiterbeteiligung verfolgten Ziele wurden von knapp der Hälfte aller Be-
fragten im Grundsatz erreicht. In einigen Fällen wird über eine Änderung des 
Modells nachgedacht. 

Beispielhaft zeigt die Erfahrung des Geschäftsführers aus dem 5. Fallbeispiel, 
dass die Mitarbeiterbeteiligung, sofern sie an die Stelle freiwilliger Leistungen 
tritt, zu einer Entlastung von Fix-Kosten führen kann, dass die Mitarbeiter mo-
tivierter und engagierter sind und dass die Fehlerkosten reduziert werden kön-
nen. Nachteile sieht der Geschäftsführer im erhöhten Verwaltungsaufwand. 

Andererseits wurden von mehr als der Hälfte der Geschäftsführer Probleme 
geschildert, die nach der Einführung der Mitarbeiterbeteiligung sichtbar gewor-
den sind. So gab mehr als die Hälfte der Befragten zu bedenken, dass die 
Grunddisposition der einzelnen Mitarbeiter durch die Mitarbeiterbeteiligung 
nicht verändert werden könne. Nicht jeder Mitarbeiter reagiere auf diesen An-
reiz mit erhöhter Motivation oder Identifikation mit dem Unternehmen. Manche 
Mitarbeiter seien ängstlich. Emotionale Vorbehalte ließen sich nicht auf ver-
traglichem Wege aus der Welt schaffen. Da Menschen unterschiedlich seien, 
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was es zu respektieren gelte (20. Fallbeispiel), stelle sich die Frage, welche 
Mitarbeiter ins Beteiligungsmodell aufgenommen werden sollen. Ein Ge-
schäftsführer resümierte, dass eine Beteiligung aller Mitarbeiter wegen ihrer 
Unterschiedlichkeit nicht erreichbar zu sein scheint (1. Fallbeispiel). In diesen 
Tenor reiht sich der Geschäftsführer des 10. Fallbeispiels ein, der anmerkte, 
dass die Mitarbeiterbeteiligung die Individualität und Risikoveranlagung der 
Menschen nicht verändere. So hätten manche Mitarbeiter ihr Geld auch wieder 
aus dem Unternehmen herausgenommen. Insbesondere beim Auftreten priva-
ter Probleme stoße die Wirkung der Mitarbeiterbeteiligung an ihre Grenzen. 

Der Geschäftsführer aus dem 15. Fallbeispiel führt ergänzend aus, dass un-
ternehmerisches Mitdenken nicht bei allen Mitarbeitern erzielt werden konnte. 
Die Mentalität der Mitarbeiter sei die entscheidende Determinante. Manche 
wollen ihre Arbeitnehmereinstellung und das traditionelle Rollenverständnis 
gar nicht durch unternehmerisches Denken ersetzen. Da würden auch keine 
Anreize von außen helfen, wenn das Bewusstsein dafür nicht da sei. 

Zudem sind mehr als die Hälfte der Befragten der Meinung, dass der finanziel-
le Anreiz alleine nicht ausreichte. Ein Geschäftsführer wies explizit darauf hin, 
dass die materielle Mitarbeiterbeteiligung nur im Zusammenhang mit der im-
materiellen Mitarbeiterbeteiligung sinnvoll sei. Denn es träten bei der materiel-
len Mitarbeiterbeteiligung mittelfristig Gewöhnungseffekte auf, mit der Folge, 
dass die Motivation durch materielle Anreize langfristig nicht aufrechterhalten 
werden könne (14. Fallbeispiel). Für den Erfolg der Mitarbeiterbeteiligung sei 
deshalb ganz entscheidend, dass die immaterielle Beteiligung hinzutrete und 
die partnerschaftliche Zusammenarbeit gelebt werde (16. und 17. Fallbeispiel). 

Die Gewinnausschüttung einmal im Jahr sei ein zu seltenes Ereignis, um als 
Ansporn für ein stärkeres Engagement über das ganze Jahr hinweg dienen zu 
können. Dieser Effekt verpuffe sehr schnell und werde auch leicht zum Ge-
wohnheitsrecht, so dass Mitarbeiter – wenn es nicht gelingt, eine unternehme-
rische Einstellung bei ihnen zu kultivieren – bei schlechter Unternehmenslage 
schnell nur noch ihre eigenen Interessen im Auge haben und eine Ausschüt-
tung einfordern, obwohl nichts zum Verteilen da ist (20. Fallbeispiel). 

Nach Ansicht der Befragten, so lässt sich zusammenfassen, ist die Mitarbei-
terbeteiligung kein Allheilmittel. Die Mitarbeiter müssten vielmehr bereits vor 
Einführung der Mitarbeiterbeteiligung motiviert sein, sie müssen zusammen 
arbeiten wollen und zusammenpassen. Das Betriebsklima könne durch die 
Mitarbeiterbeteiligung nicht nachhaltig verbessert werden. Hinzu komme der 
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Gewöhnungseffekt im Zeitablauf. Wichtig sei, den partnerschaftlichen Gedan-
ken auch tatsächlich im Unternehmen zu leben, so dass nicht alleine pekuniä-
re Vorteile bestehen, sondern ein wirkliches Miteinander mit flachen Hierar-
chien vorherrscht. 

Die Mitarbeiterbeteiligung ist somit eher als Folge einer partnerschaftlichen 
Unternehmenskultur zu verstehen denn als Ursache. Sie kann auch einen Bei-
trag bei der Einführung neuer Unternehmensstrukturen und eines neuen Den-
kens leisten. Es ist durchaus denkbar, dass die Prozesse der Einführung einer 
materiellen Mitarbeiterbeteiligung und einer neuen Unternehmenskultur paral-
lel laufen. Auf jeden Fall müsse die Beteiligung gelebt werden, damit sich jeder 
Mitarbeiter auch als Teil des Unternehmens fühlt. Vor diesem Hintergrund sei 
die Mitarbeiterbeteiligung der sichtbare Ausdruck einer bestimmten Unterneh-
mensphilosophie, aber nicht ihre Ursache (9. Fallbeispiel). 

In den Worten der Befragten scheint bei aller grundsätzlichen Zufriedenheit ei-
ne gewisse Ernüchterung durch, die sich im wesentlichen aus einer Fehlein-
schätzung der Mitarbeiterschaft ergibt. Es wurde häufig verkannt, dass die Be-
legschaften keine homogenen Gruppen mit gleichgerichteten Interessen und 
Zielen sind, dass die Mitarbeiter eine individuelle Risikoneigung haben und 
über materielle Incentives in unterschiedlicher Weise in ihrem Verhalten zu 
beeinflussen sind. Diesen grundlegenden Sachverhalt gilt es bei der Entwick-
lung eines Beteiligungsmodells zu berücksichtigen. 

Als zweite Voraussetzung kann aus den vorstehenden Ausführungen die Flan-
kierung der materiellen Beteiligung durch immaterielle Formen der Mitarbeiter-
beteiligung abgeleitet werden, womit im wesentlichen zunächst umfassende 
Informationsrechte gemeint sind. Inwieweit Mitsprache- oder Mitentschei-
dungsrechte zum Erfolg eines Beteiligungsmodells beitragen können, hängt 
u.a. vom Beteiligungsmodell und der jeweiligen Unternehmenssituation ab. 

4.4.2 Der Einführungsprozess 

4.4.2.1 Zeitpunkt und Zeitplan der Einführung 

Im Hinblick auf den Zeitpunkt der Einführung eines Beteiligungsmodells wurde 
übereinstimmend erwähnt, dass die wirtschaftliche Situation des Unterneh-
mens gut sein müsse. Zudem sollten auch die Ertragsaussichten positiv sein. 
Dies zeigt sich deutlich an einem Unternehmen, in dem Anfang 2001 ein Betei-
ligungsmodell eingeführt wurde. Da dessen gegenwärtige Perspektive auf-
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grund der allgemeinen wirtschaftlichen Situation nicht so gut sei, ist eine Betei-
ligung am Unternehmen aus Sicht der Mitarbeiter wenig attraktiv, was sich an 
der geringen Beteiligungsquote ablesen lässt (13. Fallbeispiel). 

Aus Sicht der Befragten ist es für den Erfolg der Einführung der Mitarbeiterbe-
teiligung entscheidend, dass der Einführungsprozess langsam und behutsam 
vonstatten geht und nicht unter Zeitdruck durchgeführt wird. So nehme zwar 
die Umsetzung in kleinen Schritten unter Umständen viel Zeit in Anspruch, a-
ber sie ermögliche dem Mitarbeiter, die Umstellung innerlich zu verfolgen und 
sich darauf einzustellen (5. Fallbeispiel). 

4.4.2.2 Der Einführungsprozess im Detail 

Das typische Muster bei der Einführung eines Mitarbeiterbeteiligungsmodells 
stellt sich folgendermaßen dar: Die Unternehmen bilden zunächst eine Art Ar-
beitsgruppe, die in enger Zusammenarbeit mit dem Betriebsrat oder einem 
Partnerschaftsausschuss unter Hinzuziehung externer Berater ein Modell für 
das Unternehmen erarbeitet. Dabei kann sich die Vorbereitungszeit aufgrund 
der Komplexität des Sachverhalts über einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren 
erstrecken. Als besonders zeitintensiv erweist sich die Abstimmung des ge-
wählten Modells mit den rechtlichen Anforderungen. 

Ein weiterer Grund für die lange Vorbereitungszeit liegt in der Überzeugungs-
arbeit, die in den Unternehmen geleistet werden muss, um die Mitarbeiter für 
diese Idee zu gewinnen. Die Information der Mitarbeiter erfolgte sowohl in Be-
triebsversammlungen als auch in Einzelgesprächen. Nach der endgültigen Er-
arbeitung eines Modells wurden die jeweiligen Belegschaften in einer weiteren 
Veranstaltung nochmals hierüber informiert; schließlich wurde ihnen ein Ange-
bot unterbreitet. Teils wurden auch Broschüren verteilt, um den Mitarbeitern 
detaillierte Informationen an die Hand zu geben. In einem Fall hat der Unter-
nehmer einen persönlichen Brief an seine engsten Mitarbeiter geschrieben. 
Die Mitarbeiterbeteiligung wurde dann entweder im Zuge einer Betriebsverein-
barung oder durch Einzelarbeitsverträge eingeführt. 

Das Vorhandensein eines Betriebsrates kann aus Sicht der Befragten für die 
Einführung von Mitarbeiterbeteiligungsmodellen wertvoll sein. Sie sei jedoch 
nicht zwingend, weil das partnerschaftliche Miteinander sehr individuell in den 
Unternehmen organisiert werde. Die formale Einrichtung eines Betriebsrates 
sei dabei nicht entscheidend. In manchen Unternehmen gibt es statt Betriebs-
räten sogenannte Partnerschaftsausschüsse. In einem Fall wird ein sogenann-
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ter Unternehmensphilosoph beschäftigt, der den Kommunikationsfluss sicher-
stellen, das menschliche Miteinander in diesem Unternehmen prägen und als 
Vermittlungsinstanz fungieren soll (6. Fallbeispiel). 

Nach Angaben der Befragten gab es bei der Einführung mehrheitlich keine 
Probleme. In manchen Fällen bestand eine grundsätzliche Skepsis (20. Fall-
beispiel), in anderen Fällen kam es aufgrund einer Absenkung des Grundge-
halts bei der Einführung des Modells zu vereinzeltem Widerstand (9. Fallbei-
spiel). Ein weiteres Unternehmen berichtet von Zweifeln und Ängsten auf Sei-
ten der Mitarbeiter, die auf dem Gedanken beruhten, sie könnten ihr Geld ver-
lieren. Aufgrund der positiven Erfahrung seien heute jedoch keine Probleme 
mehr vorhanden (10. Fallbeispiel). 

In einem weiteren Fall war es die Komplexität des Themas, die die Beteiligten 
bei der Konstruktion eines Modells überfordert und zu einer gewissen Teil-
nahmslosigkeit geführt hat (11. Fallbeispiel). Die Wahl der Genossenschaft als 
Rechtsform wurde im 8. Fallbeispiel unter anderem damit begründet, dass 
Mitarbeiterbeteiligungsmodelle sehr kompliziert und pflegeaufwendig sind. Das 
Unternehmen habe mit der Wahl der Genossenschaft ein eigenes Modell ge-
wählt. Im 5. und 15. Fallbeispiel wird der große Verwaltungsaufwand beklagt. 

Unternehmen, in denen die Mitarbeiterbeteiligung unmittelbar mit mehr Ver-
antwortung verknüpft wurde, berichten, dass nicht jeder Mitarbeiter geeignet 
und willens sei, diese Verantwortung zu tragen (21. Fallbeispiel). Ein Ge-
schäftsführer fasste diese Problematik in der Aussage zusammen, dass es 
sich hierbei um die spezielle Mentalität handele. Alles Neue sei erst einmal 
verdächtig. Auch in seinem Unternehmen bestand aufgrund des Risikos der 
Anlage ein gewisses Misstrauen bei der Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
(23. Fallbeispiel). 

Im 10 Fallbeispiel lag die Problematik darin, dass das für ein Mitarbeiterbeteili-
gungsmodell notwendige Vertrauen zum Zeitpunkt der Privatisierung und des 
MBO noch fehlte. Deshalb wurde ein externer Berater hinzugezogen, um auf-
zuklären und die Idee neutral zu vermitteln. 

4.4.2.3 Inanspruchnahme von Beratern 

Keiner der Befragten hat sein Mitarbeiterbeteiligungsmodell eingeführt, ohne 
externe Beratungsdienstleistungen in Anspruch zu nehmen. Die befragten Ge-
schäftsführer äußerten mehrheitlich, dass es sich bei der Mitarbeiterbeteili-
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gung um ein sehr komplexes Thema handle. Die Notwendigkeit, es steuer- 
und gesellschaftsrechtlich unanfechtbar zu machen, erfordere eine Überprü-
fung durch entsprechende Experten. 

Als vorteilhaft wurde die Neutralität externer Berater hervorgehoben, die es der 
Geschäftsführung erleichtere, die Mitarbeiterbeteiligung neutral an die Beleg-
schaft zu kommunizieren und diese zu überzeugen. Gleichwohl kristallisierte 
sich im Hinblick auf die Qualität der Beratungsdienstleistung eine Problematik 
heraus, die exemplarisch am 18. Fallbeispiel veranschaulicht wird. 

Da er als Handwerker zu dem Zeitpunkt, als er sich mit Überlegungen zur Ein-
führung seines Beteiligungsmodells trug, nicht in dem erforderlichen Maße ü-
ber das notwendige betriebswirtschaftliche Wissen verfügte, konsultierte er ex-
terne Berater für die Umwandlung seines Einzelunternehmens in eine Kleine 
AG. Dabei stieß er bei verschiedenen Beratern – Steuerberater und Banken – 
auf Widerstände, da diese mit der Gründung einer Kleinen AG nicht vertraut 
waren, sie deshalb Angst gehabt hätten, Fehler zu machen und sie ihm die 
Gründung der Kleinen AG nicht zutrauten. Deswegen wollten sie ihn von die-
sem Schritt abbringen. Nach seiner Erfahrung verfügen Berater nur über 
Kenntnisse in Bezug auf Standardberatungsdienstleistungen, nur wenige wür-
den sich weiterbilden und mit unkonventionellen Lösungsansätzen vertraut 
machen. Berater schätzten den Aufwand der Gründung einer Kleinen AG 
falsch ein, weil sie die AG für große Unternehmen im Blick haben. Die Idee der 
Kleinen AG sei noch gar nicht ins Bewusstsein der Berater vorgedrungen, 
weshalb sie auch nicht dazu rieten. 

Letzten Endes hat er selbst Schulungen mitgemacht, mit eigenem Einsatz alle 
Berater überzeugt und seine Idee durchgesetzt. Dieser Prozess hat zwei Jahre 
beansprucht. Sein Erfolg mit der Gründung einer AG und die positiven Wir-
kungen für das Image des Unternehmens haben inzwischen dazu geführt, 
dass er auch andere Unternehmer berät und ihnen bei der Rechtsformum-
wandlung in die Kleine AG hilft und Vorträge hält. 

4.4.3 Beteiligungsmodell sowie Führungs- und Entscheidungsstruktu-
ren bedürfen der kontinuierlichen Pflege 

4.4.3.1 ... aufgrund veränderter Rahmenbedingungen 

Nach Angaben einiger Befragten ist das Thema Mitarbeiterbeteiligung mit der 
Einführung eines Modells nicht abgeschlossen. Es zeige sich, dass Beteili-
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gungsmodelle im Laufe der Zeit den veränderten Bedürfnissen und Bedingun-
gen angepasst werden müssten. Dies lässt sich besonders an den traditions-
reichen Unternehmen im Sample ablesen, die im Laufe der Jahre ihre Modelle 
zum Teil mehrfach verändert und an die neuen Rahmenbedingungen bzw. die 
Unternehmensentwicklung angepasst haben. Es sei eine permanente Pflege 
des Modells und seine Kommunikation an die Mitarbeiter erforderlich. Ande-
rerseits ließen die steuerlichen und juristischen Hürden, darauf wurde im 
20. Fallbeispiel verwiesen, die Abwandlung und Anpassung von Modellen an 
veränderte Bedingungen schwierig erscheinen. Aufgrund dieser Kompliziert-
heit blieben Modelle unverändert, obwohl eine Änderung sinnvoll wäre. 

Um den Geist der Mitarbeiterbeteiligung auf Dauer überhaupt leben zu kön-
nen, bedarf es einer kontinuierlichen Weiterbildung, einer permanenten Aus-
einandersetzung mit dem Thema sowie einer kontinuierlichen Bewusstma-
chung bei der Belegschaft. Etwa ein Drittel der Befragten gab explizit an, dass 
bei den Mitarbeitern das Gefühl vorhanden sein oder entstehen müsse, Mit-
glied einer Gruppe zu sein, in der man sich gegenseitig unterstützt und in der 
man mit seinen Ansichten und Anregungen ernst genommen wird. 

Etwa zwei Drittel der Befragten verwiesen darauf, dass der finanzielle Anreiz 
der Mitarbeiterbeteiligung aufgrund von Gewöhnungseffekten und dem Auto-
matismus von jährlich wiederkehrenden Auszahlungen sehr begrenzt und nicht 
von Dauer ist. So führte der Geschäftsführer des 20. Fallbeispiels aus, dass 
immer wieder Überzeugungsarbeit geleistet werden müsse, da sich Mitarbeiter 
an die Beteiligung gewöhnten und es nicht verstünden, wenn aufgrund einer 
schlechten Wirtschaftslage keine oder eine geringere Ausschüttung am Jah-
resende erfolgt. Dann erlebe man, dass die Mitarbeiter doch nicht unterneh-
merisch denken. Vor diesem Hintergrund kommt der Geschäftsführer des 
10. Fallbeispiels zu dem Schluss, dass die Mitarbeiterbeteiligung vornehmlich 
bei guter Ertragslage funktioniere. 

Der Geschäftsführer des 14. Fallbeispiels wies ebenfalls darauf hin, dass die 
reine Gewinnbeteiligung im Laufe der Zeit ihre motivierende Wirkung verliere. 
Deshalb hätten sich die Entscheidungsträger in diesem Unternehmen bei der 
Wahl des neuen Modells davon leiten lassen, wie langfristig ein unternehmeri-
sches Denken bei den Mitarbeitern gefördert werden könne. 
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4.4.3.2 ... aufgrund eines Unternehmenswachstums 

Einige der befragten Unternehmen konnten in der jüngeren Vergangenheit ein 
starkes Wachstum verzeichnen, das mit starken Veränderungen – auch per-
sonalpolitischer Natur – einher ging und das zu der Notwendigkeit führte, das 
jeweilige Mitarbeiterbeteiligungsmodell weiter zu entwickeln. 

Die Zunahme der Mitarbeiterzahl macht vor allem eine Anpassung der Infor-
mations- und Kommunikationsstrukturen erforderlich, denn wachsende Beleg-
schaften führen zu längeren Informationswegen im Unternehmen. Eine Infor-
mationsübermittlung auf Zuruf ist ebenso wenig mehr möglich wie andere eher 
informelle Formen der Kommunikation auch. Der kontinuierliche, persönliche 
Austausch der Geschäftsführung mit jedem einzelnen wird zunehmend einge-
schränkt. Diese Art der Kommunikation wird jedoch als sehr wichtig für die 
Umsetzung der partnerschaftlichen Zusammenarbeit eingeschätzt. Deswegen 
wird nach Möglichkeiten gesucht, mit Hilfe von Multiplikatoren vertrauensbil-
dende Strukturen aufzubauen sowie einen guten Informationsfluss und Trans-
parenz bei unternehmerischen Entscheidungen herzustellen. 

Des weiteren sei es wichtig, dass nach der Einführung ein ständiger Abgleich 
zwischen Geschäftsleitung und Mitarbeitern erfolgt. Die Erkenntnisse dieses 
Austausches müssten in Korrekturen des Modells umgesetzt werden (5. Fall-
beispiel). 

4.4.3.3 ... aufgrund veränderter Arbeitsbeziehungen und Formen der 
Entscheidungsfindung 

Alle Befragten gaben an, dass die Einführung der Mitarbeiterbeteiligung die 
Arbeitsbeziehungen in den Unternehmen beeinflusst hat. In Kapitel 4.3.1 wur-
de bereits auf das partnerschaftliche Miteinander verwiesen. Dies kann weiter 
konkretisiert werden. Eine Folge der Mitarbeiterbeteiligung wurde von knapp 
ein Drittel der Befragten in einem anderen Umgang mit den Mitarbeitern gese-
hen. Der Geschäftsführer aus dem 25. Fallbeispiel führte beispielsweise an, 
dass er seine Mitarbeiter auf der Gesellschafterversammlung als Mitgesell-
schafter trifft, was eine ganz andere Atmosphäre schaffe. 

Im Hinblick auf die Entscheidungsfindung in den Unternehmen haben die ver-
änderten Arbeitsbeziehungen ebenfalls Auswirkungen. So wurde in etwa ei-
nem Drittel der Fälle geäußert, dass alle Entscheidungen im Konsens getrof-
fen werden. Dadurch könne zwar die Entscheidungsfindung manchmal etwas 
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länger dauern, denn es müssten mehr Stimmen gehört werden. Allerdings 
könne durch die Bündelung des Know-Hows die Zahl der falschen Entschei-
dungen spürbar gesenkt werden. Einer allein habe nun mal nicht den umfas-
senden Überblick und überschaut nicht alle Einflussfaktoren (18. Fallbeispiel). 

Für die Beschlussfassung in der Gesellschafterversammlung wird im 2. Fall-
beispiel eine Mehrheit von 75 % benötigt. Nach Auskunft der Geschäftsfüh-
rung ist die Entscheidungsfindung daher auch in diesem Unternehmen oft 
langwierig und unter Umständen schwierig. Dem stehe jedoch der Vorteil ge-
genüber, dass eine getroffene Entscheidung von allen Gesellschaftern mitge-
tragen werde. Sie ist daher sehr stabil und zwar nicht nur bei guter Unterneh-
menslage. Diese Verfahrensweise ermögliche einen breiten Konsens auch bei 
strittigen Entscheidungen und schwierigen Anpassungsprozessen. Notwendi-
ge Veränderungsprozesse könnten anschließend in sehr kurzen Fristen abge-
wickelt werden, weil sie von den Mitarbeitern mitgetragen werden. Das Pro-
blem der "inneren Kündigung" von Mitarbeitern oder die Blockierung von Inno-
vationen entfiele. Diese Erfahrungen können durch jene aus Fallbeispiel 5 er-
gänzt werden. Hier zeigte sich, dass unpopuläre Entscheidungen durch die 
Mitarbeiterbeteiligung leichter durchzusetzen seien, weil die Mitarbeiter mit-
denken und das Erfordernis besser erkennen. 

Die Geschäftsleitung des 19. Fallbeispiels sah hingegen keine Beeinträchti-
gung der Handlungsfähigkeit und Steuerbarkeit des Unternehmens aufgrund 
des relativ großen Eigentümerkreises. Ihrer Ansicht nach könne das Unter-
nehmen durch weitere Gesellschafter aufgrund eines höheren Eigenkapitals 
und motivierten Mitarbeiter nur gewinnen. 

Im Gegensatz zu den oben geschilderten Beispielen wies ein anderer Ge-
schäftsführer darauf hin, dass ein Unternehmen bei der Mitarbeiterbeteiligung 
führungsfähig bleiben müsse. Dafür seien schnelle Entscheidungen ohne lan-
ge Entscheidungsfindungsprozesse erforderlich. Deshalb wurden in diesem 
Fall bewusst stimmrechtslose Genussrechte als Mitarbeiterbeteiligungsmodell 
gewählt (1. Fallbeispiel). 

Diese Einschätzung korrespondiert mit der in der Literatur vorfindbaren Be-
fürchtung, die Entscheidungsqualität könne leiden, wenn entscheidungsbe-
rechtigte Personen keine betriebswirtschaftliche und juristische Vorbildung für 
entscheidungsrelevante Fakten und Zusammenhänge besitzen. Zudem wird 
befürchtet, die individuelle Zurechenbarkeit der Verantwortung für die getroffe-
ne Entscheidung und damit der Zwang zur Sorgfalt bei der Entscheidungsfin-
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dung gehe verloren. Des weiteren wird die Schwerfälligkeit unternehmerischer 
Entscheidungsprozesse gesehen, wodurch die Reaktionsfähigkeit und Flexibi-
lität zerstört werden (HENNERKES/SCHRÖDER 1995, S. 2154). 

Die Befragung belegt, dass keine allgemeingültigen Aussagen über die Aus-
wirkungen der Mitarbeiterbeteiligung auf die Qualität der Entscheidungsfin-
dung getroffen werden können. Es gibt offenbar sowohl Vorteile in Bezug auf 
die Möglichkeit, schnelle Entscheidungen zu treffen als auch in Bezug auf den 
breiten Konsens, der unter Umständen in länger andauernden Entscheidungs-
prozessen gewonnen werden kann. Die Wirkungen können im Einzelfall sehr 
unterschiedlich sein. 

Das Unternehmen aus dem 2. Fallbeispiel verweist auf ein weiteres Problem, 
das sich aus der Andersartigkeit der Arbeitsbeziehungen ergeben kann. Bei 
der Gewinnung neuer Mitarbeiter ist darauf zu achten, dass diese soziale 
Kompetenz mitbringen, um sich in das bestehende Gefüge integrieren zu kön-
nen. Zudem sei es für neue Mitarbeiter ungewohnt, keine Anweisungen zu er-
halten. Die individuelle Handlungsfreiheit jedes einzelnen Mitarbeiters befrem-
de neue Mitarbeiter und nicht jeder ist für eine solche Art der Zusammenarbeit 
geeignet. 

Der Befragung zufolge ist nicht eine ganz bestimmte Ausgestaltung der Mitar-
beiterbeteiligung der wesentliche Erfolgsfaktor. Vielmehr seien eine grundsätz-
lich gute Informations- und Kommunikationspolitik im Unternehmen sowie 
Transparenz in Bezug auf Entscheidungen und Strategien unverzichtbare Vor-
aussetzungen für den Erfolg eines Beteiligungsmodells. Zugleich werden Ko-
operationsfähigkeit und -bereitschaft sowie Offenheit und Vertrauen als uner-
lässlich bezeichnet. Auf die gewählte Form scheint es dabei weniger anzu-
kommen, weswegen es möglicherweise auch so schwer ist, entsprechende Ef-
fekte in quantitativen Schätzungen nachzuweisen. 

4.5 Die Ein- und Durchführung eines materiellen Beteiligungsmodells ist 
ein komplexer und aufwendiger Prozess 

Alle befragten Geschäftsführer zeichnen sich durch eine große Aufgeschlos-
senheit sowie Innovationsfähigkeit im Hinblick auf betriebswirtschaftliche und 
personalpolitische Entscheidungen in ihren Unternehmen aus. An die Stelle 
des Festhaltens an altbekannten Strukturen tritt Experimentierfreudigkeit. Die 
Befragungsergebnisse deuten darauf hin, dass sich die Beteiligungsunterneh-
men als lernende Organisationen verstehen, die durch ein hohes Maß an Be-
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weglichkeit gekennzeichnet sind. Die Mitarbeiterbeteiligung ist der sichtbare 
Ausdruck einer solchen Unternehmenskultur und nicht notwendigerweise ihre 
Ursache. 

Die befragten Unternehmen entsprechen nicht der überkommenen traditionel-
len Vorstellung vom mittelständischen Unternehmen, in dem im allgemeinen 
ein patriarchalischer oder autoritärer Führungsstil vorherrscht und die Delega-
tion von Entscheidungsbefugnissen und Verantwortung schwach ausgeprägt 
ist (vgl. ACKERMANN/BLUMENSTOCK 1993, S. 9). Auch die zentrale Stel-
lung des Unternehmers im Entscheidungsprozess sowie die starke Berück-
sichtigung seiner persönlichen Präferenzen sind in diesen Unternehmen nicht 
zu finden. 

In derart zu charakterisierenden Unternehmen gehen von Seiten der Unter-
nehmensleitung keine Widerstände bei der Einführung von materiellen Mitar-
beiterbeteiligungsmodellen aus. Anders sieht dies auf Seiten der Mitarbeiter 
aus. In Abhängigkeit vom Beteiligungsmodell, d.h. der Finanzierung desselben 
und des damit verbundenen Risikos, und den damit einher gehenden Ände-
rungen der Informations-, Verantwortungs- und Entscheidungsstrukturen stößt 
die Idee der materiellen Mitarbeiterbeteiligung bei einzelnen Mitarbeitern auf 
mehr oder weniger große Zustimmung oder Ablehnung. Von daher ist es rat-
sam, die materielle Mitarbeiterbeteiligung auf freiwilliger Basis einzuführen, 
aber auch den Einführungsprozess mit Fingerspitzengefühl zu betreiben. Um 
die Wirksamkeit der Mitarbeiterbeteiligung zu erhöhen, ist eine Anpassung des 
Beteiligungsmodells an die Möglichkeiten, Bedürfnisse und Einstellungen der 
Mitarbeiter, die sehr heterogen sein können, anzustreben. Möglicherweise ist 
es von Vorteil, für verschiedene Mitarbeitergruppen verschiedene Beteili-
gungssysteme einzuführen, wie es in einem Teil der untersuchten Unterneh-
men der Fall ist. 

In den befragten Unternehmen ist die Grundentscheidung des Unternehmers 
für eine partnerschaftliche Zusammenarbeit im Unternehmen der Ausgangs-
punkt für die Einführung eines Beteiligungsmodells. Wesentliche Vorausset-
zung ist jedoch, dass bereits vor Einführung eines Beteiligungssystems ein 
positives Betriebsklima vorherrscht und die Unternehmenskultur einer partizi-
pativen Ausrichtung nicht im Wege steht. Über diese weichen Faktoren hinaus 
ist die wirtschaftliche Lage des Unternehmens sehr bedeutsam. Diese muss 
für alle erkennbar gut sein, da es andernfalls nicht gelingen wird, die Zustim-
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mung der Mitarbeiter für und ihre Unterstützung des Beteiligungsmodells zu 
erhalten. 

Da es relativ schnell zu Gewöhnungseffekten kommt, reicht es nicht aus, ein 
Beteiligungsmodell einmal einzuführen. Um eine dauerhafte Wirksamkeit er-
zielen zu können, ist eine permanente Modellpflege vonnöten. Dies umfasst 
sowohl eine laufende Kommunikation und Absprache mit den Mitarbeitern als 
auch die Bereitschaft, Modelle gegebenenfalls, in Abhängigkeit von der Unter-
nehmensentwicklung und den kommunizierten und vereinbarten Unterneh-
mensstrategien, zu modifizieren. 

Die Bandbreite der in den untersuchten Unternehmen angetroffenen Formen 
der materiellen und immateriellen Mitarbeiterbeteiligung ist groß. In der Sum-
me der Gespräche drängt sich der Eindruck auf, dass die materielle Mitarbei-
terbeteiligung weiter verbreitet ist, als dies bekannt und empirisch nachweisbar 
ist. Denn es können auch andere als die klassischen und formalen Formen der 
Mitarbeiterbeteiligung gewählt werden (was vermutlich in kleineren Unterneh-
men weit stärker verbreitet ist), die aber für quantitative Studien kaum fassbar 
sind. Hierbei ist vor allem an Formen der Erfolgsbeteiligung zu denken, die 
nicht unbedingt institutionalisiert oder mit der Auszahlung von Geld verbunden 
sein müssen. Es ist davon auszugehen, dass diese informelle Form der Mitar-
beiterbeteiligung letztlich davon beeinflusst ist, dass eine klassische formale 
Mitarbeiterbeteiligung sehr komplex ist und beträchtliche administrative Kosten 
mit sich bringt. Zudem werden von externen Beratern auch nur standardisierte 
Modelle angeboten, die unter Umständen zu einer Vielzahl von Unternehmen 
gar nicht passen, insbesondere nicht zu vielen kleinen Unternehmen. 
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5. Resümee: Materielle Mitarbeiterbeteiligung kann zum Unternehmens-
erfolg beitragen, aber ... 

Obwohl im allgemeinen davon ausgegangen wird, dass materielle Mitarbeiter-
beteiligungssysteme vorteilhaft für Unternehmen sind, ist ihre Verbreitung ins-
besondere in kleinen und mittleren Unternehmen relativ gering. Ziel der vorlie-
genden Untersuchung war es deshalb zu prüfen, welche ökonomischen Effek-
te mittels der materiellen Beteiligung von Mitarbeitern erzielt werden können. 
Darüber hinaus sollte geklärt werden, ob es unternehmensgrößenspezifische 
Unterschiede in der Verbreitung der materiellen Mitarbeiterbeteiligung gibt und 
welche Ursachen hierfür gegebenenfalls verantwortlich sind. Und nicht zuletzt 
sollten die Bedingungen für eine erfolgreiche Einführung und für eine dauer-
hafte Wirksamkeit materieller Mitarbeiterbeteiligungssysteme ermittelt werden. 
Die empirische Basis der Untersuchung wird im wesentlichen von der schriftli-
chen Unternehmensbefragung "Das industrielle Familienunternehmen" aus 
dem Frühjahr 2001 (mit einer Fallzahl von 957) und Fallstudien in 26 Beteili-
gungsunternehmen gebildet. 

Sowohl die theoretische als auch die empirische Überprüfung der ökonomi-
schen Effekte verschiedener materieller Mitarbeiterbeteiligungsformen hat zu 
gemischten Befunden geführt. Positive finanzwirtschaftliche Wirkungen, wie 
die Verbreiterung der Kapitalbasis, Verbesserung der Kreditfähigkeit oder Er-
höhung der Liquidität durch Steuerersparnis, sind theoretisch nur unter eng 
begrenzten Voraussetzungen zu erwarten. So ist eine Kapitalbeteiligung ledig-
lich für solche Unternehmen attraktiv, die nur unter Schwierigkeiten Zugang zu 
den Kapitalmärkten erhalten. Die Gewährung von Aktienoptionen ist hingegen 
für junge Wachstumsunternehmen vorteilhaft, die auf diesem Wege ihren Per-
sonalaufwand reduzieren können, vorausgesetzt, die Aktienoptionen werden 
anstelle eines Teils des fixen Entgeltes gezahlt. Gewinnbeteiligungen können 
für jedes Unternehmen mit Vorteilen verbunden sein, nämlich wenn diese in-
vestiv an das Unternehmen gebunden werden oder wenn sie anstelle von fi-
xen Vergütungsbestandteilen gewährt werden. Für die Mehrzahl aller Unter-
nehmen ist eine Finanzierung über die materielle Beteiligung der Mitarbeiter 
nicht die günstigste Finanzierungsform. 

Aus personalwirtschaftlicher Sicht sind theoretisch einige positive Effekte von 
materiellen Beteiligungssystemen zu erwarten. Eine tiefergehende Analyse 
verschiedener Beteiligungsmodelle zeigt jedoch, dass diese Wirkungen eben-
falls nur unter engen Voraussetzungen eintreten können. Motivations- und leis-
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tungssteigernde Effekte können mit Ausnahme des festverzinslichen Mitarbei-
terdarlehens von allen analysierten Beteiligungsformen bewirkt werden, jedoch 
nur in kleinen Unternehmen oder bei Angehörigen oberer Hierarchieebenen 
und ausgewählten Leistungsträgern. Die Fähigkeit eines Unternehmens, neue 
Mitarbeiter für sich zu gewinnen oder abwanderungsbereite an sich zu binden, 
wird ebenfalls nicht von jedem Beteiligungsmodell verbessert. Am  
ehesten ist diese Wirkung von einer Gewinnbeteiligung zu erwarten, die zu-
sätzlich zur fix vereinbarten Vergütung gewährt wird. Eigenkapitalbeteiligungen 
und Aktienoptionen können dann die Attraktivität des Unternehmens erhöhen, 
wenn sie (teilweise) unentgeltlich eingeräumt werden und das Verlustrisiko 
eingeschränkt ist. Unter diesen Bedingungen kann eine Mitarbeiterbeteiligung 
jedoch nicht zum Zwecke der Selbstselektion eingesetzt werden. Diese Funk-
tion kann sie nur ausüben, wenn die Beteiligung nicht unentgeltlich gewährt 
wird, sie an die Stelle eines Teiles der fixen Entlohnung tritt und das Unter-
nehmen gute Wachstums- oder Renditeaussichten hat. 

Zur empirischen Überprüfung der ökonomischen Effekte materieller Mitarbei-
terbeteiligung wurden mehrere Wege beschritten. Sowohl die Durchsicht vor-
handener empirischer Untersuchungen als auch eigene multivariate Analysen 
(auf Basis der schriftlichen Unternehmensbefragung "Das industrielle Famili-
enunternehmen") konnten keine durchgängigen positiven Zusammenhänge 
zwischen materieller Mitarbeiterbeteiligung und Unternehmenserfolg identifi-
zieren. Für neun Erfolgsindikatoren wurden logistische bzw. lineare Regressi-
onsmodelle geschätzt. Lediglich für die Erfolgsindikatoren "überdurchschnittli-
ches Beschäftigungswachstum" und "überdurchschnittliches Umsatzwachs-
tum", jeweils zwischen 1998 und 2000, konnte ein Zusammenhang zwischen 
einer von drei Beteiligungsformen und dem Unternehmenserfolg festgestellt 
werden. Unternehmen, die ihren Mitarbeitern Aktienoptionen einräumen, hat-
ten mit einer höheren Wahrscheinlichkeit einen überdurchschnittlichen Um-
satzzuwachs als Unternehmen ohne Stock Option-Pläne. Und Unternehmen 
mit einer Gewinnbeteiligung hatten mit höherer Wahrscheinlichkeit ein über-
durchschnittliches Beschäftigungswachstum als andere Unternehmen. Die je-
weils anderen Beteiligungsformen hatten keinen signifikanten Einfluss auf die 
genannten Erfolgsindikatoren. Da es sich beim genutzten Datensatz um Quer-
schnittsdaten handelt, liegen keine Informationen darüber vor, wann die Un-
ternehmen ihre Mitarbeiterbeteiligung eingeführt haben – ein Manko, das auch 
den analysierten Studien anhaftet. Infolgedessen kann der aufgezeigte Zu-
sammenhang auch in der Weise interpretiert werden, dass Unternehmen mit 
einem überdurchschnittlichen Umsatz- bzw. Beschäftigungszuwachs eher ei-
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nen Aktienoptionsplan bzw. eine Gewinnbeteiligung eingeführt haben als we-
niger erfolgreiche Unternehmen. Ob der Unternehmenserfolg Folge oder Vor-
aussetzung für die Einführung materieller Beteiligungssysteme ist, kann nur 
auf der Basis einer Längsschnittuntersuchung geklärt werden. Dass quantitati-
ve Studien immer wieder keine allzu klaren Effekte nachweisen können, ist 
möglicherweise im wesentlichen auf ein Messproblem zurückzuführen. D.h. es 
ist nahezu unmöglich, die Vielzahl der denkbaren formellen und informellen 
Beteiligungsmodelle abzubilden. 

Auch die Fallstudien lassen den Schluss zu, dass gerade die mit materiellen 
Beteiligungssystemen verfolgten personalwirtschaftlichen Ziele nicht ohne 
Weiteres und schon gar nicht dauerhaft erreicht werden können. Vielmehr ist, 
so das Ergebnis der Fallstudien, die materielle Seite der Mitarbeiterbeteiligung 
durch immaterielle Formen der Beteiligung zu ergänzen. Je nach Beteiligungs-
form gehen zwar ohnehin Informations-, Mitsprache- oder Mitentscheidungs-
rechte an die beteiligten Mitarbeiter über, eine umfassende Informationspolitik 
ist aber in jedem Fall angeraten. Allerdings zeugen die Fallstudien davon, dass 
mit Hilfe der materiellen Mitarbeiterbeteiligung nicht alle personalpolitischen 
Probleme gelöst werden können; dies wäre wohl auch zu viel erwartet. 

Auf Basis der schriftlichen Unternehmensbefragung "Das industrielle Familien-
unternehmen" konnten auch empirische Aussagen zur Verbreitung der mate-
riellen Mitarbeiterbeteiligung gewonnen werden. Danach beteiligen 17,2 % der 
befragten Unternehmen ihre Mitarbeiter materiell. Das mit Abstand am weites-
ten verbreitete Beteiligungsmodell ist mit einem Anteil von 16,1 % die Gewinn-
beteiligung. Am Kapital des Unternehmens beteiligen lediglich 2,1 % der Un-
ternehmen ihre Mitarbeiter. Aktienoptionspläne werden von 1,4 % der Unter-
nehmen aufgelegt. Da diese Unternehmensstichprobe unter Größen- und 
Branchengesichtspunkten als verzerrt zu betrachten ist, dieses Manko jedoch 
nur für die Bereiche Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und Bauindustrie zu 
beseitigen ist, wurden für diese drei Wirtschaftsbereiche neue Anteilswerte be-
rechnet. Demnach haben von den rund 103.000 Industrieunternehmen dieser 
Branchen 13.900 ihre Mitarbeiter beteiligt; dies entspricht einem Anteil von 
13,5 %. Gewinnbeteiligung wird von 1,4 % und Kapitalbeteiligung von 1,9 % 
dieser Unternehmen praktiziert. Aktienoptionen bieten 0,5 % der Unternehmen 
ihren Mitarbeitern an. 

Die Verbreitung von materiellen Beteiligungssystemen nimmt mit steigender 
Unternehmensgröße (gemessen an der Beschäftigtenzahl wie am Umsatz) zu. 
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So liegt der Anteil der Unternehmen mit materieller Mitarbeiterbeteiligung in 
den Unternehmen mit 1 bis 99 Beschäftigten bei ca. 15 %, in Unternehmern 
mit 500 und mehr Beschäftigten liegt er bei 35,3 %. Dieser auf der Basis biva-
riater Analysen ermittelte Befund bestätigt sich auch in multivariaten Analysen: 
Die Wahrscheinlichkeit, dass ein Unternehmen eine Gewinnbeteiligung einge-
führt hat, nimmt mit der Unternehmensgröße zu. 

Welche Ursachen verbergen sich hinter den festgestellten unternehmensgrö-
ßenspezifischen Unterschieden in der Verbreitung der materiellen Mitarbeiter-
beteiligung? Ein ganz wesentlicher Grund dafür, dass kleine und mittlere Un-
ternehmen insbesondere keine Kapitalbeteiligung implementiert haben, ist in 
dem damit verbundenen enormen Aufwand zu sehen. Vor allem die Einfüh-
rung, aber auch die Durchführung entsprechender Beteiligungssysteme bean-
spruchen viel Zeit der Unternehmensleitung und weiterer mit dem Komplex be-
trauter Personen und ist ohne Hinzuziehung externer Beratungsleistung kaum 
denkbar. Da die Initiative für die Einführung der Mitarbeiterbeteiligung meist 
von der Unternehmensleitung ausgeht, so jedenfalls das Ergebnis der Fallstu-
dien, sind die Mitarbeiter, die beteiligt werden sollen, zunächst über das Vor-
haben zu informieren. Nicht selten gilt es, Widerstände zu überwinden. Unge-
achtet des Nutzens, der mit einer materiellen Mitarbeiterbeteiligung verbunden 
sein mag, stellen diese Gründe eine hohe Hürde dar, die viele durchaus Inte-
ressierte schnell zurückschrecken lässt. Große Unternehmen stehen zwar vor 
den gleichen Problemen. Allerdings reduziert sich hier der Aufwand je beteilig-
tem Mitarbeiter mit steigender Unternehmensgröße, die im Hause befindliche 
Fachkompetenz dürfte in aller Regel größer sein und nicht zuletzt sind große 
Unternehmen eher damit vertraut, komplexe personalwirtschaftliche Modelle 
einzuführen. 

Der festgestellte Zusammenhang zwischen Unternehmensgröße und Verbrei-
tung gilt jedoch nicht nur für die Kapitalbeteiligung, sondern auch für die Ge-
winnbeteiligung, die mit einem vergleichsweise geringen zusätzlichen Aufwand 
einher geht. Für die geringere Verbreitung institutionalisierter Gewinnbeteili-
gungsmodelle in kleinen Unternehmen ist neben möglicherweise fehlender 
personalpolitischer Kompetenz vermutlich das deutsche Tarifrecht mitverant-
wortlich. Gewinnbeteiligungen können rein rechtlich gesehen zwar an die Stel-
le fixer Vergütungsbestandteile treten, aber nur solange, wie diese Vergü-
tungsbestandteile über dem tariflich vereinbarten Entgelt liegen. Dies bedeu-
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tet, dass Gewinnbeteiligungen übertarifliche Zahlungen darstellen.48 Kleinere 
und mittlere Unternehmen sind im Durchschnitt jedoch nicht in gleichem Maße 
wie Großunternehmen in der Lage, Entgelte über Tarifniveau zu zahlen (vgl. 
BACKES-GELLNER/FREUND/KAY/KRANZUSCH 2000, S. 23 ff.), so dass ei-
ne tendenziell geringere Finanzkraft kleinerer Unternehmen zur geringeren 
Verbreitung von Gewinnbeteiligungen beiträgt. 

Anders stellt sich die rechtliche Situation bei nicht tarifgebundenen Unterneh-
men und Arbeitnehmern dar, die außerhalb des Tarifvertrages entlohnt wer-
den. Sie könnten fixe Gehaltsbestandteile also auch durch Gewinnbeteiligung 
ersetzen und hätten so mehr Flexibilität nach unten und oben. Um im Wettbe-
werb um Arbeitnehmer bestehen zu können, müsste aber auch in solchen Un-
ternehmen eine Orientierung am Tarifniveau erfolgen, das heißt aber auch, 
dass die Gesamtvergütung nicht nennenswert unter dem relevanter Wettbe-
werber am Arbeitsmarkt liegen kann. Da die Gewinnbeteiligung mit einem hö-
heren Einkommensrisiko für den Arbeitnehmer verbunden ist als eine fixe Ver-
gütung, müssten die Einkommenschancen im Gewinnbeteiligung einsetzen-
den, nicht tarifgebundenen Unternehmen im Mittel sogar höher sein als im ta-
rifgebundenen Unternehmen mit ausschließlich (fixierter) tariflicher Vergütung. 
Letztlich muss also sehr genau geprüft werden, ob die zusätzlichen Kosten 
des Instruments durch den zusätzlichen Nutzen gerechtfertigt sind. Oft fällt 
diese Abwägung anscheinend zuungunsten der Gewinnbeteiligung aus. Die 
tendenziellen Nachteile von mittelständischen Unternehmen beim Einsatz die-
ser Instrumente bleiben bestehen. 

Nehmen wir abschließend also alle Befunde zusammen (die theoretischen 
Überlegungen, die gemischten empirischen Befunde zur Erfolgswirksamkeit 
und die hohe Komplexität materieller Mitarbeiterbeteiligungsmodelle), ist die 
vergleichsweise geringe Verbreitung materieller Beteiligungsmodelle, insbe-
sondere der Kapitalbeteiligung, nicht mehr verwunderlich. Ökonomischer Nut-
zen ist von solchen Modellen offenbar nur unter eng definierten Voraussetzun-
gen zu erwarten. Ob dieser Nutzen den hohen Aufwand übersteigt, der mit der 
Einführung und Pflege eines Beteiligungssystems verbunden ist, kann immer 
nur im Einzelfall geklärt werden. 

                                         

48 Dies könnte sich zukünftig ändern, erste Diskussionen zur tariflichen Regelung von Ge-
winnbeteiligungen haben bereits eingesetzt, so z.B. in der Druckindustrie. 
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Grundlegende Voraussetzung für den Erfolg eines Beteiligungsmodells ist die 
Klärung der Frage, welchem Ziel es dienen soll, denn wie gezeigt ist keines-
wegs jede Beteiligungsform geeignet, zu jedwedem personal- oder finanzwirt-
schaftliche Ziel zu führen. Eine zweite grundlegende Voraussetzung ist in der 
Auswahl der passenden Beteiligungsform, insbesondere ihrer konkreten Aus-
gestaltung zu sehen. Es geht also nicht darum, sozusagen ein Beteiligungs-
modell von der Stange zu kaufen, sondern darum, ein den angestrebten Zie-
len, der spezifischen Unternehmenssituation und den Bedürfnissen der Mitar-
beiter entsprechendes Beteiligungsmodell zu entwickeln. Dies bedeutet auch, 
dass das einmal eingeführte Beteiligungsmodell laufend einer Prüfung unter-
zogen werden muss. Gegebenenfalls ist es den veränderten Bedingungen an-
zupassen. Eine zum Erfolg führende Mitarbeiterbeteiligung kann nicht gegen 
den Willen der Mitarbeiter eingeführt werden. Das bedeutet, dass die Beteili-
gung freiwillig sein sollte und dass auch die beteiligten Mitarbeiter eine berech-
tigte Aussicht auf einen aus der Beteiligung resultierenden Nutzen haben 
müssen. Diese Erwartung wird im allgemeinen eher bestehen, wenn sich das 
Unternehmen in einer guten wirtschaftlichen Lage befindet, so dass nicht über-
rascht, dass Neueinführungen immer nur in wirtschaftlichen Erfolgsphasen ei-
nes Unternehmens implementiert werden konnten. 
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Anhang 1:  
Übersicht über finanzwirtschaftliche und steuerliche Wirkungen  

alternativer Beteiligungsmodelle 
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Anhang-Tabelle 1: Finanzwirtschaftliche und steuerliche Wirkungen verschiedener Kapitalbeteiligungsformen (ein-
schließlich Aktienoptionen) auf Unternehmen und Arbeitnehmer  

 Unternehmen Arbeitnehmer 

Beteiligungsform Finanzwirtschaftlich Steuerlich  

Ausgabe von Beleg-
schaftsaktien 

• Bedingte Kapitalerhöhung: 

⇒ Erhöhung des Eigenkapitals. 

⇒ Verbesserung der Kreditfähig-
keit. 

⇒ Keine Liquiditätseffekte durch 
Steuerersparnis. 

• Erwerb eigener Aktien: 

⇒ Keine Erhöhung des Eigenkapi-
tals. 

⇒ Keine Verbesserung der Kredit-
fähigkeit. 

⇒ Liquiditätserhöhung durch Steu-
erersparnis. 

• Bedingte Kapitalerhöhung: 

⇒ Keine Steuerersparnis, da die 
ggf. anfallende Differenz zwi-
schen Börsenkurs und Bezugs-
preis keine abzugsfähige Be-
triebsausgabe darstellt. 

• Erwerb eigener Aktien: 

⇒ Körperschaft- und Gewerbeer-
tragsteuerersparnis, wenn die 
Aktien vergünstigt abgegeben 
werden. 

• Ausgabe zum Börsenwert: 

⇒ Keine steuer- und sozialversi-
cherungsrechtliche Auswirkun-
gen. 

⇒ Dividenden sind Einkünfte aus 
Kapitalvermögen, die entspre-
chend zu versteuern sind. 

• Ausgabe unter Börsenwert: 

⇒ Differenz zwischen Börsenkurs 
und Bezugspreis stellt Arbeits-
lohn dar, der der Steuer- und 
Sozialversicherungspflicht unter-
liegt. 

⇒ Dividenden sind Einkünfte aus 
Kapitalvermögen, die entspre-
chend zu versteuern sind. 

Fortsetzung 

 

 



Fortsetzung Anhang-Tabelle 1 

 Unternehmen Arbeitnehmer 

Beteiligungsform Finanzwirtschaftlich Steuerlich  

GmbH-Beteiligung • Übernahme eines Geschäftsanteils 
bei Errichtung der Gesellschaft / bei 
Kapitalerhöhung: 

⇒ Erhöhung des Eigenkapitals. 

⇒ Verbesserung der Kreditfähig-
keit. 

⇒ Keine Liquiditätseffekte durch 
Steuerersparnis. 

• Übernahme eines Geschäftsanteils 
von einem Altgesellschafter: 

⇒ Keine Erhöhung des Eigenkapi-
tals. 

⇒ Keine Verbesserung der Kredit-
fähigkeit. 

⇒ Keine Liquiditätseffekte durch 
Steuerersparnis. 

• Übernahme eines Geschäftsanteils 
bei Errichtung der Gesellschaft / bei 
Kapitalerhöhung: 

⇒ Keine Steuerersparnis, da die 
ggf. anfallende Differenz zwi-
schen Börsenkurs und Bezugs-
preis keine abzugsfähige Be-
triebsausgabe darstellt. 

• Übernahme eines Geschäftsanteils 
von einem Altgesellschafter: 

⇒ Keine Steuerersparnis, da die 
ggf. anfallende Differenz zwi-
schen Börsenkurs und Bezugs-
preis keine abzugsfähige Be-
triebsausgabe darstellt. 

• Beteiligung zum tatsächlichen Wert: 

⇒ Keine steuer- und sozialversi-
cherungsrechtliche Auswirkun-
gen. 

⇒ Gewinnanteile sind Einkünfte 
aus Kapitalvermögen, die ent-
sprechend zu versteuern sind. 

• Beteiligung unter tatsächlichem 
Wert: 

⇒ Differenz zwischen tatsächli-
chem Wert des Geschäftsanteils 
und Zahlbetrag stellt Arbeitslohn 
dar, der der Steuer- und Sozial-
versicherungspflicht unterliegt. 

⇒ Gewinnanteile sind Einkünfte 
aus Kapitalvermögen, die ent-
sprechend zu versteuern sind. 

Fortsetzung 

 

 



Fortsetzung Anhang-Tabelle 1 

 Unternehmen Arbeitnehmer 

Beteiligungsform Finanzwirtschaftlich Steuerlich  

Beteiligung als 
Kommanditist 

• Arbeitnehmer wird Mitunternehmer: 

⇒ Erhöhung des Eigenkapitals. 

⇒ Verbesserung der Kreditfähig-
keit. 

⇒ Liquiditätseinbußen durch er-
höhte Steuerschuld. 

• Arbeitnehmer behält Arbeitnehmer-
status: 

⇒ Erhöhung des Eigenkapitals. 

⇒ Verbesserung der Kreditfähig-
keit. 

⇒ Liquiditätseffekte durch Steuer-
ersparnis. 

• Arbeitnehmer wird Mitunternehmer: 

⇒ Sämtliche Einkünfte aus der Tä-
tigkeit werden steuerrechtlich zu 
Einkünften aus Gewerbebetrieb; 
dies führt zur Erhöhung der Ge-
werbeertragsteuerschuld. 

• Arbeitnehmer behält Arbeitnehmer-
status: 

⇒ Gewinnanteile sind einkom-
mensteuerlich abzugsfähig. 

• Arbeitnehmer wird Mitunternehmer: 

⇒ Keine sozialversicherungsrecht-
liche Auswirkungen. 

⇒ Erhöhung der Einkomensteuer-
schuld, da auch der Arbeitger-
beranteil zur Sozialversicherung 
sowie der Gewinnanteil versteu-
ert werden muss. 

• Arbeitnehmer behält Arbeitnehmer-
status: 

⇒ Keine steuer- und sozialversi-
cherungsrechtliche Auswirkun-
gen. 

⇒ Gewinnanteile sind Einkünfte 
aus Kapitalvermögen, die ent-
sprechend zu versteuern sind. 

Fortsetzung 

 

 



Fortsetzung Anhang-Tabelle 1 

 Unternehmen Arbeitnehmer 

Beteiligungsform Finanzwirtschaftlich Steuerlich  
Typische stille Betei-
ligung 

• Arbeitnehmer behält Arbeitnehmer-
status: 
⇒ Erhöhung des Fremdkapitals. 
⇒ Verschlechterung der Kreditfä-

higkeit, sofern kurze Kündi-
gungsfristen vereinbart sind. 

⇒ Liquiditätsentzug bei Rückzah-
lung der Einlagen. 

⇒ Liquiditätseffekte durch Steuer-
ersparnis/erhöhte -schuld. 

• Arbeitnehmer behält Arbeitnehmer-
status: 
⇒ Gewinnanteile stellen Betriebs-

ausgabe dar, die die Einkom-
mensteuerschuld mindert. 

⇒ Gewinnanteile werden dem Ge-
werbeertrag zugerechnet, so 
dass sich die Gewerbeer-
tragsteuer erhöht. 

• Arbeitnehmer behält Arbeitnehmer-
status: 
⇒ Keine einkommensteuer- und 

sozialversicherungsrechtliche 
Auswirkungen, jedoch fällt Kapi-
talertragsteuer für den Gewinn-
anteil an. 

⇒ Gewinnanteile sind Einkünfte 
aus Kapitalvermögen, die ent-
sprechend zu versteuern sind. 

• Arbeitnehmer behält Arbeitnehmer-
status, vergünstigte Überlassung 
der Anteile: 
⇒ Differenz zwischen tatsächli-

chem Wert des Geschäftsanteils 
und Zahlbetrag stellt Arbeitslohn 
dar, der der Steuer- und Sozial-
versicherungspflicht unterliegt. 

⇒ Keine einkommensteuer- und 
sozialversicherungsrechtliche 
Auswirkungen, jedoch fällt Kapi-
talertragsteuer für den Gewinn-
anteil an. 

⇒ Gewinnanteile sind Einkünfte 
aus Kapitalvermögen, die ent-
sprechend zu versteuern sind. 

Fortsetzung 

 



Fortsetzung Anhang-Tabelle 1 

 Unternehmen Arbeitnehmer 

Beteiligungsform Finanzwirtschaftlich Steuerlich  

Mitarbeitdarlehen ⇒ Erhöhung des Fremdkapitals. 

⇒ Verschlechterung der Kreditfähig-
keit. 

⇒ Liquiditätseffekte aufgrund Steuer-
ersparnis. 

⇒ Kapitalzinsen stellen Betriebsaus-
gaben dar, die die Einkomensteu-
erschuld verringern. 

⇒ Kapitalzinsen werden zu 50 % dem 
Gewerbeertrag zugerechnet, so 
dass sich die Gewerbeertragsteuer 
erhöht. 

⇒ Keine steuer- und sozialversiche-
rungsrechtliche Auswirkungen. 

⇒ Zinserträge sind Einkünfte aus 
Kapitalvermögen, die entsprechend 
zu versteuern sind. 

Fortsetzung 

 

 



Fortsetzung Anhang-Tabelle 1 

 Unternehmen Arbeitnehmer 

Beteiligungsform Finanzwirtschaftlich Steuerlich  
Aktienoptionen • Bedingte Kapitalerhöhung / Einräu-

mung der Option: 
⇒ Keine Erhöhung des Eigenkapitals. 
⇒ Keine Liquiditätseffekte durch 

Steuerersparnis. 
• Bedingte Kapitalerhöhung / Ausübung 

der Option: 
⇒ Erhöhung des Eigenkapitals. 
⇒ Verbesserung der Kreditfähigkeit. 
⇒ Keine Liquiditätseffekte durch 

Steuerersparnis. 
• Erwerb eigener Aktien / Einräumung 

der Option: 
⇒ Keine Erhöhung des Eigenkapitals, 

vielmehr Abfluss liquider Mittel. 
⇒ Liquiditätserhöhung durch Steuer-

ersparnis. 
• Erwerb eigener Aktien / Ausübung der 

Option: 
⇒ Keine Erhöhung des Eigenkapitals, 

jedoch Zufluss zuvor abgeflossener 
Mittel. 

⇒ Liquiditätserhöhung durch Steuer-
ersparnis. 

• Bedingte Kapitalerhöhung / Ein-
räumung der Option: 
⇒ Keine Steuerersparnis, da 

noch kein Personalaufwand 
entsteht. 

• Bedingte Kapitalerhöhung / Aus-
übung der Option: 
⇒ Keine Steuerersparnis, da die 

ggf. anfallende Differenz zwi-
schen Börsenkurs und Be-
zugspreis keine abzugsfähige 
Betriebsausgabe darstellt. 

• Erwerb eigener Aktien / Einräu-
mung der Option: 
⇒ Rückstellungen für ungewisse 

Verbindlichkeiten mindern den 
steuerlichen Gewinn. 

• Erwerb eigener Aktien / Ausübung 
der Option: 
⇒ Körperschaft- und Gewerbeer-

tragsteuerersparnis, wenn die 
Aktien vergünstigt abgegeben 
werden. 

• Einräumung der Option: 
⇒ Differenz zwischen Wert der 

Option und Bezugspreis der 
Option stellt Arbeitslohn dar, 
der der Steuer- und Sozialver-
sicherungspflicht unterliegt. 

⇒ Differenz zwischen Aktienkurs 
und Bezugspreis der Option 
(Ausübungsgewinn) ist steuer-
frei, sofern die Spekulationsfrist 
von einem Jahr eingehalten 
wird). 

⇒ Dividenden sind Einkünfte aus 
Kapitalvermögen, die entspre-
chend zu versteuern sind. 

• Ausübung der Option: 
⇒ Differenz zwischen Börsenkurs 

und Bezugspreis stellt Arbeits-
lohn dar, der der Steuer- und 
Sozialversicherungspflicht un-
terliegt. 

⇒ Dividenden sind Einkünfte aus 
Kapitalvermögen, die entspre-
chend zu versteuern sind. 

Quelle: Eigene Erstellung. 

 



 135

 

 

 

 

 

 

 

 

Anhang 2: 
Dokumentation der Fallbeispiele 
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1. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Maschinenbau/ Pumpen 
Beschäftigte 60 
Gründungsjahr 1969 
Rechtsform GmbH 
Tarifbindung Nein 
Betriebsrat Ja 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1998 
Beteiligungssystem Stimmrechtslose Genussrechte mit Verlustbeteiligung
Berechtigte für eine Partizipation Alle Beschäftigten im Unternehmen 
Anzahl der Partizipierenden 45 
Beteiligungskriterien Sind für alle Mitarbeiter gleich 
Kapitalaufbringung Durch Zahlung der Mitarbeiter und Zuzahlung des 

Unternehmens 
Nutzung der staatlichen Förderung Ja 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung Unternehmensführung und Betriebsrat 
Gründe für die Einführung Unternehmenskultur ist darauf ausgerichtet, gute 

Leistungen zu honorieren. 
Die verfolgten Ziele Verbreiterung der Kapitalbasis, stärkere Identifikation 

der Mitarbeiter mit dem Unternehmen, Mitverantwor-
tung und Motivation, Hilfe bei Vermögensaufbau. 

Vorgehensweise bei der Einführung Präsentation des Konzepts in der Betriebsversamm-
lung und Empfehlung durch den Betriebsrat. Externe 
Beratung. 

Art der Einführung Betriebsvereinbarung 
Schwierigkeiten Keine 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Vollständig 
Erreichte Ziele im einzelnen Verbreiterung der Kapitalbasis, stärkere Identifikation 

der Mitarbeiter, Hilfe beim Vermögensaufbau, Aus-
richtung der Mitarbeiter an den Unternehmenszielen. 

Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Keine direkten. Aber es scheint nicht erreichbar, dass 
sich alle Mitarbeiter beteiligen, obwohl dies von der 
Geschäftsführung sehr begrüßt würde. 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Da es hinsichtlich der Gestaltung von Genussrechten weitgehend keine gesetzlichen 
Regelungen gibt, kann die Beteiligung durch Genussrechte auf die speziellen Be-
dürfnisse des Unternehmens zugeschnitten werden. Die stimmrechtslose Form wur-
de gewählt, um die Unternehmensführung nicht zu lähmen. Als Entschädigung für 
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das nicht vorhandene Stimmrecht wird - wie bei stimmrechtslosen Aktien - eine er-
höhte Verzinsung geleistet, die aufgrund des Sparfreibetrages meist steuerfrei bleibt. 

Am Ende eines Geschäftsjahres unterbreitet die Geschäftsleitung das Angebot, Ge-
nussrechte zu kaufen, die verzinst werden. Das Unternehmen bezuschusst gemäß  
§ 19a Einkommensteuergesetz diese Anteile mit DM 300,- steuerfrei. Damit der steu-
erfreie Zuschuss gezahlt werden kann, muss das Kapital mit einer Sperrfrist von min-
destens sechs Jahren eingezahlt werden. Dies ist auch aus der Sicht der Unterneh-
mensleitung gewünscht, weil es dadurch Planungssicherheit hat und mit dem Kapital 
langfristig wirtschaften kann. Liquiditätsschwache Mitarbeiter können, wenn sie 
möchten, von dem Unternehmen ein Darlehen erhalten, um Genussrechte zu erwer-
ben. 

In diesem Unternehmen nimmt das Kapital auch am Verlust teil, sonst zählt es bilanz-
technisch nicht als Eigenkapital. Der Verlustanteil ist in diesem Fall auf den steuerfrei 
gewährten Zuschuss begrenzt, so dass für den Arbeitnehmer Kapitalschutz besteht - 
außer im Konkursfall. Der Vorteil dieser Regelung ist, dass das Unternehmen das 
eingezahlte Kapital als Eigenkapital in der Bilanz ausweisen kann und so die Kredit-
würdigkeit gegenüber den Banken steigern kann. 

Die Altersvorsorge als Ziel der Beteiligung ist bewusst nicht gewollt, weil das Risiko 
zu hoch sei und es bessere Möglichkeiten für die Altervorsorge am Markt gebe. Die 
Hilfe beim Vermögensaufbau wird dagegen als ausdrückliches Ziel bezeichnet. Die 
Mitarbeiterfluktuation ist in diesem Unternehmen gewollt. Nach Auskunft der Ge-
schäftsführung bleiben durch die Mitarbeiterfluktuation nur Mitarbeiter im Unterneh-
men, die sich mit dem Unternehmen, den Unternehmenszielen und dem Beteili-
gungsmodell wirklich identifizieren. 

Inzwischen ist das Instrument ausgebaut worden. Mittlerweile werden auch Jahres- 
oder Erfolgsprämien in Form von Genussrechten ausgezahlt. Der Vorteil für den Mit-
arbeiter ist, dass er auch in den Folgejahren noch einen "Genuss" aus der einmal 
erhaltenen Prämie in Form von Zinsen hat, während das Unternehmen durch diese 
Prämienform seine Liquidität schont. 

Aus Sicht der Geschäftsleitung sind für den Erfolg der Mitarbeiterbeteiligung Trans-
parenz, Offenheit und Vertrauen notwendig. Aus diesem Grund setzen sich die Ge-
schäftsleitung und der Betriebsrat einmal im Monat zusammen, um über die Perso-
nalpolitik und alle aktuellen Fragen zu diskutieren. Die sich daraus ergebenden Ent-
scheidungen werden in Übereinstimmung getroffen und durchgeführt. 

Seit Einführung des Beteiligungsmodells werden die aktuellen Geschäftszahlen am 
Schwarzen Brett ausgehängt. Ein Erfolg wird darin gesehen, dass sich die Mitarbeiter 
nun für die wirtschaftlichen Zusammenhänge wie Umsatzrendite, Lohn- und Material-
quoten beschäftigen, da es nun auch ihr Unternehmen geworden ist. Dies hat unter 
anderem auch die Bereitschaft zu maßvollen Lohnabschlüssen bewirkt. 
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2. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Solar- und Heizungstechnik 
Beschäftigte 95 
Gründungsjahr 1988 
Rechtsform GmbH & Co KG 
Tarifbindung Nein 
Betriebsrat Nein 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1988 
Beteiligungssystem GmbH-Beteiligung 
Berechtigte für eine Partizipation Alle Mitarbeiter, außer Saisonarbeitskräfte und befris-

tet Beschäftigte 
Anzahl der Partizipierenden 31 Mitarbeiter, 42 sind in einer Warteschleife 
Beteiligung der Mitarbeiter am Ei-
genkapital 

100 %, das Unternehmen gehört den Kommanditisten

Beteiligungskriterien Sind für alle Mitarbeiter gleich 
Kapitalaufbringung Zahlung durch die Mitarbeiter 
Nutzung der staatlichen Förderung Nein 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung Ermöglichen eines gleichberechtigten Arbeitens ohne 

Hierarchien 
Die verfolgten Ziele Gleichberechtigung, verantwortungsvolles unterneh-

merisches Denken fördern 
Vorgehensweise bei der Einführung Als gleichberechtigtes Team von 5 Mitarbeitern ein-

geführt, externe Beratung. 
Art der Einführung Mit der Gründung eingeführt durch Abschluss indivi-

dueller Arbeitsverträge 
Schwierigkeiten Keine 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Vollständig 
Erreichte Ziele Gleichberechtigtes Arbeiten, Unternehmerische Mit-

verantwortung, stärkere Identifikation der Mitarbeiter 
mit dem Unternehmen 

Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Es ist schwierig, Fachkräfte zu finden. Unterneh-
menswachstum erfordert formale Strukturen 

Kommentar der Geschäftsführung In unserem Unternehmen sind nur Mitarbeiter, die 
sich vollständig mit unserem System identifizieren 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Bei diesem Unternehmen handelt es sich um ein selbstverwaltetes Industrieunterneh-
men, das zu 100 % mitarbeiterfinanziert und -bestimmt arbeitet. Alle Gesellschafter 
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verfügen über den gleichen Kapitalanteil und das gleiche Stimmrecht. Die Gesell-
schafterversammlung ist das höchste Entscheidungsgremium. Die Geschäftsführung 
ist ein von der Gesellschafterversammlung gewähltes Gremium. Alle langfristig Be-
schäftigten müssen Gesellschafter sein. Alle Gesellschafter verfügen über die gleiche 
Lohnstruktur. 

Im Unternehmen werden von niemandem Weisungen - auch nicht vom gewählten 
Geschäftsführer - erteilt. Jeder Mitarbeiter trägt eine hohe Verantwortung, es gibt fla-
che Hierarchien. Nach Ansicht des Geschäftsführers ist Überzeugen anstatt Weisun-
gen erteilen das Kernelement der Unternehmensführung. Nur so könne man die Mit-
arbeiter wirklich für sich gewinnen. Allerdings sei es immer eine Gratwanderung bzw. 
die Suche nach dem richtigen Maß. 

In Kollegengesprächen werden die persönlichen Ziele und Perspektiven der Mitarbei-
ter mit der Geschäftsführung besprochen. Es werden individuelle Zielvereinbarungen 
getroffen, um Mitarbeitern genügend Freiraum für private Belange zu geben und 
gleichzeitig mit Blick auf die Unternehmensziele planen zu können. 

Für die Beschlussfassung in der Gesellschafterversammlung wird eine Mehrheit von 
75 % benötigt. Nach Auskunft der Geschäftsführung ist die Entscheidungsfindung 
daher oft langwierig und unter Umständen auch schwierig. Andererseits bietet sie 
nach ihrer Ansicht den Vorteil, dass wenn eine Entscheidung getroffen wurde, diese 
auch von allen Gesellschaftern mitgetragen wird und daher sehr stabil ist und dies 
nicht nur bei guter Unternehmenslage. 

Neue Mitarbeiter sind, wenn sie eingestellt werden, zunächst einmal für zwei Jahre 
im Angestelltenverhältnis, um das Unternehmen kennen lernen zu können. Im dritten 
Jahr der Betriebszugehörigkeit dürfen sie an den Gesellschafterversammlungen teil-
nehmen, allerdings haben sie dann noch kein Stimmrecht. Dieses Prozedere erklärt, 
warum 31 Mitarbeiter beteiligt sind und sich 42 in einer Warteschleife befinden. Sai-
sonarbeitskräfte und kurzfristig Beschäftigte werden nicht beteiligt. Nach drei Jahren 
entscheidet die Gesellschafterversammlung, ob der Anwärter in den Kreis der Ge-
sellschafter aufgenommen wird. Bei Aufnahme leistet der Anwärter als neuer Gesell-
schafter eine Kapitaleinlage in Höhe von 12.000 DM, von der 25 % sofort eingezahlt 
werden müssen. Bei Ausscheiden aus dem Unternehmen wird einem Mitarbeiter die 
Einlage verzinst ausgezahlt. 

Der finanzielle Anreiz, in diesem Unternehmen zu arbeiten, ist nach Auskunft des 
Geschäftsführers gering, da alle Mitarbeiter zunächst einmal den gleichen Grundlohn 
erhalten. Aus diesem Grund sieht sich dieses Unternehmen mit Fachkräftemangel 
konfrontiert. Es sei schwierig, erfahrene Mitarbeiter zu den im Unternehmen gelten-
den Konditionen zu bekommen. Für neue Mitarbeiter sei es des weiteren ungewohnt, 
keine Anweisungen zu erhalten. Die individuelle Handlungsfreiheit jedes einzelnen 
Mitarbeiters befremdet neue Mitarbeiter und nicht jeder ist für ein solches Umdenken 
geeignet. Andererseits ist die Mitarbeiterfluktuation bei den Mitarbeitern, die sich mit 
den Unternehmenszielen identifizieren, sehr gering. Da dieses Unternehmen sehr 
viel Wert nicht nur auf die fachliche, sondern auch auf die soziale Kompetenz der 
Mitarbeiter legt, gestaltet sich die Suche nach Nachwuchskräften ebenfalls schwierig. 
Andererseits bildet das Unternehmen selbst aus. 



 141

Durch das Wachstum des Unternehmens und die steigende Mitarbeiterzahl werden 
die Ansprüche an das Mitarbeiterbeteiligungsmodell immer höher. Die Informations-
wege werden länger. Auf Zuruf funktioniert die Informationsübermittlung nicht mehr. 
Für die informelle Kommunikation ist das Unternehmen zu groß geworden. Inzwi-
schen müssen Teamleiterbesprechungen einberufen werden. Derzeit wird über die 
Weiterentwicklung des Modells nachgedacht. 

Die Grundidee bei der Entlohnung besteht darin, dass jede Arbeit im Unternehmen 
ein Baustein für den Gesamterfolg des Unternehmens darstellt und daher gleich 
wichtig ist. Aus diesem Grund erhalten alle Mitarbeiter bzw. Gesellschafter den glei-
chen Basislohn, der um Zuschlagspauschalen ergänzt wird. Dies gilt auch für die Ge-
schäftsführer. Zulagen werden in Form einer Geschäftsführerzulage, Zuschläge für 
Kinder, für Qualifikationen, für die Dauer der Betriebszugehörigkeit und Verantwor-
tungsübernahme geleistet. Der Basislohn wird jährlich um 2,5 % erhöht als Anerken-
nung für steigende Verantwortung und Erfahrungszulage. Die Erhöhung des Basis-
lohns wird jeweils durch die Gesellschafterversammlung beschlossen. Sie richtet sich 
nach der wirtschaftlichen Situation des Unternehmens. 
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3. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Druckerei 
Beschäftigte 180 
Gründungsjahr 1828 
Rechtsform GmbH & Co KG 
Tarifbindung Flächentarifvertrag 
Betriebsrat Ja 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1988 
Beteiligungssystem Stille Beteiligung über die Mitarbeiterbeteiligungs-

GmbH, Es besteht eine Kapitalbindung für sechs Jah-
re mit einer Kündigungsfrist von einen halben Jahr. 

Berechtigte für eine Partizipation Alle Mitarbeiter mit festen Arbeitsverträgen und einem 
Jahr Betriebszugehörigkeit sowie Teilzeitbeschäftigte 
mit mehr als 20 Wochenstunden. 

Anzahl der Partizipierenden 127 
Beteiligung der Mitarbeiter am Ei-
genkapital 

67 % 

Beteiligungskriterien Sind für alle Mitarbeiter gleich 
Kapitalaufbringung Verwendung der VL, Zahlungen der Mitarbeiter und 

des Unternehmens 
Nutzung der staatlichen Förderung Ja 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung Ausschlaggegend war der Wunsch, Mitarbeiter zu 

Mitunternehmern zu machen. 
Die verfolgten Ziele Verbreiterung der Kapitalbasis, stärkere Identifikation 

der Mitarbeiter, Förderung der unternehmerischen 
Mitverantwortung, Motivation der Mitarbeiter, Ausrich-
tung der Mitarbeiter an den Unternehmenszielen. 

Vorgehensweise bei der Einführung Bildung einer Arbeitsgruppe, Zusammenarbeit mit 
Betriebsrat, Inanspruchnahme von externen Beratern 
sowie rechtlicher Beratung mit anschließender Infor-
mationsversammlung für die Mitarbeiter. Permanente 
Modellpflege. 

Art der Einführung Gesellschaftsvertrag 
Schwierigkeiten bei der Einführung Keine 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Vollständig. Messbar am Unternehmenserfolg und 

der hohen Akzeptanz der Beteiligung 
Erreichte Ziele Verbreiterung der Kapitalbasis, Motivation, stärkere 

Identifikation, geringer Krankenstand, Hilfe beim 
Vermögensaufbau, Ausrichtung der Mitarbeiter an 
Unternehmenszielen. Bereitschaft zu permanentem 
Wandel. 

 



 143

Fortsetzung 3. Fallbeispiel 

Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Wechselhafte politische Entscheidungen, die unter-
nehmerisches Planen erschweren. Einbindung der 
MAB in Tarifverträge versus Wahrung der Individuali-
tät des Unternehmens ist schwierig. Die Verknüpfung 
der Mitarbeiterbeteiligung und der Alterversorgung ist 
nicht sinnvoll, weil zu risikobehaftet. 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Ja, solange die Mitarbeiterbeteiligung nicht tarifpoli-
tisch verordnet bzw. reglementiert wird. 
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4. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Unternehmensberatung 
Beschäftigte 18 
Gründungsjahr 1946 
Rechtsform GmbH & Co KG 
Tarifbindung Nein 
Betriebsrat Nein 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1997 
Beteiligungssystem Erfolgsbeteiligung nach individueller Leistung und 

nach dem Betriebsergebnis 
Berechtigte für eine Partizipation Alle Mitarbeiter partizipieren am Betriebsergebnis; ein 

breiter Mitarbeiterkreis nach individuellen Leistungen 
Beteiligung der Mitarbeiter am Ei-
genkapital 

Noch nicht, wird zur Zeit geplant 

Beteiligungskriterien Sind für alle Mitarbeiter innerhalb der Gruppen gleich 
Nutzung der staatlichen Förderung Nein 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung Als Leistungsanreiz  
Die verfolgten Ziele Ausrichtung der Mitarbeiter an den Unternehmenszie-

len, stärkere Identifikation und Förderung der unter-
nehmerischen Mitverantwortung 

Vorgehensweise bei der Einführung Vorherige externe Beratung, Führung von Einzelge-
sprächen mit Mitarbeitern 

Art der Einführung Arbeitsvertrag 
Schwierigkeiten bei der Einführung Ja, vereinzelt, da die Einführung mit der Absenkung 

des Grundgehalts verbunden war 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Teilweise, da die individuelle Mentalität der Mitarbei-

ter in Einzelfällen nicht mit dem Gedanken der Mitar-
beiterbeteiligung korrespondiert 

Erreichte Ziele Stärkere Identifikation der Mitarbeiter mit dem Unter-
nehmen, Ausrichtung an den Unternehmenszielen, 
größere Mitverantwortung 

Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Der Geschäftsführer sieht eine Gefahr hinsichtlich 
des Egoismus bei Mitarbeitern 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung bei gleichzeitiger Weiterentwicklung zur 
Kapitalbeteiligung 
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5. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Ingenieurdienstleistungen 
Beschäftigte 28 
Gründungsjahr 1973 
Rechtsform GmbH 
Tarifbindung Nein 
Betriebsrat Nein 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1986 
Beteiligungssystem 1. GmbH-Beteiligung, 2. Gewinnbeteiligung 
Berechtigte für eine Partizipation Über GmbH-Anteile verfügen nur die fünf Führungs-

kräfte; am Gewinn sind alle Mitarbeiter beteiligt 
Beteiligte Mitarbeiter am Eigenkapi-
tal 

5 Mitarbeiter sind mit insgesamt 19 % am Eigenkapi-
tal beteiligt. 

Beteiligungskriterien Sind für alle Mitarbeiter innerhalb der beschriebenen 
Gruppen gleich. 

Kapitalaufbringung Durch Zahlung der Mitarbeiter 
Nutzung der staatlichen Förderung Nein 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung GmbH-Beteiligung: Bindung von Leistungsträgern, 

Verteilung von Verantwortung auf mehrere Schultern, 
Erhöhung des Stammkapitals, Regelung der Nachfol-
ge, Verbesserung der Durchsetzbarkeit unpopulärer 
Entscheidungen. 
Gewinnbeteiligung: Minimierung der Fehlerkosten, 
Belohnung guter Leistung, Bindung der Leistungsträ-
ger an das Unternehmen, Verbesserung der Liquidi-
tät, Förderung des Engagements der Mitarbeiter. 

Vorgehensweise bei der Einführung Workshop für Mitarbeiter, Auswertung der Ergebnisse 
mit einem externen Moderator. Vorlegen einer Mo-
dellskizze. Dann Einzelgespräche mit den Mitarbei-
tern, Klärung der Bedingungen und Beteiligungsan-
gebot an die Mitarbeiter 

Art der Einführung Betriebsvereinbarung 
Schwierigkeiten bei der Einführung Keine 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Vollständig 
Erreichte Ziele im einzelnen Bindung von Leistungsträgern, Durchsetzbarkeit un-

populärer Entscheidungen, Verteilung der Verantwor-
tung auf mehrere Schultern. 

Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Erhöhter Verwaltungsaufwand, Fluktuation bei Leis-
tungsträgern ist bei persönlichen Motiven nicht zu 
verhindern. Vom erwirtschafteten Gewinn verbleibt 
zur Verteilung an die Gesellschafter nur ein geringer 
Teil, Hauptnutznießer ist das Finanzamt 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 
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Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Die Freude an der Arbeit ist die Grundvoraussetzung für die Bereitschaft zur Mehr-
leistung. Daraus resultiert erst der Nutzen. Was bei Mitarbeitern Freude erzeugt, sind 
Anerkennung der Arbeitsleistung, eine Profilierungsmöglichkeit durch gute Leistun-
gen, die Beteiligung am Erfolg. 

Eine unabdingbare Voraussetzung für den Erfolg der Mitarbeiterbeteiligung sei die 
Bereitschaft des Inhabers des Unternehmens, mit der Einführung des Beteiligungs-
systems eine entsprechende Unternehmenskultur einzuführen und diese Kultur auch 
wirklich zu wollen und zu leben. Des weiteren müssen die Mitarbeiter zueinander 
passen (die Chemie muss stimmen). Das Unternehmen muss zum Zeitpunkt der Ein-
führung positive Zukunftsaussichten haben. Für den dauerhaften Erfolg der Mitarbei-
terbeteiligung sei es unabdingbar, dass die durch die Einführung eines Modells ge-
schaffene Partnerschaft auch wirklich gelebt wird. Nur in diesem Falle stehe der Nut-
zen für beide Seiten über dem Aufwand. 

Für den Erfolg der Einführung der Mitarbeiterbeteiligung sei es wichtig, dass sie lang-
sam und behutsam eingeleitet und durchgeführt wird. So nehme zwar die Umsetzung 
in kleinen Schritten unter Umständen viel Zeit in Anspruch, aber sie ermögliche dem 
Mitarbeiter, die Umstellung innerlich zu verfolgen und sich darauf einzustellen. Des 
weiteren sei es wichtig, dass ein ständiger Abgleich nach erfolgter Einführung zwi-
schen Geschäftsleitung und Mitarbeitern erfolgt. Die Erkenntnisse dieses Austau-
sches müssten dann in Korrekturen des Modells umgesetzt werden. 

Voraussetzung für den Erfolg sei des weiteren, dass das Unternehmen positive Er-
tragsaussichten hat, eine Beteiligung am Gewinn also realistisch ist. Der zu vertei-
lende Gewinn müsse durch die Offenlegung der Ertragssituation durchschaubar dar-
gelegt werden. Auch eine erfolgsorientierte Beteiligung müsse aufgrund gewonnener 
Erfahrungen damit einer kritischen Überprüfung unterzogen werden. 

Nach Erfahrung des Geschäftsführers ist festzustellen, dass bei einem hohen Niveau 
der Grundgehälter der Wirkungsgrad der Gewinnbeteiligung aus dem Verzicht auf 
freiwillige Leistungen nicht oder noch zu gering sichtbar wird. Bei schlechter Ertrags-
lage wird das Vertrauen der Mitarbeiter in Gewinnbeteiligungen nicht sonderlich ge-
stärkt. Bei kritischen Ertragssituationen besteht mangels Aussicht auf eine Beteili-
gung eher die Gefahr der Demotivation der Mitarbeiter. Aufmuntert in solchen Zeiten 
wirkt jedoch, wenn die Informationen zur wirtschaftlichen Situation regelmäßig erfolgt 
und nicht nur dann, wenn die Geschäftsleitung Einsparungsmaßnahmen damit be-
gründen will. 

Die Gewinnbeteiligung führe zu einer Entlastung von Fix-Kosten durch den Wegfall 
freiwilliger Leistungen, die Mitarbeiter sind engagierter, die Fehlerkosten werden re-
duziert und es bestehe ein Besteuerungsvorteil durch die Gewinnabschöpfung am 
Finanzamt vorbei. Nachteile sieht der Inhaber bei der Gewinnbeteiligung hinsichtlich 
des erhöhten Verwaltungsaufwandes. 

Nach Ansicht des Inhabers sind Modelle einer Mitarbeiterbeteiligung nicht beliebig 
kopierbar, sondern sie müssen als Maßanzüge auf jedes Unternehmen und deren 
Mitarbeiter zugeschnitten werden. Zudem sei zu berücksichtigen, dass sich durch 
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den Generationswechsel unter den Mitarbeitern die Einstellung zum Beruf, ihren An-
sprüchen an das berufliche Umfeld und die Erwartungshaltung, sich selbst zu entfal-
ten, deutlich von der älteren Generation unterscheidet. Die jüngeren Mitarbeiter inte-
ressierten sich weniger für Arbeitsschutz, Tarifrecht und Betriebsverfassungsgesetz, 
sondern für das Zusammengehörigkeitsgefühl im Sinne eines Teams, bei dem der 
Chef mitmacht und bei Überstunden Pizza für alle kommen lässt. 

Der Geschäftsführer resümiert, dass es Zeit sei, dass die motivierende Wirkung der 
Mitarbeiterbeteiligung als unternehmerische Notwendigkeit begriffen wird. 
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6. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche IT Sicherheit 
Beschäftigte 335 
Gründungsjahr 1983 
Rechtsform AG 
Tarifbindung Nein 
Betriebsrat Nein 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1999 
Beteiligungssystem Stock Options 
Berechtigte für eine Partizipation Alle Mitarbeiter im Unternehmen 
Anzahl der Partizipierenden 336 
Beteiligung am Eigenkapital Keine Angabe 
Beteiligungskriterien Sind für alle Mitarbeiter gleich 
Kapitalaufbringung Zahlung der Mitarbeiter und Zahlung des Unterneh-

mens 
Nutzung der staatlichen Förderung Nein 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung Siehe Ziele 
Die verfolgten Ziele Motivation der Mitarbeiter, Förderung des unterneh-

merischen Denkens, Senken der Mitarbeiterfluktuati-
on 

Vorgehensweise bei der Einführung Vorstellung des Stock Option Programms in einer 
Mitarbeiterversammlung, Erklärung der Funktions-
weise, externe Beratung 

Art der Einführung Individuelle Arbeitsverträge 
Schwierigkeiten bei der Einführung Keine 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Nur teilweise, wegen dem Absturz an den Aktien-

märkten. Es besteht Unsicherheit, ob die Stock Opti-
ons etwas wert sind. 

Erreichte Ziele im einzelnen Verringerung der Mitarbeiterfluktuation, stärkere Iden-
tifikation der Mitarbeiter und unternehmerische Mit-
verantwortung sowie Motivation der Mitarbeiter. 

Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Die Entwicklung an den Aktienmärkten. 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Die Einführung eines Betriebsrates wurde von den Mitarbeitern abgelehnt mit der 
Begründung, dass dieses Instrument nicht mehr zeitgemäß sei und daher für ein mo-
dernes Unternehmen unpassend sei. Angesichts des starken Wachstums des Unter-
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nehmens und der Dynamik der damit verbundenen Veränderungen im Unternehmen 
war man der Meinung, dass es eine Verbindungsstelle zwischen Geschäftsführung 
und Mitarbeitern geben müsse, da die Kommunikationswege immer länger wurden. 
Den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechend wurde aus diesem Grund das 
Berufsbild des Unternehmensphilosophen geschaffen, der in diesem Unternehmen 
der erste in Deutschland ist und den Kommunikationsfluss sicherstellt und das 
menschliche Miteinander in diesem Unternehmen prägt und als Vermittlungsinstanz 
fungiert. Die Entscheidung für den Philosophen wird damit begründet, dass er kein 
Spezialist mit eingeengter Perspektive ist, der alles andere ausblendet, sondern er 
vereint unterschiedliche Aspekte zu einem Gesamtbild. 

In Bezug auf die Mitarbeiterbeteiligung konnten alle Mitarbeiter Aktien zeichnen. Da 
viele junge Mitarbeiter das erforderliche Geld dafür nicht aufbringen konnten, hat sich 
das Unternehmen bei der Bank verbürgt, so dass die Mitarbeiter das Geld dort auf-
nehmen konnten. 

Den Erfolg der Mitarbeiterbeteiligung sieht die Geschäftsführung in der Zufriedenheit 
der Mitarbeiter, die sich jedoch nicht auf ein hohes Einkommen als Hauptanliegen 
gründet, sondern auf eine harmonische Arbeitsatmosphäre mit viel kreativen Frei-
raum. 
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7. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Stanzwerkzeuge 
Beschäftigte 80 
Gründungsjahr 1948 
Rechtsform GmbH 
Tarifbindung Zum Teil Firmentarifvertrag, ansonsten Betriebsver-

einbarungen. 
Betriebsrat Ja 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung besteht seit 1991 
Beteiligungssystem Stille Beteiligung über Einzelarbeitsverträge. 
Berechtigte für eine Partizipation  Alle Beschäftigten außer Auszubildende, Vorausset-

zung: zweijährige Betriebszugehörigkeit 
Anzahl der Partizipierenden 50 Mitarbeiter 
Beteiligung am Eigenkapital Keine Angabe 
Beteiligungskriterien Sind für alle Mitarbeiter gleich 
Kapitalaufbringung Verwendung der VL bei allen Mitarbeitern, zusätzlich 

freiwillige Zuzahlung der Mitarbeiter, Zuzahlung des 
Unternehmens 

Nutzung der staatlichen Förderung Ja 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung zur Einführung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung Motivation, Bindung der Mitarbeiter an das Unter-

nehmen und Nutzung des Kapitals im Unternehmen 
Die verfolgten Ziele Förderung der unternehmerischen Mitverantwortung 

der Mitarbeiter, stärkere Identifikation der Mitarbeiter, 
Hilfe beim Vermögensaufbau, Motivation 

Vorgehensweise bei der Einführung Mit dem Betriebsrat ein Modell überlegt und externe 
Beratung hinzugezogen. Danach ein Modell in allen 
Einzelheiten ausformuliert, Veranstaltungen zur Auf-
klärung durchgeführt und dann jedem Mitarbeiter 
individuell ein Angebot gemacht. Der Prozess wurde 
durchgehend von externen Beratern begleitet. 

Art der Einführung Individuelle Arbeitsverträge 
Schwierigkeiten bei der Einführung Keine 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Teilweise, weil die Individualität eines Menschen sich 

durch ein Mitarbeiterbeteiligungsmodell nicht ändert. 
Es denkt auch dann noch nicht jeder mit. Individuelles 
Verhalten einzelner kann Zielen des Modells zuwider-
laufen. 

Erreichte Ziele im einzelnen Verbreiterung der Kapitalbasis, stärkere Identifikation 
der Mitarbeiter mit dem Unternehmen, Hilfe beim 
Vermögensaufbau. 

Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Keine 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 
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Kommentierung durch die Geschäftsführung 

In Bezug auf die Mitarbeiterfluktuation wird festgestellt, dass diese gar nicht mehr 
vorhanden ist. Dies wird darauf zurückgeführt, dass Neueinstellungen befristet vor-
genommen werden und vor Ablauf der Zeit der Meister und der Betriebsrat konsultiert 
werden, ob der Mitarbeiter zum Unternehmen passt. Fest angestellte Mitarbeiter bil-
den daher eine recht homogene Gruppe, bei der die "Chemie" stimmt. Das Denken 
ist gleichgerichtet. 

Nach Ansicht der Geschäftsführung besteht politischer Handlungsbedarf hinsichtlich 
der Versicherung der Beteiligung von Mitarbeitern. Für den Fall, dass ein Unterneh-
men finanziell am Ende ist, sollte das von den Mitarbeitern eingebrachte Geld nicht 
analog verloren gehen. Dieser Geschäftsführer würde aus Rücksicht auf seine Mitar-
beiter gerne eine Versicherung für die stille Beteiligung seiner Mitarbeiter einführen, 
konnte am Markt aber keine entsprechende Möglichkeit finden. Das Modell ist so an-
gelegt, dass die Beteiligung bis zum Renteneintritt eines Mitarbeiters im Unterneh-
men verbleibt und dann anschließend zusätzlich zur Rente ausgezahlt wird. Diese 
Vereinbarung wurde zusammen mit dem Betriebsrat getroffen. 
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8. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche IT Dienstleister 
Beschäftigte 18 
Gründungsjahr 1993 
Rechtsform Eingetragene Genossenschaft im Zuge eines MBO 

gewählt 
Tarifbindung Nein 
Betriebsrat Nein 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1993 
Beteiligungssystem Genossenschaftsanteile mit breiter Streuung unter 

den Mitarbeitern hinsichtlich der Höhe der Anteile 
Berechtigte für eine Partizipation  Alle Mitarbeiter 
Kreis der Partizipierenden 15 
Beteiligungskriterien Sind für alle Mitarbeiter gleich, jeder zeichnet mindes-

tens 5 Anteile, darüber hinaus kann jeder aufstocken 
wie er möchte. 

Kapitalaufbringung Zahlung der Mitarbeiter und Zuschuss des Unter-
nehmens 

Nutzung der staatlichen Förderung Ja 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung für die Einführung Anliegen: Weiterführen des Unternehmens durch die 

Mitarbeiter, sie haben ein partnerschaftliches Mitein-
ander angestrebt. 

Schwierigkeiten bei der Einführung Die Mitarbeiterbeteiligungsmodelle sind sehr kompli-
ziert und pflegeaufwendig. Das Unternehmen hat mit 
der Wahl der Genossenschaft ein eigenes Modell 
gewählt. 

Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung der Rechtsform 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Das Unternehmen stand 1993 vor der Schließung. Die Mitarbeiter haben im Zuge 
eines MBO das Unternehmen übernommen und die Rechtsform einer Genossen-
schaft gewählt. Der Genossenschaftsverband berät das Unternehmen in allen Fra-
gen und macht auch den Jahresabschluss und überprüft diesen. Dies war aus Sicht 
der Geschäftsführung 1993 ganz entscheidend, da die Mitarbeiter alle Techniker sind 
ohne betriebswirtschaftliche Ausbildung und sie alleine dazu nicht in der Lage wären. 
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9. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Elektrotechnik 
Beschäftigte 9 
Gründungsjahr 1956 
Rechtsform KG 
Tarifbindung Flächentarifvertrag 
Betriebsrat Nein 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1991 
Beteiligungssystem Stille Beteiligung 
Berechtigte für eine Partizipation  Alle Mitarbeiter 
Kreis der Partizipierenden 6 Mitarbeiter 
Beteiligung am Eigenkapital 20 % 
Beteiligungskriterien Sind für alle Mitarbeiter gleich 
Kapitalaufbringung Verwendung der VL, zusätzliche Zahlungen der Mit-

arbeiter und Zahlung des Unternehmens 
Nutzung der staatlichen Förderung Ja 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung für die Einführung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung Siehe Ziele 
Die verfolgten Ziele Stärkere Identifikation der Mitarbeiter, Förderung der 

unternehmerischen Mitverantwortung, Ausrichtung 
der Mitarbeiter an den Unternehmenszielen, Motivati-
on und Hilfe beim Vermögensaufbau 

Vorgehensweise bei der Einführung Bildung eines Partnerschaftsausschusses, der sich 
fast zwei Jahre mit dem Thema befasst hat 

Art der Einführung Betriebsvereinbarung 
Schwierigkeiten bei der Einführung Nein 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Vollständig 
Erreichte Ziele im einzelnen Förderung der Gemeinschaftlichkeit 
Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Nein 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Die Mitarbeiter müssen auch schon vor Einführung der Mitarbeiterbeteiligung moti-
viert sein und sie müssen zusammenpassen. Das Betriebsklima kann nachträglich 
und nachhaltig nicht durch die Mitarbeiterbeteiligung verbessert werden, denn es gibt 
auch einen Gewöhnungseffekt. Wichtig ist, den partnerschaftlichen Gedanken auch 
tatsächlich im Unternehmen zu praktizieren, so dass nicht alleine pekuniäre Vorteile 
da sind, sondern ein wirkliches Miteinander ohne Hierarchien auch zwischen Meis-
tern, Gesellen und Lehrlingen besteht. 
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Die Mitarbeiterbeteiligung kann somit Ausfluss oder logische Folge einer solchen Un-
ternehmenskultur sein, und sie kann auch helfen, neue Unternehmensstrukturen und 
ein neues Denken einzuführen. Letztlich aber muss dies alles gelebt werden. Man 
könne nicht nur so tun, als sei mit der Mitarbeiterbeteiligung jeder Mitarbeiter formal 
gleichberechtigt. Vor diesem Hintergrund ist die Mitarbeiterbeteiligung die sichtbare 
Manifestation einer bestimmten Unternehmensphilosophie, aber nicht notwendiger-
weise ihr Initiator. Sie ist also nicht Ursache, sondern Wirkung oder Folge. 
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10. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Kraftfahrzeuggroßhandel 
Beschäftigte 100 
Gründungsjahr 1990 
Rechtsform GmbH 
Tarifbindung Nein 
Betriebsrat Nein, wir haben einen Partnerschaftsausschuss ge-

bildet. Die Mitarbeiter wollten keinen Betriebsrat. 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1990 
Beteiligungssystem 1990 bis 1994 stille Beteiligung 

Seit 1995 Genussscheinmodell, ein Drittel des Ge-
winns fließt in das Genussscheinmodell, die Mitarbei-
ter sind am Gewinn beteiligt. 

Berechtigte für eine Partizipation Alle Mitarbeiter 
Anzahl der Partizipierenden 80 Mitarbeiter 
Beteiligung am Eigenkapital 35 % 
Beteiligungskriterien Sind für alle Mitarbeiter gleich 
Kapitalaufbringung Verwendung der VL, Zahlung der Mitarbeiter und 

Zahlung des Unternehmens  
Nutzung der staatlichen Förderung Ja 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung zur Einführung Für das Genussscheinmodell: Unternehmensführung 
Gründe für den Wechsel des Mo-
dells 

Mehr Flexibilität beim Zeichnen von Genussscheinen 
im Vergleich zur stillen Beteiligung. Die Mitarbeiter 
sind bei diesem Modell freier in ihren Entscheidungen 
und können jährlich neu zeichnen wie sie möchten. 

Die verfolgten Ziele Verringerung der Mitarbeiterfluktuation, stärkere Iden-
tifikation der Mitarbeiter, Förderung der unternehme-
rischen Mitverantwortung Ausrichtung der Mitarbeiter 
an den Unternehmenszielen, Motivation der Mitarbei-
ter. 

Vorgehensweise bei der Einführung Zum Zeitpunkt der Privatisierung und dem MBO war 
noch nicht das Vertrauen für ein Mitarbeiterbeteili-
gungsmodell da. Deshalb wurde ein externer Ratge-
ber hinzugezogen, um die Idee neutral zu vermitteln 
und aufzuklären. Es wurden fünf Workshops mit der 
gesamten Belegschaft durchgeführt. 

Art der Einführung Betriebsvereinbarung 
Schwierigkeiten bei der Einführung Ja, es waren Zweifel und Ängste vorhanden, weil die 

Mitarbeiter um ihr Geld fürchteten bei der stillen Be-
teiligung. Heute gibt es bei dem Genussscheinmodell 
keine Probleme, heute sind alle mit der Idee der Mit-
arbeiterbeteiligung vertraut. 
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Fortsetzung 10. Fallbeispiel 

Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Vollständig 
Erreichte Ziele im einzelnen Die Verringerung der Mitarbeiterfluktuation, stärkere 

Identifikation der Mitarbeiter, Förderung der unter-
nehmerischen Mitverantwortung, wenn man von Ein-
zelfällen absieht. 

Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Individualität der Menschen 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung: 

Bei diesem Unternehmen handelt es sich um ein ostdeutsches Unternehmen, das 
1990 privatisiert wurde und im Zuge eines MBO von den Mitarbeitern übernommen 
wurde. 

Die Mitarbeiterbeteiligung verändert die Individualität und Risikoveranlagung der 
Menschen nicht. Manche Mitarbeiter haben ihr Geld auch wieder aus dem Unter-
nehmen herausgenommen. Besonders bei privaten Problemen stößt die Bindewir-
kung der Mitarbeiterbeteiligung an ihre Grenzen. 

Des weiteren tritt ein Gewöhnungseffekt bei der Mitarbeiterbeteiligung auf und Be-
sitzstandsdenken. Wenn es dem Unternehmen einmal nicht so gut geht, merkt man 
schnell, dass die meisten Mitarbeiter doch nicht unternehmerisch denken. Dann tau-
chen Verständigungsprobleme auf. Insofern funktioniert die Mitarbeiterbeteiligung 
vornehmlich bei guten Ertragslagen. 
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11. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Druckindustrie 
Beschäftigte 200 
Gründungsjahr 1957 
Rechtsform GmbH 
Tarifbindung Flächentarifvertrag 
Betriebsrat Ja 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1984 bis 1998  
Beteiligungssystem Es gab eine Gewinnbeteiligung. Aufgrund der 

schlechten Ertragslage und mangelnder Attraktivität - 
wegen der hohen Steuerabzüge - wurde das Modell 
aufgegeben. Von 1.200,- DM Ausschüttung kamen 
nur 400,- DM bei den Mitarbeitern an 

Berechtigte für eine Partizipation  Die Stammbelegschaft 
Beteiligungskriterien Stammbelegschaft alle gleich, die fünf leitenden An-

gestellten stark ertragsabhängig. 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung Leistung soll sich lohnen 
Die verfolgten Ziele Förderung der unternehmerischen Mitverantwortung, 

Ausrichtung der Mitarbeiter an den Unternehmenszie-
len, Motivation der Mitarbeiter, Hilfe beim Vermö-
gensaufbau, Krankenstand positiv beeinflussen.  

Art der Einführung Betriebsvereinbarung 
Schwierigkeiten bei der Einführung Das Thema ist sehr komplex, der Betriebsrat ist über-

fordert, ihm fehlt die Kompetenz. Es herrscht eine 
gewisse Teilnahmslosigkeit, externe Beratung ist 
unerlässlich. 

Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Gar nicht, das Modell wurde abgeschafft und zur Zeit 

wird nach einem neuen Modell für eine Mitarbeiterbe-
teiligung gesucht, dass zum Unternehmen passt. 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Es bestehen Überlegungen wieder ein Partner-
schaftsmodell einzuführen, bei dem die Mitarbeiter 
am Ertrag beteiligt werden sollen 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung: 

Bislang gibt es im Tarifvertrag noch keine Regelungen zur Mitarbeiterbeteiligung. 
Aber es gibt Bestrebungen, dass der Arbeitgeber zu bestimmten Eckdaten im Rah-
men der Mitarbeiterbeteiligung tarifvertraglich in der Druckindustrie verpflichtet wer-
den soll. Dies bedeutet für das Unternehmen eine Einschränkung in der Gestaltungs-
freiheit der Mitarbeiterbeteiligung. Es wird befürchtet, dass der Betriebsrat dann in 
einen Zielkonflikt gerät, weil er sich der Gewerkschaft dann verpflichtet fühlt und da-
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bei die individuellen Interessen des Unternehmens und seine individuellen Bedürfnis-
se aus den Augen verlieren kann. 

Soeben wurde eine Fragebogenaktion im Unternehmen gestartet, um zu erfahren, 
wie die Mitarbeiter zur Einführung eines neuen Mitarbeiterbeteiligungsmodells ste-
hen. 

Zur Zeit versucht die Unternehmensleitung durch Analyse verschiedener Modelle 
Anregungen für ein eigenes Beteiligungsmodell zu erhalten. Erschwert wird die Wahl 
durch die Unsicherheit, was die Tarifvertragspartner tarifvertraglich festschreiben wol-
len. Deshalb wartet das Unternehmen ab, welche Auswirkungen die tarifvertragliche 
Regulierung haben wird. Zur Zeit ist zu viel unklar als dass ein Modell eingeführt 
werden könnte, was dann unter Umständen wieder geändert werden müsste. Ge-
sucht wird ein Modell, bei dem die Ausschüttung steuer- und sozialabgabenfrei ist. 

Die Mitarbeiterfluktuation ist naturgemäß gering, weil es keine Konkurrenz in der 
Umgebung gibt, wohin sie abwandern könnten. 

Wichtig ist der partnerschaftliche Unternehmenskultur. Die Idee des Unternehmers 
ist: ohne die Belegschaft geht es nicht, das Unternehmen lebt von der Belegschaft. 
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12. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Maschinenbau 
Beschäftigte 170 
Gründungsjahr 1957 
Rechtsform GmbH 
Tarifbindung Nein 
Betriebsrat Ja 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1997 
Beteiligungssystem Erfolgsbeteiligung: Das Weihnachtsgeld wurde abge-

schafft. Wird eine Rendite in festgelegter Höhe er-
reicht, kommt es zur Auszahlung an die Mitarbeiter in 
Höhe des doppelten früheren Weihnachtsgeldes und 
mehr bis zu der Deckelung der Auszahlung in Höhe 
von einem Drittel des Betriebsergebnisses. Mitarbei-
ter tragen das Risiko des Unternehmens in Höhe des 
Weihnachtsgeldes, bei Verlusten ist es der Einsatz 
der Mitarbeiter.  
GmbH-Beteiligung von 4 Geschäftsführern 

Berechtigte für eine Partizipation  Alle Mitarbeiter außer Auszubildende und befristet 
Beschäftigte 

Anzahl der Partizipierenden 142 Mitarbeiter 
Kapitalaufbringung Verzicht auf das Weihnachtsgeld 
Beteiligung am Eigenkapital 4 Geschäftsführer mit jeweils 25 % 
Beteiligungskriterien Sind innerhalb der Gruppen für alle gleich 
Nutzung der staatlichen Förderung Nein 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung zur Einführung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung Motivation der Mitarbeiter 
Die verfolgten Ziele Stärkere Identifikation der Mitarbeiter mit dem Unter-

nehmen, Förderung der unternehmerischen Mitver-
antwortung, Ausrichtung der Mitarbeiter an den Un-
ternehmenszielen 

Vorgehensweise bei der Einführung Einführung im Zuge des MBO, Inanspruchnahme 
externer Beratung und Einbindung des Betriebsrats. 

Art der Einführung Betriebsvereinbarung, Zusatz zum Arbeitsvertrag 
Schwierigkeiten bei der Einführung Keine 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Vollständig 
Erreichte Ziele im einzelnen Motivation der Mitarbeiter, stärkere Identifikation mit 

dem Unternehmen, unternehmerische Mitverantwor-
tung, Ausrichtung der Mitarbeiter an den Unterneh-
menszielen 

Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Keine 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 
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Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Bei diesem Unternehmen handelt es sich ursprünglich um ein Familienunternehmen, 
welches 1988 von einem Konzern aufgekauft wurde und 1997 von den Mitarbeitern 
im Zuge eines MBO gekauft wurde und jetzt wieder ein eigenständiges Unternehmen 
ist. Im Zuge dieses MBO wurde die Mitarbeiterbeteiligung von den vier Geschäftsfüh-
rern im Sinne einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit und zur Sicherung des Un-
ternehmens eingeführt. 

Die Mitarbeiter dieses Unternehmens stammen alle aus der Region, in der es wenig 
Industrie gibt, so dass die Mitarbeiterfluktuation naturgemäß gering ist. Das Unter-
nehmen ist darauf angewiesen, selbst genügend Facharbeiter auszubilden. Erfah-
rungsgemäß bleiben die Mitarbeiter in der Region und im Unternehmen. 
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13. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Metallverarbeitung 
Beschäftigte 220 
Gründungsjahr 1965 
Rechtsform GmbH 
Tarifbindung Flächentarifvertrag 
Betriebsrat Ja 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit Anfang 2001 
Beteiligungssystem Gewinnbeteiligung/Mitarbeiterdarlehen 
Berechtigte für eine Partizipation  Alle Beschäftigte 
Kreis der Partizipierenden 1. Gewinnbeteiligung: alle Mitarbeiter 

2. Mitarbeiterdarlehen: 14 Mitarbeiter in unterschiedli-
cher Höhe, das Geld wird drei Jahre fest angelegt. 

Beteiligungskriterien Sind innerhalb der Gruppen für alle Mitarbeiter gleich 
Nutzung der staatlichen Förderung Nein 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung zur Einführung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung Mehr Transparenz im Unternehmen 
Die verfolgten Ziele Stärkere Identifikation der Mitarbeiter mit dem Unter-

nehmen, Förderung der unternehmerischen Mitver-
antwortung, Motivation der Mitarbeiter, Verbreiterung 
der Kapitalbasis.  

Vorgehensweise bei der Einführung Einbindung des Betriebsrats, externe Rechtsbera-
tung, um die Rechtssicherheit bei dem Modell sicher-
zustellen. 

Art der Einführung Individueller Arbeitsvertrag 
Schwierigkeiten bei der Einführung Keine 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Teilweise, da der Beteiligungsgrad noch gering ist. 

Angestrebt werden mindestens 50 %.  
Erreichte Ziele im einzelnen Noch keine Aussage möglich 
Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Bis jetzt keine 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Für die Attraktivität der Einführung eines Beteiligungsmodells ist es wichtig, dass die 
wirtschaftliche Situation des Unternehmens gut ist. Gegenwärtig ist die Perspektive 
des Unternehmens aufgrund der allgemeinen wirtschaftlichen Situation nicht so gut. 
Die gegenwärtige Abschwungphase lässt eine Beteiligung der Mitarbeiter am Unter-
nehmen nicht als besonders attraktiv erscheinen, was sich bislang in der geringen 
Resonanz widerspiegelt. 



 162

14. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Wasseraufbereitung (medizinische) 
Beschäftigte 385 
Gründungsjahr 1949 
Rechtsform GmbH 
Tarifbindung Nein 
Betriebsrat Nein 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1970 
Beteiligungssystem Von 1970 bis 1980 Gewinnbeteiligung. Die Anteile 

verblieben als Mitarbeiterdarlehen im Unternehmen 
mit einer Verzinsung von 2 % über dem Diskontsatz. 
Bis 1988 Bündelung der angesparten Gewinnbeteili-
gung in einer Mitarbeiterbeteiligungs-GmbH. 1989 
Verschmelzung der Mitarbeiterbeteiligungs-GmbH mit 
dem Unternehmen mit anschließender Kapitalerhö-
hung und Übernahme der neuen Gesellschaftsanteile 
durch die Mitarbeiter. Das Unternehmen verfügt jetzt 
über 70 Gesellschafter und 180 stille Gesellschafter. 

Berechtigte für eine Partizipation  Alle Mitarbeiter 
Anzahl der Partizipierenden 106 
Beteiligung am Eigenkapital 46 % 
Beteiligungskriterien Sind für alle Mitarbeiter gleich 
Kapitalaufbringung Verwendung der VL, Zahlung der Mitarbeiter, Zuzah-

lung des Unternehmens  
Nutzung der staatlichen Förderung Ja 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung Unternehmensgründer 
Gründe für die Einführung Überwindung des traditionellen Spannungsfeldes 

zwischen Kapital und Arbeit, politische Vision des 
sehr engagierten damaligen Inhabers. 

Die verfolgten Ziele Mitentscheiden, mitverantworten, mitverdienen und 
Nachfolgeregelung und -sicherung 

Art der Einführung Betriebsvereinbarung 
Schwierigkeiten bei der Einführung Keine 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Größtenteils ja, jedoch liegt es in der Individualität der 

Mitarbeiter begründet, dass sich nicht alle beteiligen 
wollen und sich nicht alle motivieren lassen. Es ist 
deshalb wichtig, darauf zu achten, dass keine Zwei-
klassengesellschaft entsteht. Die Verringerung der 
Fluktuation kann deshalb auch nicht gebremst wer-
den. Nicht jeder fühlt sich gleichermaßen mit dem 
Unternehmen verbunden. 

Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Schwerfälligkeit bei der Übertragung von Anteilen 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 
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Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Das Unternehmen wird durch das Modell einer sozialen Partnerschaft mit den Mitar-
beitern geprägt, das in Form einer Mitarbeiterbeteiligung gelebt wird. Durch das 
Wachstum des Unternehmens stellte sich die Frage nach der angemessenen Form 
der Partnerschaft zwischen Unternehmer und Mitarbeitern und der sinnvollen Umset-
zung des Grundgedankens der sozialen Partnerschaft sowie der Regelung der Nach-
folge. 

Die reine Gewinnbeteiligung verliert im Laufe der Zeit ihre motivierende Wirkung. 
Deshalb haben wir uns bei der Wahl des neuen Modells davon leiten lassen, wie 
langfristig unternehmerisches Denken gefördert werden kann. Die GmbH Beteiligung 
ist zwar schwerfällig hinsichtlich der Übertragung von Anteilen, aber dieses Modell ist 
bewusst gewählt worden, da es das Unternehmen vor möglichen Übernahmebestre-
bungen schützt. 

Kritik: steuerliche Behandlung der Gewinne bei der Auszahlung. Die Abzüge sind zu 
hoch. 



 164

15. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Baudienstleistungen 
Beschäftigte 70 
Gründungsjahr 94 
Rechtsform GmbH 
Tarifbindung Firmentarifvertrag 
Betriebsrat Ja 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1998 
Beteiligungssystem Gründung einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts; 

diese hat eine stille Beteiligung am Unternehmen. 
Berechtigte für eine Partizipation  Alle Mitarbeiter 
Kreis der Partizipierenden 30 Mitarbeiter 
Beteiligung am Eigenkapital 15 % 
Beteiligungskriterien Sind für alle gleich 
Kapitalaufbringung Mitarbeiter 90 %; Zuzahlung des Unternehmens 10 %
Nutzung der staatlichen Förderung Ja 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung zur Einführung Betriebsrat 
Gründe für die Einführung Motivation der Mitarbeiter 
Die verfolgten Ziele Ausrichtung der Mitarbeiter an den Unternehmenszie-

len, stärkere Identifikation der Mitarbeiter mit dem 
Unternehmen 

Vorgehensweise bei der Einführung Bildung einer Arbeitsgruppe, Hinzuziehung externer 
Berater, Durchführung einer Betriebsversammlung, 
Gründung der GbR, die am Unternehmen beteiligt ist.

Art der Einführung Betriebsvereinbarung 
Schwierigkeiten bei der Einführung Keine 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Teilweise, die Arbeitsproduktivität ist nicht gestiegen. 
Erreichte Ziele im einzelnen Verringerung der Fluktuation, z.T. Mitarbeitermotiva-

tion 
Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Großer Verwaltungsaufwand, der sich aus der Wahl 
der Modells ergibt. 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Die mit der Einführung der Mitarbeiterbeteiligung angestrebten Ziele, konnten nicht in 
dem beabsichtigten Maße realisiert werden. Das unternehmerische Mitdenken der 
Mitarbeiter konnte nicht allgemein erreicht werden. Die Mentalität der Mitarbeiter ist 
hier die entscheidende Größe. Manche wollen ihre Arbeitnehmereinstellung und das 
traditionelle Rollenverständnis nicht durch unternehmerisches Denken ersetzen. Da 
helfen auch keine Anreize von außen, wenn das Bewusstsein dafür nicht da ist. 
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16. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Metall 
Beschäftigte 100 
Gründungsjahr 1946 
Rechtsform GmbH 
Tarifbindung Flächentarifvertrag 
Betriebsrat Ja 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1988 
Beteiligungssystem Stille Beteiligung 
Berechtigte für eine Partizipation Alle Mitarbeiter 
Kreis der Partizipierenden 66 Mitarbeiter 
Beteiligung am Eigenkapital 5 % 
Beteiligungskriterien Sind für alle Mitarbeiter gleich 
Kapitalaufbringung Zahlung der Mitarbeiter, Zahlung des Unternehmens 
Nutzung der staatlichen Förderung Ja 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung zur Einführung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung Motivation der Mitarbeiter und Nutzung der steuerli-

chen Möglichkeiten 
Die verfolgten Ziele Stärkere Identifikation der Mitarbeiter mit dem Unter-

nehmen, Förderung der unternehmerischen Mitver-
antwortung der Mitarbeiter 

Vorgehensweise bei der Einführung Entwurf eines zum Unternehmen passenden Modells, 
Erläuterung für die Belegschaft und Angebot 

Art der Einführung Betriebsvereinbarung 
Schwierigkeiten bei der Einführung Keine 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Teilweise, die materielle Mitarbeiterbeteiligung ist nur 

im Zusammenhang mit der immateriellen Mitarbeiter-
beteiligung sinnvoll. 

Erreichte Ziele im einzelnen Stärkere Identifikation der Mitarbeiter mit dem Unter-
nehmen, Motivation der Mitarbeiter 

Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Keine 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung im 
Unternehmen 

Beibehaltung 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Bei der materiellen Mitarbeiterbeteiligung treten mittelfristig Gewöhnungseffekte auf, 
so dass die Motivation durch geldliche Anreize langfristig nicht aufrechterhalten wer-
den kann. Für den Erfolg der Mitarbeiterbeteiligung ist deshalb ganz entscheidend, 
dass die immaterielle Beteiligung hinzutritt und die partnerschaftliche Zusammenar-
beit gelebt wird. 
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17. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Maschinenbau, Entwicklung, Konstruktion, Prototy-

penbau 
Beschäftigte 80 
Gründungsjahr 1973 
Rechtsform GmbH seit 1992 
Tarifbindung Firmentarifvertrag 
Betriebsrat Nein 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1992 
Beteiligungssystem 1. GmbH Anteile 

2. Informelle immaterielle Beteiligung 
Kreis der Partizipierenden 1. GmbH-Gesellschafter: 2 Mitarbeiter  

2. Immaterielle Beteiligung: alle Mitarbeiter 
Beteiligung am Eigenkapital 50 % 
Beteiligungskriterien Sind für beide Gesellschafter gleich 
Kapitalaufbringung Zahlung der beiden Gesellschafter 
Nutzung der staatlichen Förderung Nein 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung Umsetzung eines partnerschaftlichen Miteinanders 
Die verfolgten Ziele Verbreiterung der Kapitalbasis, Verringerung der Mit-

arbeiterfluktuation, stärkere Identifikation der Mitar-
beiter mit dem Unternehmen 

Art der Einführung Arbeitsvertrag 
Schwierigkeiten bei der Einführung Keine 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Vollständig 
Erreichte Ziele im einzelnen Verbreiterung der Kapitalbasis, Verringerung der Mit-

arbeiterfluktuation, Stärkere Identifikation der Mitar-
beiter mit dem Unternehmen, Förderung der unter-
nehmerischen Mitverantwortung, Ausrichtung der 
Mitarbeiter an den Unternehmenszielen, Motivation 
der Mitarbeiter. 

Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Keine 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Das ganz wesentliche Kennzeichen dieses Unternehmen sind flache Hierarchien und 
ein hohes Maß an Eigenverantwortung bei den Mitarbeitern. Die Geschäftsführung 
übernimmt eher die Rolle, alle die das Unternehmen betreffenden Informationen im 
ganzen Unternehmen zu verbreiten und den Informationsfluss zu allen Mitarbeitern 
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zu pflegen. Es werden regelmäßig Besprechungen und Betriebsversammlungen 
durchgeführt, in denen die Mitarbeiter über alle aktuellen Entwicklungen informiert 
werden. Die Mitarbeiter erhalten zudem Informationsblätter, die über die Geschäfts-
entwicklung berichten. 

Die Geschäftsführung hebt hervor, dass das partnerschaftliche Miteinander im Unter-
nehmen bzw. das Wir-Gefühl so stark ist, so dass in der Rezession 1993 alle zu-
sammen gehalten haben. Dort habe sich die gelebte Corporate Identity gezeigt. Dies 
setze voraus, dass das Arbeitsklima stimmt, was durch geldliche Anreize alleine lang-
fristig nicht gewährleistet werden kann. Dies gehe meistens auch nur solange gut, 
wie die Lage des Unternehmens gut sei. Mit Geld allein kann man Mitarbeiter lang-
fristig schlecht motivieren. 

In diesem Unternehmen gibt es allerdings ein Bonussystem, dass sozusagen das 
partnerschaftliche Miteinander krönt. Danach werden bei Arbeitszeiten über die 
Kernarbeitszeit hinaus mit Bonuspunkten belohnt. Die Höhe der Ausschüttung nach 
der Anzahl der Bonuspunkte bestimmt sich dabei in Abhängigkeit vom Geschäftser-
folg. 

Der Vorteil der direkten Beteiligung durch zwei Mitarbeiter wird zum einen in der per-
sönlichen Entlastung gesehen, da gegenseitiges Vertrauen herrscht. Das partner-
schaftliche Verhältnis in der Geschäftsführung ermöglicht diese Vertrauensbasis und 
führt zu mehr Freiraum für den einzelnen beispielsweise hinsichtlich Urlaubsgestal-
tung etc. Zudem ist die Nachfolge durch diese Konstruktion gesichert. 

Entscheidungen in der Geschäftsführung werden im Konsens getroffen, da zählt es 
nicht, dass der Senior-Unternehmer 50 % der Anteile hält.  
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18. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Holzverarbeitung 
Anzahl der Beschäftigten 16 
Gründungsjahr 1986 
Rechtsform 1986 bis 1997 Einzelunternehmen, seit 1998 Kleine 

AG 
Tarifbindung Ja 
Betriebsrat Nein 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1998 
Beteiligungssystem Direkte Beteiligung: Aktien 
Berechtigte für eine Partizipation Alle Mitarbeiter 
Anzahl der Partizipierenden 11 Mitarbeiter 
Mitarbeiterbeteiligung am Eigenka-
pital 

58 % 

Beteiligungskriterien Sind für alle gleich 
Kapitalaufbringung Zahlung der Mitarbeiter teilweise durch Aufnahme 

von Darlehen 
Nutzung der staatlichen Förderung Nein 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung Image des Unternehmens als AG weit größer als 

beispielsweise bei einer GmbH, Verbesserung des 
Marketings und der Finanzierung, Regelung der 
Nachfolge 

Die verfolgten Ziele Erhöhung der Eigenkapitalquote und dadurch Verrin-
gerung der Zinslast, Motivation der Mitarbeiter, Ver-
ringerung der Mitarbeiterfluktuation, stärkere Identifi-
kation der Mitarbeiter mit dem Unternehmen, Förde-
rung der unternehmerischen Mitverantwortung der 
Mitarbeiter 

Vorgehensweise bei der Einführung Der Unternehmer hat sein Einzelunternehmen in die 
Rechtsform der AG umgewandelt und ist dabei auf 
Widerstände bei Beratern gestoßen, die offenbar mit 
den Bedingungen für die Gründung einer Kleinen AG 
nicht vertraut waren, so dass der Unternehmer Schu-
lungen mitgemacht hat, um seine Idee umzusetzen  

Art der Einführung Aktienbuch 
Schwierigkeiten bei der Einführung Ja, siehe unten 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Nicht vollständig, da die menschliche Veranlagung 

durch die Mitarbeiterbeteiligung nicht beeinflusst wer-
den kann. Nicht jeder Mitarbeiter lässt sich dadurch 
motivieren und identifiziert sich mit dem Unterneh-
men. Manche Mitarbeiter sind auch einfach ängstlich, 
diesen Schritt zu tun. Das muss man respektieren. 
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Fortsetzung 18. Fallbeispiel 

Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Erreichte Ziele im einzelnen Größere Öffentlichkeit, Verbreiterung der Kapitalba-

sis, stärkere Identifikation der Mitarbeiter mit dem 
Unternehmen, Förderung der unternehmerischen 
Mitverantwortung, Ausrichtung der Mitarbeiter an den 
Unternehmenszielen, Motivation der Mitarbeiter 

Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Siehe Zielerreichung 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Die Mitarbeiterbeteiligung ist eine unternehmerische Entscheidung für eine partner-
schaftliche Unternehmenskultur. Eine Orientierung an Fördermöglichkeiten gibt es in 
diesem Unternehmen nicht. 

Als Handwerker verfügt man nicht im notwendigen Umfang über das erforderliche 
betriebswirtschaftliche Wissen. Deshalb: Inanspruchnahme externer Beratung. Die 
Rechtsformumwandlung war für alle ein Lernprozess und es war viel Überzeugungs-
arbeit erforderlich. Der Unternehmer musste Steuerberater und Banken von seiner 
Idee der Rechtsformumwandlung überzeugen, da sie sich nicht mit den Anforderun-
gen für die Gründung einer Kleinen AG auskennen, den Aufwand falsch einschätzen. 
Die Finanzberater hatten aus Sicht des Unternehmers Angst, Fehler zu machen und 
wollten ihn davon abbringen, die Kleine AG als Rechtsform zu wählen. Seiner An-
sicht nach ist die Idee der Kleinen AG noch gar nicht im Bewusstsein der Berater 
vorhanden und deshalb raten sie auch gar nicht dazu. Im Endergebnis hat er durch 
eigene Schulungen und viel Einsatz seine Idee durchgesetzt und berät inzwischen 
auch andere Unternehmer, die seinem Beispiel folgen wollen und ist Mitglied in ver-
schiedenen Aufsichtsräten. 

Den Erfolg seiner Mitarbeiterbeteiligung sieht der Unternehmer darin, dass man sich 
von der Vorstellung lösen muss "ich bin der Chef". Damit fängt es an, dass eine an-
dere Unternehmensphilosophie wirklich gelebt werden kann. Allein die Einführung 
der Mitarbeiterbeteiligung, ohne diese Bewusstseinsveränderung ist aus Sicht des 
Unternehmers unzureichend. 

Die Mitarbeiterbeteiligung führt dazu, dass man vorsichtiger mit den Mitarbeitern um-
geht, da sie mehr Rechte haben. Der Umgang wird anders. Schwierig ist dabei, dass 
emotionale Belange wie Ängste vertraglich nicht gelöst werden können. Es stellt sich 
die Frage. Wen will ich dabei haben, wer passt zum Unternehmen und zu seiner Phi-
losophie? Haben sich die richtigen Mitarbeiter dann gefunden, wird alles leichter.  

Alle Entscheidungen werden im Konsens getroffen. Die Entscheidungsfindung kann 
zwar mal was länger dauern, weil mehr Stimmen gehört werden, aber durch die Bün-
delung des Know-Hows konnte die Fehlerquote bei Entscheidungen gesenkt werden. 
Früher musste der Unternehmer alle Entscheidungen alleine treffen und nach seiner 
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Ansicht liegt es in der Natur der Sache, dass einer allein nicht den umfassenden  
Überblick haben kann und alle Einflussfaktoren sieht. 

Zur Zeit wird eine Kapitalerhöhung geplant. Es sollen Erweiterungsinvestitionen getä-
tigt werden und auch Lieferanten und Kunden können Anteile am Unternehmen er-
werben, dies ist zum Teil auch jetzt schon der Fall. Es wird aufgrund des Unterneh-
menswachstums nach neuen Investoren zur Realisierung der Vorhaben Ausschau 
gehalten. 
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19. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Automatisierungstechnik 
Beschäftigte 150 
Gründungsjahr 1991 Privatisierung durch MBO von fünf Mitarbeitern 

aus der Führungsebene nach der Wiedervereinigung 
(Kauf von der Treuhandgesellschaft) 

Rechtsform GmbH 
Tarifbindung Nein 
Betriebsrat Ja 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1991 
Beteiligungssystem 1. Gewinnbeteiligung 

2. GmbH Anteile 
Berechtigte für eine Partizipation Alle Mitarbeiter 
Anzahl der Partizipierenden 1. Gewinnbeteiligung: alle Mitarbeiter 

2. GmbH-Gesellschafter: 46 
Beteiligung am Eigenkapital Fünf Mitarbeiter 70 %, 41 Mitarbeiter 30 % 
Beteiligungskriterien Innerhalb der Gruppen gleich 
Kapitalaufbringung Direkte Beteiligung: Einlagen der Mitarbeiter 
Nutzung der staatlichen Förderung Nein, zu kompliziert und die Gehälter sind zu hoch 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung: Unternehmensführung/ Treuhandanstalt 
Gründe für die Einführung Vermeidung der Schließung des Unternehmens/ Fi-

nanzierung, Verbreiterung der Kapitalbasis, um die 
Grundlagen für das Weiterbestehen zu schaffen. 

Die verfolgten Ziele Verringerung der Mitarbeiterfluktuation, stärkere Iden-
tifikation, Förderung der Mitverantwortung, Ausrich-
tung an den Unternehmenszielen, Motivation der Mit-
arbeiter 

Vorgehensweise bei der Einführung Im Zuge der Privatisierung eingeführt. Suche nach 
Mitarbeitern, die sich am MBO beteiligen wollten, um 
die Schließung des Unternehmens abzuwenden. E-
her Belegschafts-Buy-Out als Management-Buy-Out, 
da die GmbH-Anteile nicht nur von leitenden Ange-
stellten gekauft worden sind. 

Art der Einführung Betriebsvereinbarung 
Schwierigkeiten bei der Einführung Nein 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Vollständig 
Erreichte Ziele im einzelnen Verbreiterung der Kapitalbasis, Verringerung der Mit-

arbeiterfluktuation, stärkere Identifikation, Förderung 
der unternehmerischen Mitverantwortung, Ausrich-
tung an den Unternehmenszielen, Motivation der Mit-
arbeiter 
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Fortsetzung Übersicht 19. Fallbeispiel 

Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

In der Phase der Schrumpfung nach der Privatisie-
rung, weil zu viele Beschäftigte da waren, gab es 
betriebsbedingte Kündigungen. Das war ein schwieri-
ger Zeitpunkt, um die Mitarbeiterbeteiligung einzufüh-
ren. 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Die fachliche Kompetenz war da, aber die betriebswirtschaftlichen Kenntnisse fehl-
ten. Der Grund für das Überleben dieses Unternehmens wird in dem Gehaltsmodell 
gesehen. Die Grundgehälter sind niedrig. Je nach Erfolg ihres Geschäftsbereichs 
erhalten die Angestellten Zuschläge. Die Bereiche werden monatlich auf Effektivität 
geprüft und entsprechend schnell kann beim Gehalt reagiert werden. Des weiteren 
gibt es Zulagen, die sich an der individuellen Leistung der Mitarbeiter orientieren. Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld gibt es nicht, dafür aber eine ergebnisabhängige Jah-
resausschüttung.  

Aus Sicht der Unternehmensleitung war es für das Überleben des Unternehmens 
essentiell, dass das Unternehmen nicht Mitglied in einem Arbeitgeberverband ist und 
somit auch nicht an einen Flächentarifvertrag gebunden ist. Inzwischen sei das Un-
ternehmen zwar in der Lage, die Anforderungen des Flächentarifvertrages zu erfül-
len, aber nach Ansicht der Unternehmensleitung würden bei seiner Geltung leis-
tungsfähige Mitarbeiter bestraft und faule Mitarbeiter belohnt. Leistungsträger dieses 
Unternehmens werden nach ihrem Marktwert bezahlt, während bei den anderen eine 
größere Differenzierung möglich ist. 

Der relativ große Kreis der Eigentümer hat die Handlungsfähigkeit und Steuerbarkeit 
des Unternehmens nicht beeinträchtigt. Nach Ansicht der Geschäftsleitung könne 
das Unternehmen durch weitere Gesellschafter nur gewinnen durch mehr Eigenkapi-
tal und motivierte Mitarbeiter. 
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20. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Glas, Porzellan, Keramik 
Beschäftigte 110 
Gründungsjahr 1964 
Rechtsform GmbH & Co KG 
Tarifbindung Flächentarifvertrag 
Betriebsrat Ja 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1989 
Beteiligungssystem 1. Gewinnbeteiligung, 2. Kapitalbeteiligung (Modell 

der Bertelsmannstiftung) 
Berechtigte für eine Partizipation Alle Mitarbeiter nach einer Sperrfrist von einem Jahr 
Kreis der Partizipierenden 106 Mitarbeiter 
Beteiligung am Eigenkapital 28 % 
Beteiligungskriterien Sind für alle Mitarbeiter gleich 
Kapitalaufbringung Verwendung der VL, Zahlung des Unternehmens 
Nutzung der staatlichen Förderung Ja 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung Nachvollziehbares System, um die Mitarbeiter am 

Unternehmensgewinn teilhaben zu lassen und deren 
Einsatzbereitschaft zu fördern 

Die verfolgten Ziele Verringerung der Mitarbeiterfluktuation, stärkere Iden-
tifikation, Förderung der unternehmerischen Mitver-
antwortung und Vermögensaufbau 

Vorgehensweise bei der Einführung Intern besprochen, dann Angebot an die Mitarbeiter 
Art der Einführung Betriebsvereinbarung 
Schwierigkeiten bei der Einführung Die Mitarbeiter waren zu Beginn skeptisch, es musste 

Überzeugungsarbeit geleistet werden. Diese muss 
immer wieder geleistet werden, da sich Mitarbeiter 
daran gewöhnen und nicht verstehen können, wenn 
aufgrund schlechter Wirtschaftslage mal keine Aus-
schüttung oder eine geringere am Jahresende erfolgt. 

Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Vollständig 
Erreichte Ziele im einzelnen Verringerung der Mitarbeiterfluktuation, stärkere Iden-

tifikation der Mitarbeiter, Förderung der unternehme-
rischen Mitverantwortung. 

Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Nicht alle Mitarbeiter schätzen die Beteiligung. Die 
Menschen sind von ihrer Veranlagung her einfach 
unterschiedlich und das muss man respektieren. 
Es gibt steuerliche und juristische Hürden, die die 
Abwandlung und Anpassung des Modells an verän-
derte Bedingungen schwierig erscheinen lassen, so 
dass alles beim alten gelassen wird. Frage der 
Versteuerung und Zurechnung zum Einkommen.. 
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Fortsetzung 20. Fallbeispiel 

Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
 Im nachhinein gibt es Aspekte, die man vor der Ein-

führung noch besser hätte bedenken müssen. Dies 
bezieht sich beispielsweise darauf, die Mitarbeiter 
auch am Verlust zu beteiligen oder wie verfahren 
wird, wenn die Mitarbeiter Ausscheiden 

  
Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Die Beteiligung von Mitarbeitern hat viele Facetten. Das Geld alleine macht es nicht. 
Die Grundsatzentscheidung zur Mitarbeiterbeteiligung muss durch eine gewisse Un-
ternehmenskultur abgefedert und mit Leben gefüllt werden, bei der zum Ausdruck 
kommt, dass der Unternehmer weiß, dass er nicht alles alleine machen kann und auf 
die Mitarbeiter angewiesen ist. Dennoch kann man durch die Beteiligung nicht alle 
Mitarbeiter zu mehr selbständigem Denken erziehen oder animieren. Die Gewinn-
ausschüttung einmal im Jahr ist ein zu seltenes Ereignis, als Ansporn für ein stärke-
res Engagement über das ganze Jahr. Dieser Effekt verpufft sehr schnell und wird 
auch leicht zum Gewohnheitsrecht, so dass Mitarbeiter - wenn es nicht gelingt, eine 
unternehmerische Einstellung bei ihnen zu kultivieren - sie bei schlechter Unterneh-
menslage sich schnell nur für sich selbst interessieren und eine Ausschüttung einfor-
dern wollen, obwohl nichts zum Verteilen da ist. 
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21. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Ingenieurbüro 
Beschäftigte 30 
Gründungsjahr 1988 
Rechtsform Eingetragene Genossenschaft 
Tarifbindung Nein 
Betriebsrat Nein 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1988 
Beteiligungssystem Gleichberechtigte Partner in der eG 
Berechtigte für eine Partizipation Alle Mitarbeiter außer Auszubildende und Praktikan-

ten 
Kreis der Partizipierenden 21 Partner 
Beteiligung am Eigenkapital Alle Partner zu gleichen Teilen 
Beteiligungskriterien Sind für alle Partner gleich 
Kapitalaufbringung Zahlung der Partner 
Nutzung der staatlichen Förderung Nein 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung Umsetzung einer Unternehmenskultur und -

philosophie, die Raum für die Persönlichkeitsentfal-
tung der Mitarbeiter lässt, deren Selbständigkeit för-
dert und die Bereitschaft, Verantwortung zu über-
nehmen. "Verantwortung lernt man erst, wenn man 
sie übertragen bekommt". 

Die verfolgten Ziele Motivation der Mitarbeiter, Förderung der unterneh-
merischen Mitverantwortung. 

Vorgehensweise bei der Einführung Satzung 
Art der Einführung Satzung 
Schwierigkeiten bei der Einführung Nicht jeder Mitarbeiter ist geeignet und willens, Ver-

antwortung zu tragen. Viele haben hier Ängste und 
ziehen deshalb nicht so mit, wie es von der Idee ge-
dacht ist. Sie schätzen zwar das gute Betriebsklima, 
wollen aber lieber ohne Verantwortung bleiben. 

Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Mit Blick auf die Bereitstellung günstiger Rahmenbe-

dingungen für die Persönlichkeitsentfaltung ist das 
gesetzte Ziel erreicht worden. Allerdings machen 
nicht alle Mitarbeiter von diesem Angebot Gebrauch, 
es gibt auch Widerstände. 

Erreichte Ziele im einzelnen Förderung der unternehmerischen Mitverantwortung, 
Motivation der Mitarbeiter 
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Fortsetzung Übersicht 21. Fallbeispiel 

Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Die gleichberechtigte Partnerschaft führt dazu, dass 
sich alle natürlich mit ihren Ideen einbringen wollen, 
diese sich aber nicht immer auf einen Nenner bringen 
lassen. Entscheidungsfindungen sind manchmal 
langwierig, manchmal auch schwierig; sie werden 
grundsätzlich im Konsens getroffen. Der Vorteil: 
Wenn sie dann getroffen worden sind, werden sie von 
allen mitgetragen. 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Die Mitarbeiter im Ingenieurbüro sind drei Jahre fest angestellt und werden dann 
selbständig. Die Genossenschaft tritt nach Außen wie ein geschlossenes Unterneh-
men auf und nimmt Aufträge entgegen. Innerhalb der Genossenschaft bilden die 
Partner sogenannte Fachgruppen, die nach Auftragsschwerpunkt jeweils Aufträge 
übernehmen. 
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22. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Unternehmensberatung 
Beschäftigte 17 
Gründungsjahr 1995 
Rechtsform AG 
Tarifbindung Nein 
Betriebsrat Nein 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit Wird gerade eingeführt 
Beteiligungssystem Aktien und Aktienoptionen 
Berechtigte für eine Partizipation Nur Führungskräfte (Seniorberater) 
Kreis der Partizipierenden Im Augenblick nur die beiden Vorstände 
Beteiligung am Eigenkapital Die Führungskräfte sollen zunächst zu 25 % beteiligt 

werden. Zu einem späteren Zeitpunkt wird die Beteili-
gung weiter ausgebaut. 

Beteiligungskriterien Werden für alle Führungskräfte gleich sein 
Kapitalaufbringung Zahlung durch die Mitarbeiter 
Nutzung der staatlichen Förderung Nein, die ist viel zu gering 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung Bindung qualifizierter Mitarbeiter an das Unterneh-

men. Bislang gehen häufig von diesem Unternehmen 
ausgebildete Berater nach zwei bis drei Jahren zu 
großen Beratungsgesellschaften. 

Die verfolgten Ziele Identifikation der Mitarbeiter mit dem Unternehmen, 
Förderung der unternehmerischen Mitverantwortung 
der Mitarbeiter, Motivation der Mitarbeiter 

Vorgehensweise bei der Einführung Die Rechtsform wurde von der GmbH in die AG um-
gewandelt, um die gewünschte Form der Beteiligung 
umzusetzen. Es gibt ein 5 stufiges Personalentwick-
lungsmodell, an dessen Ende der Seniorberater 
steht, der Aktienoptionen erhält. Derzeit besteht eine 
hohe Erwartungshaltung, die Mitarbeiter sind von der 
Idee begeistert. 

Art der Einführung Arbeitsvertrag 
Schwierigkeiten bei der Einführung Keine, jedoch wird dies darauf zurückgeführt, dass 

sich das Unternehmen eine Vorbereitungszeit von 
zwei Jahren gegeben hat. In dieser Zeit wurde das 
Ziel und eine Strategie formuliert, ein Vorschlag erar-
beitet und den Mitarbeitern vorgestellt. Als ganz ent-
scheidend für die tatsächliche Umsetzung bezeichnet 
die Geschäftsführerin die gute Kommunikation in der 
Unternehmensberatungsgesellschaft. 
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Fortsetzung Übersicht 22. Fallbeispiel 

Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Noch zu früh 
Erreichte Ziele im einzelnen Noch zu früh 
Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Keine 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung: 

Im Rahmen des fünfstufigen Personalentwicklungsmodells werden jährlich Zielge-
spräche geführt und jedes viertel Jahr wird der Stand der Zielerreichung in einem 
Gespräch eruiert. Der Abstand zum Aufstieg in die nächst höhere Gruppe wird da-
durch sichtbar gemacht und die Mitarbeiter können sich überprüfen. Sie können ihr 
Ziel definieren, was sie anstreben und sind dadurch motiviert. 

Kritik äußert die Geschäftsführerin in Bezug auf das Steuerrecht, da sie hier eine Be-
nachteiligung von kleinen und mittleren Unternehmen gegenüber großen Unterneh-
men hinsichtlich der Attraktivität von Aktien sieht. Im Zuge der Steuerreform wurde 
die Geringfügigkeitsgrenze von Beteiligungen auf ein Prozent herabgesetzt. Beteili-
gungen an Unternehmen von mehr als 1 % sind nach der Steuerreform bereits we-
sentliche Beteiligungen. Dies führt dazu, dass bei einer kleinen Aktiengesellschaft 
der Anteil von 1 % von den Bezugsberechtigten schnell überschritten werden kann, 
was zu einer höheren steuerlichen Belastung führt. Kleinere Aktiengesellschaften 
sind diesbezüglich gegenüber großen Aktiengesellschaften benachteiligt. Aktien ei-
nes großen Unternehmen sind relativ zu kleinen Aktiengesellschaften attraktiver, weil 
die Geringfügigkeitsgrenze dort nicht so schnell erreicht wird und die Anteile steuer-
frei bleiben, während bei kleinen Unternehmen bei gleich großem Anteil Steuern ge-
zahlt werden müssen.  
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23. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Stahlbau/Hallenbau 
Beschäftigte 101 
Gründungsjahr 1967 
Rechtsform GmbH & Co. KG 
Tarifbindung Ja 
Betriebsrat Ja 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1984 
Beteiligungssystem Zuerst stille Beteiligungsgesellschaft, danach stille 

Beteiligung auf Basis von Einzelverträgen. 
Berechtigte für eine Partizipation Alle Mitarbeiter außer Auszubildende 
Anzahl der Partizipierenden 46 Mitarbeiter 
Beteiligung am Eigenkapital 20 % 
Beteiligungskriterien Sind für alle Mitarbeiter gleich 
Kapitalaufbringung Verwendung der vermögenswirksamen Leistungen 
Nutzung der staatlichen Förderung Ja 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung Unternehmensgründer 
Gründe für die Einführung Stärkung der Eigenkapitalbasis 
Die verfolgten Ziele Motivation der Mitarbeiter, stärkere Identifikation der 

Mitarbeiter mit dem Unternehmen 
Vorgehensweise bei der Einführung Entwicklung eines Beteiligungskonzepts unter Hinzu-

ziehung externer Beratung. Dann Angebot an die 
Mitarbeiter. Der Unternehmensgründer hat zu diesem 
Zweck einen persönlichen Brief an seine engsten 
Mitarbeiter geschrieben, um sie für die Idee der Mit-
arbeiterbeteiligung zu gewinnen. Nachdem diese sich 
beteiligt hatten, sind nach und nach weitere Mitarbei-
ter hinzugekommen 

Art der Einführung Zuerst Beteiligungsgesellschaft, später Einzelarbeits-
verträge 

Schwierigkeiten bei der Einführung Spezielle Mentalität der Menschen. Alles neue ist 
zunächst einmal verdächtig. Die Mitarbeiter waren 
zögerlich, weil das Geld nicht ausgezahlt wurde, das 
hat zuerst irritiert. Sie hatten ein gesundes Misstrau-
en gegenüber dem Risiko der Anlage, da sie auch am 
Verlust beteiligt sind in Höhe der VL; keine Nach-
schusspflicht. Des weiteren machen nicht alle Mitar-
beiter mit, weil sie ihre VL bereits anders verwenden, 
z.B. Bausparverträge und ähnliches 

Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Die Einführung hatte andere Effekte als erwartet 
Erreichte Ziele im einzelnen Die Mitarbeiter waren motiviert, den Gewinn zu erhö-

hen, die Geschäftslage hat sich deutlich verbessert, 
die Mitarbeiter arbeiten gerne in diesem Unterneh-
men, keine Fluktuation seitens der Mitarbeiter, stärke-
re Identifikation, das Arbeitsklima ist gut. 
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Fortsetzung 23. Fallbeispiel 

Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Es gibt einen Gewöhnungseffekt bei den Mitarbeitern, 
so dass die ursprüngliche Wirkung verpufft. Der Ver-
waltungsaufwand für die Mitarbeiterbeteiligung ist 
sehr hoch. Zudem erfordert es Weiterbildung und die 
kontinuierliche Beschäftigung mit dem Thema. 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung und Überlegung, das Beteiligungssys-
tem auszubauen zu einer ergänzenden Altersvorsor-
ge. Bislang fehlen jedoch geeignete Produkte. 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Ein Problem bei der Mitarbeiterbeteiligung sieht der Geschäftsführer darin, dass vie-
len Mitarbeitern die Fähigkeit zu unternehmerischem Denken fehlt und diese auch 
nicht durch eine Beteiligung erreicht wird. Die Mitarbeiter denken ans Geld verdienen 
und sehen nicht unbedingt die Verknüpfung von innovativem Denken, Produkte ent-
wickeln und Geld verdienen. 

Den Nutzen der Beteiligung sieht der Geschäftsführer in der Grundüberlegung, dass 
ein Unternehmen auf Dauer nur erfolgreich sein kann, wenn anständig und fair ge-
genüber den Mitarbeitern gehandelt wird mit dem Bewusstsein, dass es ohne die 
Mitarbeiter gar nicht geht. Es zeigt sich, dass es dem Unternehmen gut geht, wenn 
es den Mitarbeitern gut geht. Die Fairness führt zudem zur Senkung der Personal-
kosten. Die Mitarbeiterbeteiligung ist praktisch die logische Konsequenz einer part-
nerschaftlichen Unternehmensphilosophie. 

Die Kapitalbeschaffung über Banken ist für mittelständische Unternehmen im Ver-
gleich zu großen Unternehmen schwierig. Kleine Unternehmen seien hier wegen der 
Konditionen benachteiligt. Basel II mit dem Rating von Unternehmen verstärkt diese 
ungleiche Behandlung noch. Die Mitarbeiterbeteiligung kann daher für ein mittelstän-
disches Unternehmen eine Möglichkeit der Kapitalbeschaffung sein und deshalb 
wichtiger werden. 

Andererseits wird dies gerade bei kleineren Unternehmen dadurch konterkariert, 
dass der Verwaltungsaufwand für ein Beteiligungsmodell hoch ist. Dies sei etwas, 
dass gerade kleinere Unternehmen gar nicht leisten können. Ihnen fehlen die Res-
sourcen. Demgegenüber seien dort nach Kenntnis des Geschäftsführers informelle 
Beteiligungen weiter verbreitet als dies in der Öffentlichkeit bekannt sei.  

Ein mittelständischer Unternehmer ist nach Ansicht des Geschäftsführers durch Ein-
heit von Kapital und Unternehmensleitung charakterisiert. Deshalb käme dieser Un-
ternehmer nicht auf die Idee, die Rechtsform der AG zu wählen, um eine Beteiligung 
in Form von Aktien zu praktizieren. 
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24. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Metallbau 
Beschäftigte 200 
Gründungsjahr 1964 
Rechtsform AG 
Tarifbindung Nein 
Betriebsrat Nein 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1989 
Beteiligungssystem Zuerst Genussrechte, dann Umwandlung der Rechts-

form in eine AG, um die Kapitalbeteiligung in Form 
von Mitarbeiteraktien zu ermöglichen. 

Berechtigte für eine Partizipation Alle Mitarbeiter  
Kreis der Partizipierenden 80 Mitarbeiter 
Beteiligung der Mitarbeiter am Ei-
genkapital 

35 % 

Beteiligungskriterien Sind für alle Mitarbeiter gleich 
Kapitalaufbringung Verwendung der VL und Zahlung der Mitarbeiter 
Nutzung der staatlichen Förderung Ja 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung Aus Anlass des 25-jährigen Jubiläums 
Die verfolgten Ziele Verbreiterung der Kapitalbasis, stärkere Identifikation 

der Mitarbeiter, Förderung der unternehmerischen 
Mitverantwortung, Motivation der Mitarbeiter 

Vorgehensweise bei der Einführung Betriebsversammlung, Information der Mitarbeiter 
und Unterzeichnung der Verträge 

Art der Einführung Betriebsvereinbarung 
Schwierigkeiten bei der Einführung Zum damaligen Zeitpunkt gab es keine bzw. zu ge-

ringe Informationen über die Aktien, weil die Rechts-
form ja gerade erst umgewandelt worden war. 

Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Teilweise, weil die Ausschüttungen aus den Beteili-

gungen mit der Zeit eine gewisse Selbstverständlich-
keit werden und eine Erwartungshaltung bei den Mit-
arbeitern entsteht. Dieser Gewöhnungseffekt führt 
dazu, dass die Wirkung der Mitarbeiterbeteiligung mit 
der Zeit verpufft. Die positive Wirkung ist nicht von 
Dauer. 

Erreichte Ziele im einzelnen Verbreiterung der Kapitalbasis, stärkere Identifikation 
der Mitarbeiter, Förderung der unternehmerischen 
Mitverantwortung, Motivation der Mitarbeiter. 

Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Die bereits oben genannte Selbstverständlichkeit tritt 
mit der Zeit ein. Die Erwartungshaltung bezüglich 
Ausschüttungen ist sehr hoch. 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 
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25. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Handel mit Baustoffen 
Beschäftigte 55 
Gründungsjahr 1912 
Rechtsform GmbH & Co. KG 
Tarifbindung Ja 
Betriebsrat Nein 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit 1976 
Beteiligungssystem Stille Beteiligung in Form einer GmbH-Beteiligungs-

gesellschaft, die an der GmbH & Co. KG beteiligt ist. 
Berechtigte für eine Partizipation Alle Mitarbeiter mit einer Betriebszugehörigkeitsdauer 

zwischen drei und fünf Jahren. 
Kreis der Partizipierenden 40 Mitarbeiter 
Beteiligung am Eigenkapital 15 % 
Beteiligungskriterien Sind für alle Mitarbeiter gleich bis auf zwei Teilzeitbe-

schäftigte 
Kapitalaufbringung Zahlung des Unternehmens. Die Mitarbeiter erhalten 

Anteilsscheine als Erstausstattung. Die Gewinne des 
Unternehmens werden jährlich auf den Mitarbeiter-
konten gutgeschrieben, bei Verlust wird rückgeschrie-
ben, aber nur in Höhe des jeweiligen Guthabens. Die 
Beteiligung ist losgelöst von der Gehaltsschiene. 

Nutzung der staatlichen Förderung Nein 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung Bundesverband Junger Unternehmer, die den Unter-

nehmer 1976 dazu inspiriert haben, dieses Beteili-
gungsmodell einzuführen. 

Gründe für die Einführung Liquiditätssicherung, Nachfolgeregelung 
Die verfolgten Ziele Verbreiterung der Kapitalbasis, stärkere Identifikation 

der Mitarbeiter mit dem Unternehmen, Förderung der 
unternehmerischen Mitverantwortung, Hilfe beim 
Vermögensaufbau 

Vorgehensweise bei der Einführung Die Mitarbeiter erhielten jeweils eine Broschüre, um 
die Idee der Mitarbeiterbeteiligung transparent zu 
machen. Da keine Eigenbeteiligung vorliegt, gab es 
kein Problem, die Anteile wurden einfach gezeichnet. 

Art der Einführung Betriebsvereinbarung 
Schwierigkeiten bei der Einführung Nein 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Vollständig 
Erreichte Ziele im einzelnen Verbreiterung der Kapitalbasis dadurch, dass das 

Unternehmen mit dem Geld arbeiten kann, bis ein 
Mitarbeiter ausscheidet, stärkere Identifikation der 
Mitarbeiter, Ausrichtung an den Unternehmenszielen, 
Vermögensaufbau. 
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Fortsetzung 25. Fallbeispiel 

Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Zum Zeitpunkt der Einführung nicht 
erkennbare Schwierigkeiten 

Keine 

Zukunft der Mitarbeiterbeteiligung 
im Unternehmen 

Beibehaltung 

 

Kommentierung durch die Geschäftsführung 

Früher war ein Betriebsrat vorhanden, der jedoch abgeschafft wurde, weil ein Kapi-
talausschuss eingeführt wurde. Der Unternehmer hatte die Regelung eingeführt, 
dass ein Mitglied des Kapitalausschusses nicht zugleich auch Mitglied des Betriebs-
rates sein darf. Es sollte ein Interessenkonflikt vermieden werden. Da die Beschäftig-
tenzahl des Unternehmens relativ klein ist und die Mitarbeiter einen direkten Zugang 
zur Geschäftsführung haben und die Kommunikation mit der Geschäftsleitung auch 
auf Zuruf gut funktioniert, wurde der Betriebsrat abgeschafft. 

Die Motivation der Mitarbeiter erachtet der Unternehmer auf Dauer durch eine Mitar-
beiterbeteiligung nicht erreichbar. Im Unternehmen müsse ohne die Mitarbeiterbetei-
ligung ein gutes Klima herrschen, damit die Mitarbeiter motiviert sind, sonst geht es 
nicht. 

Einen wesentlichen Effekt der Mitarbeiterbeteiligung sieht der Geschäftsführer darin, 
dass er selbst merkt, dass er den Kollegen anders begegnet. Es sei schon eine be-
sondere Atmosphäre bei einer Gesellschafterversammlung. Da die Mitarbeiter Mitge-
sellschafter sind, "spricht man anders miteinander". 

Die Mitarbeiterbeteiligung wird nur Mitarbeitern mit einer Betriebszugehörigkeitsdauer 
von drei bis fünf Jahren angeboten, wenn deutlich ist, dass ein Mitarbeiter langfristig 
im Unternehmen bleiben möchte. Nach diesem Zeitraum kann ein Mitarbeiter einen 
Antrag an den Kapitalausschuss stellen. Wenn der Kapitalausschuss die Mitarbeiter-
beteiligung befürwortet, erhält ein Mitarbeiter Anteilsscheine als Erstausstattung. 

Wenn Mitarbeiter aus dem Unternehmen von sich aus ausscheiden, besteht eine 
Sperrfrist von einem Jahr für die Auszahlung. Wenn der Unternehmer einem Mitar-
beiter kündigt, erhält dieser seine Auszahlung sofort. 
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26. Fallbeispiel 

Strukturdaten des Unternehmens 
Branche Unternehmensberatung/Softwareentwicklung 
Beschäftigte 35 
Gründungsjahr 1996 
Rechtsform Aktiengesellschaft 
Tarifbindung Nein 
Betriebsrat Nein 
Allgemeine Angaben zur Mitarbeiterbeteiligung 
Mitarbeiterbeteiligung seit Gerade eingeführt 
Beteiligungssystem Aktien/Aktienoptionen 
Berechtigte für eine Partizipation Ein breiter Mitarbeiterkreis/Führungskräfte 
Anzahl der Partizipierenden 7 Mitarbeiter 
Beteiligung am Eigenkapital 25 % 
Beteiligungskriterien Führungskräfte haben Stammaktien, sonst Vorzugs-

aktien ohne Stimmrecht 
Kapitalaufbringung Zahlung der Mitarbeiter 
Nutzung der staatlichen Förderung Nein 
Angaben zur Einführung der Mitarbeiterbeteiligung 
Anregung Unternehmensführung 
Gründe für die Einführung Mitarbeiterbindung angesichts des Wettbewerbs ins-

besondere mit großen Unternehmen um qualifizierte 
Führungskräfte 

Die verfolgten Ziele Verbreiterung der Kapitalbasis, Verringerung der Mit-
arbeiterfluktuation, stärkere Identifikation der Mitar-
beiter mit dem Unternehmen, Förderung der unter-
nehmerischen Mitverantwortung der Mitarbeiter 

Vorgehensweise bei der Einführung Kapitalerhöhung durch genehmigtes Kapital, Ausga-
be der Aktien 

Art der Einführung Arbeitsvertrag 
Schwierigkeiten bei der Einführung Ja, formale bzw. konzeptionelle 
Erfahrungen mit der Mitarbeiterbeteiligung 
Grad der Zielerreichung Noch zu früh 
Erreichte Ziele im einzelnen Noch zu früh 
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U4 

 

Die materielle Mitarbeiterbeteiligung ist, trotz der ihr zugeschriebenen Vorteile, 
in Deutschland wenig verbreitet. Dieser Befund, der vor allem für kleine und 
mittlere Unternehmen gilt, wirft eine Reihe von Fragen auf, die das IfM Bonn 
auf der Basis schriftlicher und mündlicher Unternehmensbefragungen mithilfe 
bi- und multivariater Analysemethoden beantwortet hat: 

• In welchem Umfang sind die verschiedenen Beteiligungsformen verbreitet 
und gibt es unternehmensgrößenspezifische Unterschiede? 

• Welche finanzwirtschaftlichen, steuerlichen und personalwirtschaftlichen 
Effekte können von den verschiedenen materiellen Beteiligungsformen er-
wartet werden? 

• Inwieweit lassen sich positive Effekte materieller Beteiligungssysteme auf 
den wirtschaftlichen Erfolg von Unternehmen empirisch nachweisen? 

• Welche Bedingungen müssen erfüllt sein, damit die Einführung eines mate-
riellen Beteiligungsmodells erfolgreich und dauerhaft wirksam ist? 

Es wird deutlich, dass insbesondere die Einführung einer Kapitalbeteiligung 
ein sehr komplexer Prozess ist, der ein hohes Maß an Know How erfordert 
und mit einem enormen Aufwand verbunden ist. Dies trägt ebenso wenig zur 
Verbreitung materieller Beteiligungssysteme bei wie die engen Voraussetzun-
gen, unter denen positive finanz- oder personalwirtschaftliche Effekte solcher 
Systeme erwartet werden können. 

 




